Stadt Braunschweig 17-03963

Der Oberburgermeister Beschlussvorlage
offentlich

Betreff:

Bebauungsplan mit ortlicher Bauvorschrift "Mittelweg-Siudwest",
HA 113

Stadtgebiet zwischen der Hamburger StralRe, dem Ringgleis, dem
Mittelweg und der Bebauung am Rebenring

Behandlung der Stellungnahmen, Satzungsbeschluss

Organisationseinheit: Datum:
Dezernat Il 31.05.2017
61 Fachbereich Stadtplanung und Umweltschutz

Beratungsfolge Sitzungstermin Status
Planungs- und Umweltausschuss (Vorberatung) 07.06.2017 o]
Verwaltungsausschuss (Vorberatung) 13.06.2017 N
Rat der Stadt Braunschweig (Entscheidung) 20.06.2017 o}
Beschluss:

"1. Die wahrend der Beteiligung der Offentlichkeit gemaR § 3 (2) sowie der Behdrden und
sonstigen Trager 6ffentlicher Belange gemal § 4 (2) Baugesetzbuch (BauGB) einge-
gangenen Stellungnahmen sind entsprechend den Vorschlagen der Verwaltung gemaf
den Anlagen 6 und 7 zu behandeln.

2. Der Bebauungsplan mit ortlicher Bauvorschrift ,Mittelweg-Sidwest”, HA 113, wird in der
wahrend der Sitzung ausgehangten Fassung geman § 10 (1) BauGB als Satzung
beschlossen.

3. Die zugehdrige Begriindung wird beschlossen.*

Sachverhalt:
Beschlusskompetenz

Die Zustandigkeit des Rates flr den Satzungsbeschluss ergibt sich aus § 58 (2) Nr. 2 Nieder-
sachsisches Kommunalverfassungsgesetz (NKomVG).

Aufstellungsbeschluss und Planungsziel

Durch den Umzug der Druckerei und der Redaktion der Brauschweiger Zeitung an andere
Standorte ist der Bereich zwischen Hamburger Stralde und Mittelweg fiir andere Nutzungen
vakant geworden. Die Stadt Braunschweig hat daher im Juni 2011 den Aufstellungsbeschluss
fir den Bebauungsplan ,Hamburger Stralle-Stdost”, HA 132, mit dem Ziel gefasst, sowohl
Flachen fur grofl¥flachigen Einzelhandel als auch fir den Wohnungsbau zu entwickeln und
darzustellen.

Im weiteren Projektverlauf ergab sich die Teilung des Gesamtvorhabens. Dies fiihrte zu einer
Abspaltung des Wohnbauvorhabens (Bebauungsplan ,Mittelweg-Stidwest”, HA 113) von
dem Einzelhandelsvorhaben (vorhabenbezogenen Bebauungsplan ,Hamburger Stral3e-
Sudost, HA 132).



Ziel des Bebauungsplanes ,Mittelweg-Sudwest®, HA 113, ist es, die planungsrechtlichen
Voraussetzungen fiir die Entwicklung eines innenstadtnahen Wohnquartiers zu schaffen. Der
stadtebauliche Entwurf sieht ein stadtisch gepragtes verdichtetes Wohngebiet mit Geschoss-
wohnungsbau vor. Im Plangebiet sollen bis zu 300 neue Wohneinheiten und ein Studenten-
wohnheim mit rund 240 Apartments geschaffen werden. Im nérdlichen Bereich des Plan-
gebietes soll entlang der bestehenden Gleisanlagen zudem ein Teilabschnitt des die Stadt
umschlielenden gringepragten Geh- und Radweges (Ringgleisweg) entstehen.

Durch die Nutzung vorhandener infrastruktureller Ressourcen und die Umnutzung bereits
bebauter und erschlossener Gebiete ist dieses Vorhaben ein bedeutender und positiver
Beitrag im Sinne einer nachhaltigen und ressourcenschonenden Stadtentwicklung der Stadt
Braunschweig.

Beteiligung der Behorden und sonstiger Trager 6ffentlicher Belange gemaR § 4 (2)
BauGB, und sonstiger Stellen

Diese Beteiligung wurde in der Zeit vom 1. Marz bis 2. Mai 2016 durchgefuhrt.

Die Stellungnahmen sind in der Anlage 7 aufgefiihrt und mit einer Stellungnahme und einem
Vorschlag der Verwaltung versehen.

Stellungnahmen, die zu einer wesentlichen Anderung der Planung gefiihrt hatten, wurden
nicht vorgelegt.

Beteiligung der Offentlichkeit gemiR § 3 (2) BauGB

Am 19. Oktober 2016 wurde die 6ffentliche Auslegung vom Verwaltungsausschuss
beschlossen und in der Zeit vom 23. Januar 2017 bis 22. Februar 2017 durchgefuhrt.

Die Stellungnahmen sind in der Anlage 6 aufgefiihrt und mit einer Stellungnahme und einem
Vorschlag der Verwaltung versehen.

Aufgrund der Einwendung der betroffenen Eigentimerin (siehe Anlage 6, Stellungnahme 3)
wurden die 6ffentliche Grinflache 5 (Kinderspielplatz) und ein Teil der 6ffentlichen Verkehrs-
flache mit der Zweckbestimmung Geh- und Radweg, die den 6stlichen Teil des Flurstickes
231/9 Gemarkung Hagen Flur 4 umfassten, in Abstimmung mit dem Vorhabentrager und der
Eigentimerin von dem Satzungsbeschluss zurtickgestellt.

Die Grundstiickseigentiimerin erklarte sich daraufhin mit Schreiben vom 16. Mai 2017 mit dem
Uberarbeiteten Bebauungsplanentwurf - Stand 10./ 12. Mai 2017 - einverstanden und erklart die
auf den 7. Februar 2017 datierte Stellungnahme mit Einwanden gegen den Ursprungsentwurf
des Bebauungsplanes fiir gegenstandslos, sobald der neue Entwurf Bestandskraft erhalten
habe.

Weitere Stellungnahmen, die zu einer wesentlichen Anderung der Planung gefiihrt hatten,
wurden nicht vorgelegt.

Der Satzungsbeschluss wird aufgrund der eingegangenen Stellungnahme der
Grundstiickseigentiimerin auf den librigen Teil des Bebauungsplanes beschrankt und
die Beschlussfassung iiber den abgetrennten Teil zuriickgestelit.

Die Herausnahme des Spielplatzes aus dem Geltungsbereich beruht auf einer Einwendung
der Grundstiickseigentiimerin, die angrenzenden Flachen werden nicht verandert. Der
Spielplatz wird nicht mehr im Geltungsbereich dieses Bebauungsplanes umgesetzt. Dies ist
auch nicht zwingend erforderlich. Vielmehr wurde ein konkreter anderer Standort in der Nahe
nordlich der Geysostrale im Geltungsbereich des Bebauungsplanes , Taubenstralle®,

HA 135, gefunden. Die Vorhabentragerin ist vertraglich verpflichtet, die fiir das Wohnquartier



erforderlichen Kinderspielgerate nach den Regelungen des stadtebaulichen Vertrages an
dieser durch die Stadt benannten Stelle zu errichten.

Die Zuriickstellung fiihrt zu folgenden Anderungen des Bebauungsplanentwurfes:

e In der Planzeichnung werden die &ffentliche Grinflache 5 (Kinderspielplatz) und ein Teil
der o6ffentlichen Verkehrsflache mit der Zweckbestimmung Geh- und Radweg, die den
Ostlichen Teil des Flurstlicks 231/9 Gemarkung Hagen Flur 4 umfassen, aus dem
Geltungsbereich herausgenommen.

¢ Inden Textlichen Festsetzungen A V 1.3 wurde folgender Satz gestrichen: ,Innerhalb
der Offentlichen Griinflache 5 ist eine Kinderspielflache von mindestens 850 m? zu
integrieren.”

e In der Begrindung wurde Absatz 5.7.1 Grinordnung entsprechend angepasst. Der Satz
»In die Grinflache Nr. 5 ist ein Kinderspielplatz mit ca. 850 m? integriert.“ wurde
gestrichen.

e Entsprechend wurde auch Absatz 5.9 Soziale Infrastruktur der Begriindung angepasst.
,Im Plangebiet sollen daher 4350 500 m? an Spielflache fur Kinder entstehen. Der
weitere aus dem Wohngebiet entstehende Bedarf (850 m?) wird aufderhalb des Plan-
gebietes durch das Angebot an Spielflache fir Kinder nérdlich der Geysostrale im
Geltungsbereich des Bebauungsplanes ,Taubenstral3e”, HA 135, gedeckt werden.

e In Absatz 7 der Begriindung wurden die Flachenangaben angepasst.

e Unter Absatz 8.2 Kosten und Finanzierung wurde folgender Satz erganzt: ,Das slidliche
Flurstiick (231/9; Gemarkung Hagen Flur 4) wird von der Eigentliimerin selbst entwickelt,
die sich vertraglich mit dem Investor Uber die Beteiligung an den ErschlieRungs- und
Folgekosten einigt und verpflichtet, die Griinflache 4 unentgeltlich und lastenfrei an die
Stadt zu Ubertragen.”

Die betroffenen Behdrden und sonstigen Trager offentlicher Belange wurden gemaR § 4 a
Abs. 3 BauGB mit Schreiben vom 18. Mai 2017 erneut beteiligt.

Aus den Stellungnahmen der erneuten Beteiligung der Betroffenen Behorden sind keine
Umstande hervorgegangen, die eine grundlegende Anderung der Planung erforderlich
gemacht hatten.

Von einer erneuten Auslegung wird abgesehen, da mit der vorgenommenen Anderung der
urspringlichen Einwendung der Grundstiickseigentiimerin gefolgt wurde und keine
funktionale Verknipfung der Grinflache zu den Ubrigen Flachen vorhanden ist.

Planidnderungen nach der Beteiligung der Offentlichkeit
Folgende redaktionelle Anderungen wurden nach der 6ffentlichen Auslegung vorgenommen:

e  Zur Verdeutlichung des geplanten Standortes wurde im nérdlichen Parkstreifen der
PlanstralRe A ein Symbol fur Wertstoffcontainer in der Planzeichnung erganzt.

e Zur Verdeutlichung des geplanten Standortes einer Ortsnetzstation wurde stdlich der
offentlichen Grinflache 3 ein Symbol flir Elektrizitat in der Planzeichnung erganzt.

e Im nordwestlichen Plangebiet wurde der Geltungsbereich an die dort in der Zwischenzeit
vorgenommene Flurstlcksteilung angepasst.

¢ Im nordwestlichen Plangebiet wurde die Abgrenzung zwischen der gewidmeten Bahn-
flache und der zu entwidmenden Bahnflache bzw. 6ffentliche Griinflache richtiggestellt.

¢ Inden Textlichen Festsetzungen wurde der Hinweis zur Entwasserung folgendermafen
modifiziert: ,Es ist zwingend erforderlich, die Tiefgaragen baulich gegen eindringendes
Regenwasser bei groReren Regenereignissen zu schitzen.*

Die Anderungen erfolgten auf Wunsch bzw. im Sinne der abgegebenen Stellungnahmen.
Andere Belange Dritter werden durch die Anderungen nicht bertihrt, sodass eine erneute
offentliche Auslegung gemaf § 4 a Abs. 3 BauGB nicht erforderlich ist.



Beschleunigtes Verfahren

Der Bebauungsplan dient der Wiedernutzbarmachung von Flachen bzw. einer MaRnahme
der Innenentwicklung im Sinne von § 13 a BauGB. Das Planverfahren wird daher im
beschleunigten Verfahren unter Anwendung der Vorschriften des vereinfachten Verfahrens
gemald § 13 BauGB durchgeflihrt. Der Flachennutzungsplan der Stadt Braunschweig wird mit
Rechtskraft des Bebauungsplanes im Sinne von § 13 a Abs. 2 BauGB berichtigt.

Empfehlung

Die Verwaltung empfiehlt, die in den Anlagen 6 und 7 aufgefiihrten Stellungnahmen den
Vorschlagen der Verwaltung entsprechend zu behandeln und den Bebauungsplan mit
ortlicher Bauvorschrift ,Mittelweg-Stdwest®, HA 113, als Satzung sowie die Begriindung zu
beschlieRen.

Leuer

Anlage/n:

Anlage 1: Ubersichtskarte

Anlage 2: Nutzungsbeispiel

Anlage 3.1:  Zeichnerische Festsetzungen
Anlage 3.2:  Planzeichenerklarungen

Anlage 4. Textliche Festsetzungen und Hinweise

Anlage 5: Begrindung

Anlage 6: Behandlung der Stellungnahmen aus der Beteiligung der Offentlichkeit geman
§ 3 (2) BauGB

Anlage 7: Behandlung der Stellungnahmen aus der Beteiligung der Behérden gemaf

§ 4 (2) BauGB und sonstiger Stellen



Anlage 1

Braunschweig

Stadt %

Bebauungsplan mit ortlicher Bauvorschrift

HA 113

-Siidwest
Ubersichtskarte zur Lage des Baugebietes im Stadtgebiet

Mittelweg
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Stadt % Braunschweig

Bebauungsplan mit ortlicher Bauvorschrift

Anlage 3.2

Mittelweg - Siidwest HA 113
Planzeichenerklarungen (Zahlenangaben sind Beispiele)
Art der baulichen Nutzung Sonstige Festsetzungen
WA Allgemeines Wohngebiet S . Grenze des Geltungsbereiches
M Mischgebiet ——e—o Nutzungsabgrenzung
MaR der baulichen Nutzung, Hohen bauliche il Flachen fiir Tiefgaragen

Anlagen in Metern iiber dem Bezugspunkt
entsprechend textlicher Festsetzung
0,5 Grundflachenzahl (GRZ)

Zahl der Vollgeschosse
als Mindest- und Héchstmal

GH 7,50 Gebaudehdhe als Héchstmal
in Metern

Bauweise, Baulinien, Baugrenzen

g geschlossene Bauweise
—_—— Baulinie
I Baugrenze
& nur Doppelhauser

und Hausgruppen zulssig

Flachen fiir den Gemeinbedarf

| Kindertagesstatte

Verkehrsflachen

I:I StralRenverkehrsflachen

Verkehrsflachen mit der

I:I besonderen Zweckbestimmung
"Geh- und Radweg"

Flachen und Anlagen der Ver- und Entsorgung

D Elektrizitat

@ Wertstoffcontainer

Griinflachen

‘ Parkanlage (ffentlich) ent-

sprechend textlicher Festsetzung

Spielplatz

MaRBnahmen fiir Natur und Landschaft

@ Erhaltung einzelner Bdume

Geh-, Fahr- und Leitungs-
— ) recht entsprechend
textlicher Festsetzung

Abgrenzung der unterschiedlich
[P festgesetzten Larmpegelbereiche

Nachrichtliche Ubernahmen

|£| Bahnanlagen

m zu entwidmende Bahnflachen

Kennzeichnung
Flachen, deren Boden erheblich
E mit umweltgefédhrdenden Stoffen
belastet sind

Altlast

Hinweise
Mégliche Flache "Schienenverkehr"
- zur Neutrassierung der vorhandenen
Eisenbahnstrecke mit begleitender
Stadtbahn ("Campusbahn")
Bestandsangaben
D Wohngebéaude
S Neben- bzw.
Wirtschaftsgebaude
I:g--"] Gebaude nicht im amtlichen
1] Liegenschaftskataster enthalten
o Flursticksgrenze
11 vorh. Geschosszahl
303 ;177 Flurstiicksnummern
140”7 . "
Z=735. Hoéhenangaben uber NN
Iy, DN Boschung



Anlage 4

Stadt % Braunschweig

Bebauungsplan mit értlicher Bauvorschrift

. Mittelweg Sidwest"

HA 113

Textliche Festsetzungen und Hinweise

A

Stadtebau

gemaR § 1 aund § 9 BauGB

Art der baulichen Nutzung

¢ die der Versorgung des Gebietes dienenden
Laden, Schank- und Speisewirtschaften,
e Betriebe des Beherbergungsgewerbes.

Im Mischgebiet sind Nutzungen oberhalb des
Erdgeschosses geméafRl § 6 Abs. 2 BauNVO wie
folgt zulassig:

e Wohnnutzungen,

1. Im Allgemeinen Wohngebiet WA 1 sind Nutzun- e Geschafts- und Bironutzungen,
gen gemal § 4 Abs. 2 BauNVO wie folgt zulés- ¢ Betriebe des Beherbergungsgewerbes.
sig:
¢ Wohngebéaude, Nicht zulassig sind insbesondere:
¢ die der Versorgung des Gebietes dienenden ¢ Gartenbaubetriebe und Tankstellen,
Laden, Schank- und Speisewirtschaften so- ¢ Vergnugungsstatten, Bordelle und bordellahnli-
wie nicht stérende Handwerksbetriebe, che Betriebe sowie Wohnungsprostitution.
o Anlagen fur kirchliche, kulturelle, soziale, ge-
sundheitliche und sportliche Zwecke,
¢ sonstige nicht stérende Gewerbebetriebe, I MaR der baulichen Nutzung
e Anlagen fur Verwaltungen.
1. Inden Allgemeinen Wohngebieten und in dem
Ausnahmsweise kénnen gemal 8 4 Abs. 3 Mischgebiet sind Uberschreitungen der zulassi-
BauNVO zugelassen werden: gen Grundflachen geméaR § 19 Abs. 4 Satz 3
o Betriebe des Beherbergungsgewerbes. BauNVO bis maximal 20 % zulassig durch die
Grundflachen von
Nicht zul&ssig sind insbesondere: o Stellplatzen mit ihren Zufahrten,
e Gartenbaubetriebe und Tankstellen. ¢ Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO,
¢ baulichen Anlagen unterhalb der Gelande-
2. Im Allgemeinen Wohngebiet WA 2 sind Nutzun- oberflache, durch die das Baugrundstiick le-
gen gemaf § 4 Abs. 2 BauNVO wie folgt zulés- diglich unterbaut wird.
sig:
o Wohngebéaude, 2. Inden Allgemeinen Wohngebieten und in dem
« die der Versorgung des Gebietes dienenden Mischgebiet ist die Flache von Tiefgaragen
Laden, Schank- und Speisewirtschaften so- nicht in die Ermittlung der maximal zuléssigen
wie nicht storende Handwerksbetriebe. Grundflache einzurechnen, soweit die nicht
Uberbauten Flachen auf den Tiefgaragen mit ei-
Ausnahmsweise kbnnen gemaf § 4 Abs. 3 ner durchwurzelbaren Substratiiberdeckung
BauNVO zugelassen werden: von mindestens 0,5 m mit Ausnahme von not-
e Anlagen fir kirchliche, kulturelle, soziale, ge- wendigen Zu- und Ausfahrten sowie Terrassen
sundheitliche und sportliche Zwecke, und Wegen versehen werden.
e sonstige nicht stérende Gewerbebetriebe.
Soweit zur Erfiillung der Textlichen Festsetzun-
Nicht zulassig sind insbesondere: gen AV 2.1 auf den Flachen von Tiefgaragen
e Anlagen fur Verwaltungen, Baumpflanzungen erforderlich sind, ist eine
« Betriebe des Beherbergungsgewerbes, durchwurzelbare Substratabdeckung von min-
« Gartenbaubetriebe und Tankstellen. destens 1,2 m auf einer Flache von mindes-
tens 9 m? je Baumstandort erforderlich.
3. Im Mischgebiet sind im Erdgeschoss Nutzun- 3. Indem Allgemeinen Wohngebiet WAL und in

gen gemal § 6 Abs. 2 BauNVO wie folgt zulés-

sig:

e Geschéfts- und Blronutzungen,

e sonstige Gewerbebetriebe,

e Anlagen fir Verwaltungen sowie fur kirchli-
che, kulturelle, soziale, gesundheitliche und
sportliche Zwecke,

dem Mischgebiet wird die erforderliche Tiefe
der Abstandsflache abweichend vom Bauord-
nungsrecht gemaf § 9 Abs.1 Nr. 2a BauGB auf
mindestens 0,3 H festgesetzt. Der Mindestab-
stand von 3,0 m bleibt von dieser Regelung un-
berthrt.

Bebauungsplan ,Mittelweg Sudwest”, HA 113

Textliche Festsetzungen, Stand: 16.5.2017
Verfahrensstand: § 10 (1) BauGB



Hohe baulicher Anlagen

Gebaudehdhen

In den Allgemeinen Wohngebieten und in dem
Mischgebiet sind Uberschreitungen der zeich-
nerisch festgesetzten maximalen Gebaudehohe
fur technische Anlagen (z. B. Luftungsanlagen,
Abgasschornsteine, Antennen, PV-Anlagen)
und ErschlieRungsanlagen (Treppenhauser und
-aufgénge, Aufziige) bis zu 3,0 m ausnahms-
weise zulassig, soweit sie um das Mal3 ihrer
Hohe von der Fassadenkante zuriickspringen.

In dem Mischgebiet betragt die Gebaudehdhe
von Hauptgebauden mindestens 9 m.

Sockel

In den Allgemeinen Wohngebieten WA 1 und
im Mischgebiet darf die Héhe der Oberkante
des fertigen FuBbodens des Erdgeschosses
(OKFF EG) héchstens 1,2 m Giber dem Bezugs-
punkt betragen.

Bezugspunkt der Hohenangaben

Bezugspunkt fur die Hohenangaben ist die H6-
henlage der nachstgelegenen &ffentlichen Ver-
kehrsflache an dem Punkt der StraRenbegren-
zungslinie, der der Mitte der straRenzugewand-
ten Gebaudeseite am néchsten liegt.

Steigt oder fallt das Gelande vom Bezugspunkt
zur Mitte der straBenseitigen Geb&audeseite, so
ist die Normalhéhe um das Maf der nattrlichen
Steigung oder des Gefalles zu verandern.

Uberbaubare Grundstiicksflachen

Uberschreitung von Baugrenzen und Baulinien

In den Allgemeinen Wohngebieten und in dem

Mischgebiet diirfen die Baugrenzen und Bauli-

nien durch Eingangstberdachungen, Hausein-

gangstreppen, KellerauRBentreppen, Kellerlicht-
schéchte, sonstige AuRentreppen und Rampen
bis zu einer Tiefe von 1,5 m auf insgesamt ma-
ximal 50 % der jeweiligen Fassadenbreite Uber-
schritten werden.

Soweit eine nach innen versetzte Baugrenze fiir
die Staffelgeschosse festgesetzt ist, darf diese
auf maximal 40 % der Fassadenbreite um bis
zu 3,0 m Uberschritten werden.

Vor- und Rickspriinge von Baulinien

In den Allgemeinen Wohngebieten und in dem
Mischgebiet dirfen die Geb&ude von Baulinien
auf maximal 30 % der jeweiligen Fassaden-
breite um bis zu 0,5 m vor- oder zuriicksprin-
gen.

4.1

4.2.

Ruckspriinge von Loggien oder Hauseingangen
durfen auch mehr als 0,5 m betragen.

Loggien dirfen die Baulinien im Allgemeinen
Wohngebiet WA 1 maximal um 1,5 m uber-
schreiten.

Nebenanlagen

Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO
missen zu offentlichen Flachen einen Abstand
von mindestens 3,0 m einhalten. Ausgenom-
men von dieser Abstandsregelung sind Mullbo-
xen, Fahrradsténder, Einfriedungen gemai B
V, Werbeanlagen gemaf B IV 3 und Briefkas-
tenanlagen.

Standorte fur Millboxen missen gemal AV
2.4 begrunt werden.

Ausnahmsweise ist eine bauliche Einfassung

zulassig, soweit sie eine Hohe von 1,6 m nicht
Uberschreitet und aus den unter B Il 2 aufge-
fuhrten Materialien besteht.

Sichtschutzanlagen sind nur innerhalb der Bau-
grenzen zulassig.

Stellplatze

In dem Allgemeinen Wohngebieten WA 1 und

in dem Mischgebiet sind Stellplatze nur wie folgt

zulassig:

e Oberirdische Stellplatze sind nur innerhalb
der Uberbaubaren Grundstucksflachen zulas-
sig.

e Tiefgaragen sind nur innerhalb der Uberbau-
baren Grundstiicksflachen oder den dafur
festgesetzten Flachen zulassig.

In dem Allgemeinen Wohngebieten WA 1 sowie
im Mischgebiet sind Stellplatze in Gebauden
nur in Tiefgaragen unterhalb der Erdgeschoss-
zone bis zu einer Sockelhéhe geman A lll 2 zu-
lassig.

Im Mischgebiet und im Allgemeinen Wohnge-
biet WA 1 ist je Grundstlck nur eine Ein- und
Ausfahrt in einer Breite von maximal 4,0 m zu-
lassig.

Im Wohngebiet WA 2 ist je Grundstiick nur eine
Ein- und Ausfahrt in einer Breite von maximal
3,0 m zulassig.

Grinordnung

Begriinung 6ffentlicher Flachen

11

Die festgesetzten 6ffentlichen Verkehrsflachen

sind wie folgt zu begriinen:

¢ Innerhalb der Planstrale A sind mindestens
50 grof3kronige Laubb&ume integriert in die
Parkplatzflachen zu pflanzen.
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1.2

13

21

2.2

2.3

2.4

2.5

¢ Innerhalb der PlanstraRe B sind insgesamt-
mindestens 14 mittelkronige Laubbdume in-
tegriert in die dort vorgesehenen Parkplatz-
flachen zu pflanzen.

¢ Die Anpflanzungen sind zu erhalten und ge-
méak dem naturlichen Habitus zu pflegen.

Die Anpflanzungen auf den 6ffentlichen Ver-
kehrsflachen sind spatestens in der nachstfol-
genden Pflanzperiode nach Abnahme der Ver-
kehrsflachen entsprechend den Festsetzungen
herzustellen.

Innerhalb der Offentlichen Griinfliche 1.3 mit
der Zweckbestimmung ,Parkanlage” ist eine
Kinderspielflache von mindestens 500 m? zu in-
tegrieren.

rrerhall Sttent Srinfiache st el
. Lolfl i .
tegrieren:

Die Ubrigen Flachen sind als Rasen-/Wiesen-
flachen auszubilden. Einrichtungen fur die Er-
holungsinfrastruktur wie z. B. Wege und Béanke
sind zuldssig. Vorhandene Baume werden
mdglichst erhalten und in die Griinflachenge-
staltung integriert.

Begriinung privater Flachen

Innerhalb der Allgemeinen Wohngebiete sind
auf den Baugrundstuicken je angefangene

750 m? Grundstiicksflache mindestens ein mit-
telkroniger Laubbaum wie Eberesche, Hainbu-
che oder Feldahorn oder ein Obstbaum als
Hochstamm und zuséatzlich zwei Grof3straucher
zu pflanzen.

Stellplatzanlagen fur jeweils mindestens vier
Pkw sind mit Ausnahme der Zufahrten mit einer
mindestens 0,9 m hohen Hecke aus Laubgehdl-
zen einzugriinen.

Auf privaten Grundstiicksflachen mit mindes-
tens sechs Stellplatzen ist je angefangene
sechs Stellplatze ein mindestens mittelkroniger
Laubbaum zu pflanzen und als gliederndes Ele-
ment in die Stellplatzanlage zu integrieren.

Standorte fur Mullboxen sind dreiseitig mit einer
mindestens 1,6 m hohen Hecke aus Laubgehdl-
zen oder mit einem mindestens 1,6 m hohen
und vollstandig mit Schling- und Kletterpflanzen
berankten Stabgitterzaun einzufassen.

In den Allgemeinen Wohngebieten und in dem
Mischgebiet sind die zur Begriinung vorgesehe-
nen Grundstiicksflachen bis zur Ingebrauch-
nahme der baulichen Anlagen, spatestens je-
doch in der darauffolgenden Pflanzperiode, her-
zustellen. Die Anpflanzungen sind fachgerecht
auszufiihren, dauerhaft zu erhalten und bei Ab-
gang zu ersetzen.

2.6

3.1

3.2

3.3

3.4

3.5

3.6

Vorhandene Baume, die die Anforderungen
nach V 2.1 und V 2.3 erfiillen, kdnnen auf diese
Festsetzungen angerechnet werden.

Offentliche und private Flachen

Baume sind innerhalb einer offenen Pflanzfla-
che von mindestens 9 m? und mindestens 2,5 m
Breite zu pflanzen. Ausnahmsweise ist bei den
in die Langsstellplatzflachen integrierten B&u-
men eine Breite von mindestens 2,0 m zulassig.
Die Flachen sind dauerhaft mit bodendecken-
den Geholzen zu begrinen und gegen Uberfah-
ren zu sichern.

Die zeichnerisch zum Erhalt festgesetzten
B&aume sind fachgerecht zu pflegen. Bei Ab-
gang sind sie an annahernd gleicher Stelle mit
der gleichen Baumart in einer Qualitat von 25-
30 cm Stammumfang in 1,0 m Héhe zu erset-
zen. Bauliche Anlagen im Bereich der Kronen-
traufe zzgl. 1,5 m sind unzuldssig.

Fur die festgesetzten Anpflanzungen auf 6ffent-
lichen und privaten Flachen sind folgende Min-
destpflanzqualitaten vorzusehen:

¢ Laubbaume auf 6ffentlichen Flachen: Hoch-
stimme, Stammumfang 18 - 20 cm, gemes-
sen in 1,0 m Hohe,

e Laubbaume auf privaten Flachen: Hoch-
stamme, Stammumfang 16 -18 cm, gemes-
sen in 1,0 m Hohe,

e Grof3straucher: Wurzelware, mind. 3 x ver-
pflanzt, 100 - 125 cm,

e sonstige Strauchpflanzungen: Wurzelware,
mind. 2 x verpflanzt, 60 - 100 cm,

e StralBenbdume: Hochstimme, Stammumfang
18-20 cm, gemessen in 1,0 m Hohe,

e Obstbaume: Hochstamme, Stammumfang
10-12 cm, gemessen in 1,0 m Hohe.

Die offentlichen Griinflachen 1.2, 1.3, 2 und 3
sind spétestens drei Jahre nach ErschlieRungs-
beginn herzustellen und spétestens in drei wei-
teren Jahren fertig zu stellen.

Die Anpflanzungen und sonstigen Begriinungen
auf offentlichen Flachen sind mit einer dreijahri-
gen Entwicklungspflege im Anschluss an die
Fertigstellungspflege herzustellen.

Die festgesetzten Anpflanzungen sind fachge-
recht herzustellen, dauerhaft zu erhalten und
bei Abgang spatestens in der folgenden Pflanz-
periode zu ersetzen.

Vi

MaRnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur
Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft

Fur die Kompensation der durch die Baumal3-
nahmen wegfallenden Nistplatze des Hausrot-
schwanzes sind mindestens sechs geeignete
Nistkasten im Plangebiet zu installieren und
dauerhaft zu erhalten sowie zu pflegen. Hiervon
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jeweils drei Kasten an Baumen anzubringen. In
der Gemeinbedarfsflache sind drei wartungs-
freie und selbstreinigende Nisthilfen fassaden-
biindig unter Putz einzubauen und dauerhaft zu
erhalten.

Fir die Kompensation moglicher Fledermaus-
quartiere ist in den Allgemeinen Wohngebieten
und im Mischgebiet pro Geb&ude mindestens
ein geeigneter Kasten anzubringen. Die Ké&sten
sind als wartungsfreie und selbstreinigende Va-
riante unter Putz einzubauen und dauerhaft zu
erhalten.

Die Auswahl und die Positionierung der Nisthil-
fen fur Vogel und Fledermause sind mit der Un-
teren Naturschutzbehérde abzustimmen.

Vil

Festsetzungen zum Schutz vor schadlichen
Umwelteinwirkungen im Sinne des Bundes-
Immissionsschutzgesetzes

11

1.2

1.3

21

Larmpegelbereiche

In den Allgemeinen Wohngebieten und im
Mischgebiet sind bei Errichtung und Anderung
von Gebauden fir Aufenthaltsraume passive
Schallschutzmaf3nahmen fiir die im Bebauungs-
plan festgesetzten Larmpegelbereiche nach
den Bestimmungen gemaf DIN 4109 ,Schall-
schutz im Hochbau“ und geméaR VDI 2719
~Schallddmmung von Fenstern und deren Zu-
satzeinrichtungen® durchzufuhren.

Ab Larmpegelbereich Il sind schutzwirdige Au-
Renwohnbereiche, wie z. B. Terrassen, Loggien
und Balkone, nur auf der von der Larmquelle
abgewandten Gebaudeseite im direkten Schall-
schatten des Hauses zulassig.

Von den Festsetzungen unter 1.1 und 1.2 kann

ganz oder teilweise abgewichen werden, wenn

im Einzelfall nachgewiesen wird, dass der erfor-
derliche Schallschutz auf andere Art und Weise
gewabhrleistet wird.

Nachweis im Einzelfall:

Schallausbreitungsberechnungen sind nach der
DIN ISO 9613-2 fur eine Mittenfrequenz

f = 500 Hz, Bodenfaktor G = 0,3 und fiir die me-
teorologische Korrektur Cmet mit Co = 2 dB bei
Mitwindwetterlage unter Anwendung des allge-
meinen Verfahrens gemaf Nr. 7.3.1 anzuferti-
gen.

Die Reflexionen sind bis zur ersten Reflexion zu
berlcksichtigen und fir die Gebaudefassaden
ist ein Reflexionsverlust in H6he von 1 dB(A) zu
Grunde zulegen.

Fir die Immissionshohe ist fur das Erdge-
schoss eine Hohe von Hioec = 3,0 m (GOK)
und fir jedes weitere Geschoss eine Hohe von

2.2

2.3

2.4

Hio,c = 2,8 m (GOK) zu beriicksichtigen. Die kri-
tische Immissionspunkthdhe fir Fassaden liegt
bei StralRen- und Gewerbelarm bei 5,8 m

(1. OG) und bei Schienenlarm bei 8,6 m

(2. OG).

Ein rechnerischer Nachweis zur Einhaltung der
Orientierungswerte bzgl. des Stral3enverkehrs-
larms ist auf Grundlage der schalltechnischen
Rechenvorschrift RLS-90 , Richtlinie fiir den
Larmschutz an StralRen” unter Beriicksichtigung
der vorgenommenen Larmminderungsmafnah-
men vorzunehmen.

Ein rechnerischer Nachweis zur Einhaltung der
Orientierungswerte bzgl. des Schienenver-
kehrslarms ist auf Grundlage der schalltechni-
schen Rechenvorschrift Schall 03 ,Richtlinie zur
Berechnung der Schallimmissionen von Schie-
nenwegen“ unter Berticksichtigung der vorge-
nommenen Larmminderungsmafinahmen vor-
zunehmen.

Ein rechnerischer Nachweis zur Einhaltung der
Orientierungs-/ Immissionsrichtwerte bzgl. des
Gewerbelarms (Anlagenléarm) ist auf Grundlage
der TA Larm , Technische Anleitung zum Schutz
gegen Larm" unter Beriicksichtigung der vorge-
nommenen Larmminderungsmalnahmen vor-
zunehmen.

VIl

Sonstige Festsetzungen

11

1.2

Geh-, Fahr- und Leitungsrechte

Innerhalb der mit ,,1“ gekennzeichneten Flache
werden ein Gehrecht und ein Fahrrecht fur Rad-
fahrer zugunsten der Allgemeinheit sowie fiir
Rettungsfahrzeuge festgesetzt.

Innerhalb der mit 2 gekennzeichneten Flachen
wird ein Leitungsrecht zugunsten der Ver- und
Entsorgungstrager festgesetzt.
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B

Ortliche Bauvorschrift

gemanR §8 80 und 84 NBauO in Verbindung mit
8§ 9 Abs. 4 BauGB

Geltungsbereich

Die Ortliche Bauvorschrift gilt fiir den gesamten
Geltungsbereich des Bebauungsplanes ,Mittel-
weg Sudwest, HA 113.

Dacher

Dachformen

In den Allgemeinen Wohngebieten und in dem
Mischgebiet sind fur Gebaude nur Flachdacher
mit einer Dachneigung von maximal 6° zulés-

sig.
Dachbegriinung

In den Allgemeinen Wohngebieten und in dem

Mischgebiet sind mindestens 50 % der Dachfla-

che der Hauptgeb&ude extensiv zu begriinen.

Innerhalb der Begriinung befindliche Oberlich-
ter kdnnen auf die begriinten Flachen ange-
rechnet werden. Oberhalb der Begriinung sind

Photovoltaik- und Solaranlagen zulassig, sofern

die Funktionsfahigkeit der Dachbegriinung ge-
wabhrleistet ist.

Fassaden

1.

11

13

Fassadengliederung

Im Allgemeinen Wohngebiet WA 1 und im
Mischgebiet sind die den &ffentlichen Flachen
zugewandten Fassaden mindestens alle 25 lau-
fende Meter durch

e Material- und/oder Farbwechsel und
Traufspriinge oder

e durch Vor- und Rickspriinge der Fassade
zu gliedern.

Ausnahmsweise kann die Gliederung der Fas-
saden auch mit anderen architektonischen Mit-
teln erfolgen.

In den Allgemeinen Wohngebieten und in dem
Mischgebiet sind Fenster in den, den &ffentli-
chen Flachen zugewandten Fassaden, in ste-

henden Formaten auszuflihren. Ausnahmen von

dieser Vorschrift kbnnen zugelassen werden,
wenn die vorgesehene vertikale Gliederung der
Baukorper auf andere Art und Weise erfolgt.

2. Materialien/ Farbigkeit

2.1 Im Mischgebiet sind die den o&ffentlichen Fla-
chen zugewandten Fassaden in Ziegelsicht-
mauerwerk auszufiihren. Zuldssig sind folgende
Farbtone:

NCS S 2020-Y bis 2020-Y70R

NCS S 3010-Y bis 3010-Y70R

NCS S 1505-Y bis 1505-Y70R

NCS S 2005-Y bis 2005-Y70R

NCS S 1015-Y bis 1015-Y70R

NCS S 1020-Y bis 1020-Y70R

und Zwischenténe der genannten Farben.

Als verbindliche Farbkarte ist das Farbregister
NSC zu verwenden.

2.2 Im Allgemeinen Wohngebiet WA 1 sind die den
offentlichen Flachen zugewandten Fassaden in
Ziegelsichtmauerwerk, in durchgefarbtem Sicht-
beton oder mit mineralischem Putz auszufih-
ren. Zuléssig sind folgende Farbttne:

Grau:

NCS 1502-G

NCS 2000-N

Weil3:

NCS 0903-Y27R

NCS 1402-G83Y

NCS 0602-G06Y

NCS 0502-YO7R

NCS 0300-N

und Zwischenténe der genannten Farben.
Als verbindliche Farbkarte ist das Farbregister
NSC zu verwenden.

2.3 Im Mischgebiet und im Allgemeinen Wohnge-
biet WA 1 sind mindestens 10 %, hdchstens je-
doch 30 % anderweitige Materialien in beliebi-
gen Farbtonen zu verwenden. Bei der Flachen-
berechnung werden Fenster und andere Off-
nungen nicht mitgerechnet.

3. Loggien und Balkone

3.1 Im Mischgebiet und im Allgemeinen Wohnge-
biet WA 1 sind die den o¢ffentlichen Flachen zu-
gewandten Freisitze nur als Loggien zulassig.

3.2 Loggien im Sinne dieser Festsetzungen sind
Freisitze, die maximal 1,5 m tber die dul3ere
Begrenzungslinie der Fassaden hinausragen.

IV Werbeanlagen

1. Inden Allgemeinen Wohngebieten und in dem

Mischgebiet sind Werbeanlagen nur wie folgt
zulassig:

e Werbeanlagen sind nur an der Statte der
Leistung zulassig.

e Werbeanlagen sind nur an den Fassaden
im Bereich der Erdgeschosszone zulassig.
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e Werbeanlagen diirfen eine Lange von 2/3
der Fassade der zugehdrigen Nutzungsein-
heit und eine H6he von 0,6 m nicht tber-
schreiten.

In den Allgemeinen Wohngebieten und dem

Mischgebiet sind insbesondere unzuléssig:

e Anlagen mit sich turnusmaRig verandernder
Werbedarstellung, wie z. B. LED-Bildschirme,
Rollbénder, Filmwande oder CityLightBoards,

o blinkende Werbeanlagen, Wechsellicht,
Lauflichtbander und Skybeamer,

e akustische Werbeanlagen.

Einfriedungen

In den Allgemeinen Wohngebieten und in dem
Mischgebiet sind Einfriedungen entlang von 6f-
fentlichen Flachen und entlang der Flachen des
mit , 1" gekennzeichneten Gehrecht nur wie
folgt zulassig:

e als Hecke aus Laubgehélzen ggf. in Verbin-
dung mit einem integrierten Maschendraht-
zaun oder Stabgitterzaun bis zu einer Héhe
von maximal 0,8 m oder

e als gemauerter Sockel mit einer Hohe von
maximal 0,5 m.

Entlang der als Verkehrsflache besonderer
Zweckbestimmung festgesetzten Flachen sind
Einfriedungen ausnahmsweise bis zu einer
Hohe von maximal 1,60 m zul&ssig.

Die Einfriedung der Gemeinbedarfsflache ist an-
grenzend an offentliche Grunflachen als Hecke
aus Laubgehdlzen mit einem Zaun auszufiihren.

VI

Einstellplatze

Fir Doppelhaushalften und Reihenendhauser
mussen zwei Einstellplatze je Wohnung herge-
stellt werden. Dabei ist die Anordnung hinterei-
nanderliegender (,gefangener”) Einstellplatze
zuléssig.

Fur Reihenmittelhauser und Mehrfamilienhau-
ser missen ein Einstellplatz je Wohnung herge-
stellt werden.

Fir Kleinwohnungen unter 40 m2 Wohnflache
gemal Wohnflachenverordnung und fur Woh-
nungen, die mit Mitteln der sozialen Wohnraum-
foérderung geférdert werden, missen 0,5 Ein-
stellplatze je Wohnung hergestellt werden.

Fir Kleinwohnungen unter 40 m2 Wohnflache
gemal Wohnflachenverordnung, die an das
Studentenwerk oder einen anderen Trager ge-
bunden sind, gilt der Stellplatzschlissel von
mindestens 0,33 Einstellplatzen je Wohnung,
wenn mindestens 1,0 Fahrradeinstellplatz je
Wohnung hergestellt wird.

VIl Sonstige Festsetzungen

1. Niederschlagswasserbeseitigung
Das anfallende Niederschlagwasser von priva-
ten Flachen ist auf den Baugrundstiicken zu
versickern.

VIII  Ordnungswidrigkeiten

Ordnungswidrig gemaf § 80 Abs. 3 NBauO handelt,
wer eine Baumalnahme durchfiihrt oder durchfiihren
lasst, die der ortlichen Bauvorschrift widerspricht.

Bebauungsplan ,Mittelweg Sudwest”, HA 113

Textliche Festsetzungen, Stand: 16.5.2017
Verfahrensstand: § 10 (1) BauGB



Hinweise

Kampfmittel

Im Geltungsbereich des Bebauungsplanes ist
mit Kampfmitteln aus dem 2. Weltkrieg zu rech-
nen. Aus Sicherheitsgriinden sind Gefahrener-
forschungsmafRnahmen auf Kampfmittel durch-
zufuhren. Der Untergrund fur geplante Baufla-
chen ist so zu untersuchen, dass diese nach-
weislich frei sind von Kampfmitteln.

Informationen zu passiven Schallschutzmal-
nahmen

Zur Umsetzung der textlichen Festsetzungen

A VIl ,Festsetzungen zum Schutz gegen schéad-
liche Umwelteinwirkungen im Sinne des Bun-
des-Immissionsschutzgesetzes” sind folgende
Grundlagen maf3geblich:

¢ VDI-Richtlinie 2719 ,Schallddmmung von
Fenstern und deren Zusatzeinrichtungen®,
Herausgeber Deutsches Institut fir Nor-
mung, Beuth-Verlag, Berlin,1987,

¢ DIN 4109 ,Schallschutz im Hochbau“, Her-
ausgeber Deutsches Institut fir Normung,
Beuth-Verlag, Berlin, 1989.

Diese Unterlagen kdnnen in der ,Beratungs-
stelle Planen - Bauen - Umwelt* der Stadt
Braunschweig eingesehen werden.

Schallvorbelastung

Das Plangebiet ist durch den Verkehr auf der
StralRe Mittelweg sowie durch den Schienenver-
kehr im Bereich des Ringgleises larmvorbelas-
tet.

Qualifizierter Freiflachenplan

Mit den Bauantragsunterlagen ist ein qualifizier-
ter Freiflachenplan einzureichen.

Gehdlzpflanzungen

Fir die auf 6ffentlichen Grinflachen und den
MafRnahmenflachen genannten Gehdlzpflan-
zungen sind Geholze nachweislich aus autoch-
thonen Erntebestdnden mit dem Herkunftsge-
biet 1 (entsprechend dem Leitfaden des BMU
2012) zu verwenden.

Altlasten

Im Geltungsbereich liegen Bodenbelastungen
vor. Diese Belastungen kdnnen nicht einer
friheren Nutzung zugeordnet werden. Vielmehr
beschranken sich die Belastungen weitestge-
hend auf den Aufflllungsbereich, bestehen
groRteils aus teerhaltigem Abbruchmaterial wie
die Untersuchungen des am starksten belaste-
ten Grundstuicks Mittelweg 3 zeigen.

Fur die gegenwartigen Nutzungen (gewerbliche
Nutzung, Brachflache) geht von den Verunreini-
gungen keine Gefahr aus, aufgrund der
schlechten Wasserl6slichkeit der Schadstoffe
auch nicht fur das Grundwasser. Fur die zukinf-
tige Wohnnutzung hingegen sind in den ge-
kennzeichneten Bereichen die Belastungen zu
hoch.

Als Maf3stab fir gesundes Wohnen und die
Kennzeichnung dienen die in der Bundesboden-
schutzverordnung (BBodSchV) genannten Prif-
werte. Es sind daher die Flachen gekennzeich-
net, bei denen die dort genannten Prifwerte fur
den Boden Uberschritten werden. Um die zu-
kiinftige Nutzung zu ermdglichen und gesundes
Wohnen zu garantieren, miissen alle Verunrei-
nigungen beseitigt werden, die tber diesen
Prifwerten liegen.

Die Beseitigung der Verunreinigungen erfolgt
durch Bodenaushub bzw. Bodenaustausch. Zur
Beweissicherung werden seitens eines Gutach-
ters Bodenproben aus den Sohlen- und Rand-
bereichen gezogen und analysiert. Zwei Teilbe-
reiche mit Belastungen wurden bereits saniert
und sind dementsprechend nicht mehr gekenn-
zeichnet. Sanierungsgutachten liegen dazu vor.

Trotz der SanierungsmafRnahmen kénnen be-
reichsweise bei Aushub Boden anfallen, die so
stark belastet sind, dass sie nicht uneinge-
schrankt verwertbar sind, sondern ggf. als ge-
fahrlicher Abfall zu entsorgen sind.

Entwéasserung

Die dezentrale Versickerung der ¢ffentlichen
Bereiche ist so bemessen, dass das Regenwas-
ser bei einem 20-jahrlichen Regenereignisses
zuriickgehalten werden kann, ohne dass Was-
ser auf angrenzende Verkehrs- oder Grund-
stucksflachen uberlauft. Es ist zwingend erfor-
derlich, die Tiefgaragen baulich gegen eindrin-
gendes Regenwasser bei gréReren Regener-
eignissen zu schitzen.

Nachrichtliche Ubernahmen

Bahnanlagen

In die Planzeichnung sind alle derzeit dem
Fachplanungsrecht unterliegenden Flachen als
nachrichtliche Ubernahme dargestellt. Bis zu ei-
ner Freistellung gemaf § 23 AEG (Allgemeines
Eisenbahngesetz) unterliegen auch die als ,zu
entwidmende Bahnflachen" bezeichneten Fl&-
chen dem Fachplanungsrecht. Danach treten
hierfir gem. 8 9 Abs. 2 BauGB die Festsetzun-
gen des Bebauungsplanes in Kraft (siehe auch
AVIIL3).
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1 Rechtsgrundlagen - Stand: 2. Mai 2017-

1.1 Baugesetzbuch (BauGB)
in der Fassung vom 23. September 2004 (BGBI. | S. 2414), zuletzt geandert
durch Artikel 6 des Gesetzes vom 20. Oktober 2015 (BGBI. | S. 1722)

1.2 Baunutzungsverordnung (BauNVO)
in der Fassung vom 23. Januar 1990 (BGBI. | S. 132), zuletzt geandert durch
Artikel 2 des Gesetzes vom 11. Juni 2013 (BGBI. | S. 1548)

1.3 Planzeichenverordnung (PlanZV)
in der Fassung vom 18. Dezember 1990 (BGBI. |1 1991 S. 58), geandert
durch Artikel 2 des Gesetzes vom 22. Juli 2011 (BGBI. | S. 1509)

14 Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG)
in der Fassung der Bekanntmachung vom 17. Mai 2013 (BGBI. S. 1274), zu-
letzt geandert durch Artikel 55 des Gesetzes vom 29. Marz 2017 (BGBI |
S. 626)

1.5 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG)
in der Fassung vom 29. Juli 2009 (BGBI. | S. 2542), zuletzt geandert durch
Artikel 19 des Gesetzes vom 13. Oktober 2016 (BGBI. | S. 2258)

1.6 Gesetz Uiber die Umweltvertraglichkeitspriifung (UVPG)
in der Fassung der Bekanntmachung vom 24. Februar 2010 (BGBI. | S. 94), zu-
letzt geandert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 30. November 2016 (BGBI. |
S. 2749)

1.7 Niedersachsisches Ausfiihrungsgesetz zum Bundesnaturschutzgesetz
(NAGBNatSchG)
in der Fassung vom 19. Februar 2010 (Nds. GVBI. S. 104)

1.8 Niedersachsische Bauordnung (NBauO)
in der Fassung vom 3. April 2012 (Nds. GVBI. S. 46), zuletzt geandert durch
Artikel 2 des Gesetzes vom 23. Juli 2014 (Nds. GVBI. S. 206)

1.9 Niedersachsisches Kommunalverfassungsgesetz (NKomVG)
in der Fassung vom 17. Dezember 2010 (Nds. GVBI. S. 576), zuletzt gean-
dert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 2. Marz 2017 (Nds. GVBI S. 48)
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Planungsrechtliche Verhéaltnisse

2.1

2.2

2.3

2.4

Regional- und Landesplanung

Raumordnungsplan

Im Landesraumordnungsprogramm Niedersachsen 2008 und im Regionalen
Raumordnungsprogramm (RROP) 2008 fur den GroRraum Braunschweig ist
Braunschweig im oberzentralen Verbund mit Wolfsburg und Salzgitter als
Oberzentrum verbindlich festgelegt. Dem oberzentralen Verbund sind die
Schwerpunktaufgaben ,Sicherung und Entwicklung von Wohn- und Arbeits-
statten“ zugewiesen.

Der Geltungsbereich dieses Bebauungsplanes wird im RROP 2008 nach-
richtlich als ,vorhandener Siedlungsbereich“ dargestellt, weitere Darstellun-
gen enthalt das RROP nicht.

Flachennutzungsplan

Fur den Geltungsbereich dieses Bebauungsplanes gilt der Flachennutzungs-
plan der Stadt Braunschweig in der Form der Neubekanntmachung vom

6. Oktober 2005. Er stellt fir das Plangebiet gewerbliche Bauflachen dar. Die
derzeitige Darstellung als gewerbliche Bauflache resultiert aus der bisherigen
gewerblichen Nutzung durch Druckerei und Redaktion der Braunschweiger
Zeitung. Die beabsichtigten Festsetzungen des Bebauungsplanes ,Mittelweg
Sudwest”, HA 113, lassen sich somit nicht aus dieser Darstellung entwickeln.

Gemal § 13a Abs. 2 Nr. 2 BauGB wird der Flachennutzungsplan daher pa-
rallel zur Bekanntmachung des hier vorliegenden Bebauungsplanes ,Mittel-
weg-Sudwest”, HA 113 angepasst. Die zuklnftige Darstellung wird Wohn-
baubauflache sein. Entlang des Ringgleises soll eine Grunflache mit der
Zweckbestimmung Parkanlage fortgefiihrt werden. Mit dieser Anderung ist
der Bebauungsplan gemal} § 8 Abs. 2 BauGB aus dem Flachennutzungsplan
entwickelt.

Bebauungsplane

In einem Teilbereich des Geltungsbereiches des neuen Bebauungsplanes entlang
der Hamburger Stral3e existiert der rechtskraftige Bebauungsplan ,Hambur-
ger Stralle-Sud*, HA 117, der auf einem ca. 20 m breiten Streifen parallel
zur Hamburger Strale im Bereich des Ringgleises Flachen flir Bahnanlagen
nachrichtlich darstellt.

Nachrichtliche Ubernahmen

Die im Geltungsbereich befindlichen Flachen der Gleistrassen der ehemali-
gen Braunschweigischen Landeseisenbahn wurden in die Planzeichnung
nachrichtlich tUbernommen.
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3 Anlass und Ziel der Planung

Das Gebiet liegt unmittelbar nérdlich des die Innenstadt begrenzenden Re-
benringes in der zum Stadtbezirk Nordstadt gehdrigen Gemarkung Hagen.
Der Geltungsbereich dieses Bebauungsplanes umfasst im Wesentlichen Teil-
bereiche des ehemaligen Grundsticks der Braunschweiger Zeitung sowie
die unmittelbar sudlich und nérdlich angrenzenden Flachen.

Durch den Umzug der Druckerei und der Redaktion der Brauschweiger Zei-
tung an andere Standorte ist der Bereich zwischen Hamburger Stral3e und
Mittelweg fur andere Nutzungen vakant geworden.

Die Stadt Braunschweig hat daher im Juni 2011 die Aufstellungsbeschlisse
fur den vorhabenbezogenen Bebauungsplan ,Hamburger Stralle-Stidost",
HA 132, und die hierfiir notwendige 107. Anderung des Flachennutzungspla-
nes mit dem Ziel gefasst, sowohl Flachen fur grofl3flachigen Einzelhandel als
auch fir den Wohnungsbau zu entwickeln und darzustellen. Im weiteren Pro-
jektverlauf ergab sich die Teilung des Gesamtvorhabens. Dies fuhrte zu einer
Abspaltung des Wohnbauvorhabens von dem Einzelhandelsvorhaben. Der
dem Aufstellungsbeschluss zugrunde liegende Geltungsbereich wird flr den
vorhabenbezogenen Bebauungsplan ,Hamburger Stralle-Sudost”, HA 132,
entsprechend verkleinert und in einem separaten Verfahren behandelt.

In der Stadt Braunschweig besteht ein dringender Bedarf an der Schaffung
von Wohnraum. Prognosen sagen Braunschweig ein moderates Bevolke-
rungswachstum bis zum Jahr 2030 vorher. Es besteht insbesondere eine
starke Nachfrage nach innenstadtnahem Wohnraum. Damit mittel- bis lang-
fristig der entsprechende Bedarf gedeckt werden kann, mussen geeignete
Standorte fur die kinftige Entwicklung von Wohnbauland gefunden werden.
Mit dem Bebauungsplan ,Mittelweg-Sidwest“, HA 113, soll daher ein innen-
stadtnahes Wohnquartier mit etwa 300 neuen Wohneinheiten und einem Stu-
dentenwohnheim mit rund 240 Appartements geschaffen werden.

Ziel der Aufstellung des Bebauungsplanes ,Mittelweg-Sudwest®, HA 113, ist
es, die planungsrechtlichen Voraussetzungen fur die Entwicklung eines in-
nenstadtnahen Wohnquartiers und die Umsetzung des im nérdlichen Bereich
des Plangebietes verlaufenden Abschnitts des Ringgleisweges zu schaffen.

Der stadtebauliche Entwurf sieht ein stadtisch gepragtes verdichtetes Wohn-
gebiet mit Geschosswohnungsbau vor. Zum Mittelweg ist ein gemischt ge-
nutzter Bereich mit nicht storendem Gewerbe vorgesehen. Mit Blick auf die
Nahe zur Technischen Universitat soll im Plangebiet auch ein Studenten-
wohnheim entstehen. Im stdoéstlichen Bereich des Geltungsbereichs werden
gereihte Stadthauser das Angebot an Wohnformen erganzen. Freistehende
Einfamilienhauser sind aufgrund der mit dieser Bauform verbundenen gerin-
gen stadtebaulichen Dichte nicht vorgesehen. Die Erschlielung des Wohn-
quartiers erfolgt vom Mittelweg.
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Im ndrdlichen Bereich des Plangebietes soll entlang der bestehenden Gleis-
anlagen ein Teilabschnitt des die Stadt umschlieRenden gringepragten, kli-
maschutzwirksamen Freiraumrings entstehen. Am 11. Oktober 2011 hat der
VA daher die Aufstellung eines Bebauungsplanes ,Norddstliches Ringgleis®,
HA 133, mit dem Ziel beschlossen, auf den Flachen entlang der Gleistrassen
der ehemaligen Braunschweiger Landeseisenbahn eine Freiraumachse so-
wie einen Geh- und Radweg zu realisieren (Ringgleisweg). Im Geltungsbe-
reich des Bebauungsplanes ,Mittelweg-Stdwest“, HA 113, wird das stadte-
bauliche Ziel der besagten Freiraumachse konkret bertcksichtigt.

Durch die Nutzung vorhandener infrastruktureller Ressourcen und die Um-
nutzung bereits bebauter und erschlossener Gebiete ist dieses Vorhaben ein
bedeutender und positiver Beitrag im Sinne einer nachhaltigen und ressour-
censchonenden und somit effizienten Stadtentwicklung der Stadt Braun-
schweig.

Es handelt sich um eine Malnahme der Innenentwicklung. Die durch die
Festsetzungen mégliche zulassige Grundflache betragt ca. 13.700 m2. Der
angrenzende in Aufstellung befindliche Bebauungsplan ,Hamburger Stralle
Sudost®, HA 132, liegt nicht in einem engen sachlichen und raumlichen Zu-
sammenhang zur vorliegenden Planung. Seine Aufstellung erfolgt zeitlich
versetzt und unabhangig. Zudem dient er der Entwicklung eines Ubergeord-
neten Nahversorgungsstandortes und wird als Vorhabenbezogener Bebau-
ungsplan mit Umweltbericht aufgestellt. Anhaltspunkte flr die Beeintrachti-
gung von FFH- oder Vogelschutzgebieten sind nicht erkennbar. Die Voraus-
setzungen fur die Anwendung des beschleunigten Verfahrens sind somit er-
fullt. Der Bebauungsplan HA 113 wird als Bebauungsplan der Innenentwick-
lung im Sinne von § 13a BauGB aufgestellt.

Im Verfahren nach § 13a BauGB wird eine Umweltpriifung nicht durchgefuhrt
und ein Umweltbericht nicht erstellt. Naturschutzfachliche Eingriffe, die auf
Grund des Bebauungsplans zu erwarten sind, gelten bei Bebauungsplanen
mit einer zulassigen Grundflache von weniger als 20.000 m? im Sinne der
Eingriffsregelung als vor der planerischen Entscheidung erfolgt oder zulassig.
Ein naturschutzfachlicher Eingriffsausgleich ist somit nicht erforderlich, eine
Eingriffs-/ Ausgleichsbilanzierung wird nicht vorgenommen.
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Umweltbelange

4.1

Die Belange des Umweltschutzes nach § 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB und nach

§ 1a Abs. 3 BauGB und die abwagungsrelevanten Umweltauswirkungen, die
sich durch die Planung ergeben, werden mit ihren entsprechenden Wirkungs-
feldem betrachtet und bewertet.

Beschreibung der Planung

Das ca. 5 ha grol3e Plangebiet liegt unmittelbar nérdlich des die Innenstadt
begrenzenden Rebenringes zwischen der Hamburger Stralle und dem Mittel-
weg. Im Norden wird das Gebiet durch den Gewerbebereich ,Schimmelhof*,
im Osten durch den Mittelweg und im Suden durch die anschliel’ende Be-
bauung am Rebenring begrenzt. Im Westen grenzt das ebenfalls auf dem
Grundstick der enemaligen Braunschweiger Zeitung befindliche und parallel
zu diesem Verfahren in der Entwicklung stehende Gebiet ,Hamburger
StralRe-Sudost” (Vorhabenbezogener Bebauungsplan HA132) an, auf dem
grol¥flachiger Einzelhandel sowie Buro- und Gewerbenutzungen realisiert
bzw. erhalten werden sollen.

Zum dem Geltungsbereich des Bebauungsplans ,Mittelweg-Sudwest®, HA
113, gehoren die ehemaligen Stellplatzflachen der Braunschweiger Zeitung,
die zur Eingriinung der Stellplatzanlagen dienenden Grinflachen im Osten
des Plangebietes, ca. die Halfte des ehemaligen Druckereigebaudes, sowie
die entlang der Gleisanlagen verlaufenden Grinflachen zwischen Hamburger
Strale und Mittelweg. Das gesamte Grundstlick, auf dem sich die mittler-
weile abgerissenen Gebaude der Druckerei und der Redaktion der Braun-
schweiger Zeitung sowie im 0stlichen Bereich die hierfur notwendigen Stell-
platzflachen befanden, sind fiir die Offentlichkeit bisher nicht zuganglich.
Sudlich entlang der Grundstlicksgrenze gibt es jedoch eine bestehende und
gut genutzte Wegeverbindung die in Ost-Westrichtung zwischen Hamburger
Stralle und Mittelweg verlauft.

Sidlich an den Weg grenzt eine stadtische Flache, die derzeit von Gewerbe-
treibenden an der Hamburger Stral’e zu einem kleinen Teil als Stellplatzfla-
che genutzt wird. Auf der Ubrigen Flache befindet sich Wildwuchs. Des Wei-
teren gehdren ein vom Rebenring erschlossenes Gartengrundstiick, sowie
mehrere vom Mittelweg zugangliche gewerblich genutzte Grundstiicke, zum
Geltungsbereich.

Die im Plangebiet liegenden Flachen sollen zu einem innenstadtnahen ver-
dichtetem Wohngebiet mit Anbindung an den Ringgleisweg entwickelt wer-
den. Die Baufelder lassen verschiedene Wohnformen, wie z. B. den ange-
strebten Geschosswohnungsbau oder auch gereihte Stadthauser zu. In dem
durch den Entwurf vorgegebenen stadtebaulichen Rahmen soll aufgrund der
Nahe zur Technischen Universitat ein Studentenwohnheim geschaffen wer-
den. Somit kann den Anforderungen der beabsichtigten durchmischten Be-
wohnerstruktur Rechnung getragen werden. DarUber hinaus sieht der Ent-
wurf am Mittelweg einen gemischt genutzten Bereich mit nicht stérendem
Gewerbe vor.
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4.2

4.2.1

Die westliche Halfte des ehemaligen Gelandes der Braunschweiger Zeitung
bildet den Uberwiegenden Bereich des vorhabenbezogenen Bebauungspla-
nes ,Hamburger Strale-Studost“ HA 132, der mit dem Entwicklungsziel eines
Gewerbe- bzw. Sondergebiet Einzelhandel parallel zu diesem Verfahren be-
arbeitet wird.

Die Erschliefung des Wohngebiets soll vom Mittelweg erfolgen. Eine Verbin-
dung fur den Kfz-Verkehr zu den westlich angrenzenden gewerblichen Nut-
zungen ist nicht geplant, um keine Schleichverkehre entstehen zu lassen. Ein
bereits existierender, jedoch noch nicht durchgangig gewidmeter Ful3- und
Radweg zwischen der Hamburger Strale und dem Mittelweg wird nach Wes-
ten eine Durchbindung fur den Rad- und FulRverkehr zu dem geplanten Ein-
zelhandel an der Hamburger Stral3e bilden.

Im ndrdlichen Plangebiet wird, als Folgenutzung auf aufgegebenen Bahnan-
lagen des historischen Ringgleises sowie entlang noch genutzter Bahnanla-
gen des Gleisringes, ein Streckenabschnitt des Ringgleisweges entstehen.
Der Ringgleisweg soll langfristig zu einem die Stadt umschlieenden, grun-
gepragten, klimaschutzwirksamen Freiraumring von hohem Naherholungs-
und Freizeitwert mit integriertem Rad- und FulRweg entwickelt werden. Der
Freizeitweg wird Uber die Quartiersgrenzen hinaus ein verbindendes Element
darstellen und das neue Wohngebiet sowohl an den Nordpark mit den frei-
zeitbezogenen Einrichtungen (Spielplatze, Aufenthaltsbereiche, Rodelhlgel
etc.) als auch an die Naherholungsflachen Olper See im Westen und Schun-
tertal im Osten anbinden. Im Bereich der durch den ndrdlichen Geltungsbe-
reich filhrenden Bahnstrecke zur Versorgung des BS|[ENERGY-Kraftwerkes
und den begleitenden Grinflachen sind Flachen zur Schaffung einer Stadt-
bahnverbindung (,Campusbahn®) bertcksichtigt.

Um den Ful3- und Radverkehr zukiinftig weiter zu starken, ist aulerdem eine
in Nord-Sud-Richtung verlaufende Wegeverbindung zwischen Ringgleisweg
und der Kreuzung Rebenring Ecke Muhlenpfordtstral’e vorgesehen.

Beschreibung und Bewertung der Umwelt

Die Ermittlung und Beurteilung der Umweltsituation der einzelnen Schutzgu-
ter erfolgt durch geeignete Prifungsmethoden fir die Umweltmerkmale, die
voraussichtlich erheblich beeinflusst werden. Vorrangig ist der Geltungsbe-
reich des Bebauungsplanes zu betrachten. Der Betrachtungsraum der Um-
weltbelange geht Gber den Geltungsbereich des Bebauungsplanes hinaus,
soweit raumlich-funktionale Beziehungen dies erfordern.

Mensch und Gesundheit

Insgesamt ist das Plangebiet auRerhalb der Verkehrswege nicht bzw. nur
eingeschrankt fur die Offentlichkeit zur Erholung nutzbar. Am nérdlichen
Rand des Plangebietes befinden sich Gleisanlagen, die keinen unmittelbaren
Wert fur die Erholung darstellen. Das gesamte ehemalige Druckereigelande
ist 6ffentlich nicht zuganglich. An der Grundstiucksgrenze verlauft ein nicht
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durchgangig gewidmeter Geh- und Radweg, der einen geringen Wert fur die
Erholung hat. Die sudlich daran angrenzenden Flachen sind fur die Offent-
lichkeit ebenfalls nicht zuganglich.

Als Folge der Realisierung der vorliegenden Planung wird das Gelande der
Druckerei zu einem Wohnquartier entwickelt. Durch die Realisierung von ca.
300 neuen Wohneinheiten ergibt sich ein zusatzlicher Bedarf an Gberortli-
chem und 6rtlichem wohnungsnahem Freiraum flr die Erholung der neuen
Anwohner. Analog der DIN 18034 entsteht aul3erdem ein Mehrbedarf von je-
weils 1350 m? an Spielflache fur Kinder und Jugendliche.

Fur die Sicherung des uberortlichen Freiraumbedarfs soll innerhalb des Be-
bauungsplanes der stadtweit bedeutsame Ringgleisweg mit angrenzenden
Grinflachen festgesetzt werden. Der Ringgleisweg schafft zudem eine Ful3-
und Radwegverbindung zu dem zukunftig in ca. 500 m Entfernung entste-
henden Nordpark im angrenzenden Bebauungsplangebiet ,Taubenstralie®.
Innerhalb des Wohnquartiers sollen wohngebietsbezogene Freiraume das
unmittelbare Wohnumfeld erganzen.

Im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens wurde im Geltungsbereich ,Mittel-
weg-Sudwest” neben der Biotoptypenkartierung eine Kartierung der
Avifauna, Fledermause (inkl. Aufnahme von Hohlenbdumen) und bedingt der
Reptilien und Amphibien durchgefuhrt.

Der Untersuchungsraum ist durch intensive Nutzung (Uberbauung, Versiege-
lung) in erster Linie im Bereich der Druckerei, der Redaktion und des Park-
platzes der Braunschweiger Zeitung und des Discounters im Stden vorbelas-
tet. Im Bereich des sudwestlich angrenzenden Obstbaumbestandes kommt
es durch die umliegende Bebauung und Stral3en zu Vorbelastungen fir vor-
kommende Tierarten durch Beunruhigungseffekte und Stérungen durch
Larm, Bewe-gungen und Licht.

Im Zuge der Erfassungen von Vogeln wurden Uberwiegend haufige, verbrei-
tete und ungefahrdete Arten der Geholzbestande und Siedlungsbereichen
nachgewiesen. Aus der Artengruppe der Reptilien und Amphibien konnten
keine Nachweise erbracht werden.

Mit Blick auf die im Gebiet nachgewiesenen Fledermaus- und Vogelarten
sind zur Vermeidung des Eintritts artenschutzrechtlicher Verbotstatbestande
MalRnahmen zu ergreifen.

Zur Vermeidung erheblicher baubedingter Beeintrachtigungen bzw. des Ein-
tretens der Verbotstatbestande nach § 44 (1) Nr. 3 und Nr. 1 BNatSchG ist
unter artenschutzrechtlichen Gesichtspunkten als Malinahme fiur die Arten-
gruppe der Fledermause vor Abriss eine Kontrolle der abzubrechenden Ge-
baude auf vorhandene Fledermausquartiere vorzusehen. Des Weiteren wer-
den alle vorhandenen Hohlenbdume, die von Fallungen betroffen sind, mit-
tels Endoskopkamera auf Besatz gepruft. Bei negativer Kontrolle werden die
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Offnungen der Hohlen mit Bauschaum verschlossen, um ein Einfliegen von
Fledermausen vor Fallung zu verhindern.

Zur Vermeidung erheblicher baubedingter Beeintrachtigungen bzw. des Ein-
tretens der Verbotstatbestande nach § 44 (1) Nr. 3 und Nr. 1 BNatSchG ist
eine Bauzeitenbeschrankung einzuhalten, die das Entfernen von Gehdlzen
und der Krautschicht zur Erschlielung des Bebaungsplangebietes nur aul3er-
halb der Brutzeit und der Besetzung der Sommerquartiere, also nur zwischen
dem 01.0Oktober und dem 28./29. Februar des Folgejahres, erlaubt.

Die Kompensation der entwerteten potentiellen Quartiere im Bereich der Ge-
baude erfolgt durch Anbringen von Fledermauskasten in der unmittelbaren
Umgebung. Da es sich im Eingriffsbereich um potentielle Gebaudequartiere
handelt, sind im Plangebiet Fassadenkasten auszubringen, um den unter-
schiedlichen Arten weiterhin Quartiere im direkten Umfeld zu bieten.

Als Ausgleich flr den Verlust von Nischen als potentiellen Nistplatzen fiur den
Hausrotschwanz sind drei fur diese Art geeignete Nistkasten (Halbhohlen)
vor den BaumalRnahmen in der naheren Umgebung zu installieren. Zusatz-
lich sind drei geeignete Nistkasten in die Gebaudefassade zu integrieren.

Auch wenn die Eingriffsregelung nicht anzuwenden ist, sind insbesondere al-
tere, vielen Arten Lebensraum bietende Baume moglichst zu erhalten. Sofemn
dies nicht mdglich ist, sollen die zu fallenden Gehdlze durch Neupflanzungen
ersetzt werden, so dass den vorkommenden Tierarten an anderer Stelle so-
mit wieder entsprechende Gehdlze zur Verfugung stehen.

Weiterhin ist eine Baufeldbegrenzung auf das absolut erforderliche Mindest-
mald zur Erschlielung und Bebauung vorzusehen.

Im Geltungsbereich stehen weichselzeitliche Talsande an, worauf sich als
natlrlicher Bodentyp eine Gley-Braunerde entwickelt hat. Die Béden sind
zum grolRen Teil stark anthropogen Uberpragt.

Fur den Geltungsbereich liegen Boden- und Altlastengutachten vor. Danach
sind mehrere Teilbereiche stark belastet. Diese Belastungen kdnnen nicht ei-
ner fruheren Nutzung, etwa einem ehemaligen Betrieb zugeordnet werden.
Vielmehr beschranken sich die Belastungen weitestgehend auf den Aufful-
lungsbereich, bestehen grofiteils aus teerhaltigem Abbruchmaterial wie die
Untersuchungen des am starksten belasteten Grundstucks Mittelweg 3 zei-
gen.

Fur die gegenwartige Nutzungen (gewerbliche Nutzung, Brachflache) geht
von den Verunreinigungen keine Gefahr aus, aufgrund der schlechten Was-
serloslichkeit der Schadstoffe auch nicht fir das Grundwasser. Fir die zu-
kiinftige Wohnnutzung hingegen sind in den gekennzeichneten Bereichen
die Belastungen zu hoch.
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Als Mal3stab flr gesundes Wohnen und die Kennzeichnung dienen die in der
Bundesbodenschutzverordnung (BBodSchV) genannten Prufwerte. Es sind
daher die Flachen gekennzeichnet, bei denen die dort genannten Prufwerte
fur den Boden Uberschritten werden. Um die zukunftige Nutzung zu ermogli-
chen und gesundes Wohnen zu garantieren, mussen alle Verunreinigungen
beseitigt werden, die Uber diesen Prufwerten liegen.

Abweichend von den dort genannten Werten wird fur Benzo(a)pyren (B(a)P)
der strengere Prufwert von 1 mg/kg angesetzt, da die aktuellen Werte der
BBSchV fur B(a)P nicht mehr den aktuellen toxikologischen Erkenntnissen
entsprechen und insofern fur die Beurteilung gesunder Wohn- und Arbeits-
verhaltnisse nicht mehr herangezogen werden sollten. Die Vorwegnahme ei-
nes Wertes von 1 mg/kg (B(a)P) ist zukunftssicher. Fur Neubaugebiete ist es
daher sinnvoll, eine Kennzeichnung bei Uberschreitung von 1 mg/kg (BaP)
vorzunehmen. Es erfolgte diesbezuglich eine Abstimmung mit dem Nieder-
sachsischen Ministerium fur Umwelt, Energie und Klimaschutz, das noch fur
dieses Jahr einen entsprechenden Erlass plant.

Die Beseitigung der Verunreinigungen erfolgt durch Bodenaushub bzw. Bo-
denaustausch. Zur Beweissicherung werden seitens eines Gutachters Bo-
denproben aus den Sohlen- und Randbereichen gezogen und analysiert.
Zwei Teilbereiche mit Belastungen wurden bereits saniert und sind dement-
sprechend nicht mehr gekennzeichnet. Sanierungsgutachten liegen dazu vor.
Die durchgefluhrten Altlastenuntersuchungen hatten nur orientierenden Cha-
rakter. Daher konnen trotz der Sanierungsmalinahmen lokal bei Aushub
noch Bdden anfallen, die so stark belastet sind, dass sie nicht uneinge-
schrankt verwertbar sind, sondern als gefahrlicher Abfall zu entsorgen sind.
In aller Regel sind die Talsande fur die Versickerung von Niederschlags-was-
ser gut geeignet.

Bei Umsetzung der Planung kommt es auf bisher nicht versiegelten Flachen
infolge der Versiegelung zum vollstandigen Verlust samtlicher Bodenfunktio-
nen. AulRerhalb der versiegelten Flachen ist durch die Inanspruchnahme
wahrend der Bautatigkeit von einer Veranderung der Bodenstruktur auszuge-
hen. Eine Vermeidungsmoglichkeit besteht in der Beschrankung der bauli-
chen Nutzung und dem Versiegelungsgrad auf das notwendige Mal} und den
Erhalt von Flachen mit Bodenfunktionen durch ein Verbot der Inanspruch-
nahme dieser Flachen wahrend der Bautatigkeit.

Insgesamt sind die Auswirkungen des Vorhabens auf das Schutzgut Boden
als erheblich zu bewerten.

Im Plangebiet gab es Bombardierungen im 2. Weltkrieg. Der Untergrund der
gesamten Bauflache ist vor der Erstellung von Gebauden durch eine Kampf-
mittelerkundungsfirma untersuchen zu lassen. Der Bauherr hat den Nach-
weis zu erbringen, dass der Baugrund frei von Kampfmitteln ist.
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Wasser

Die Leistungsfahigkeit des Naturhaushaltes zum Wasserrickhaltevermogen
der Einzugsgebiete ist nach Landschaftsrahmenplan stark eingeschrankt.

Das Grundwasser ist als freies Grundwasser bei Hohenlagen um ca. + 67 m
UNN ausgebildet, der Grundwasserstand liegt somit ca. 3 m unter der Gelan-
deoberkante. Der Grundwasserstauer des obersten Grundwasserleiters liegt
mindestens 15 m unter Gelande, die GrundwasserflieRrichtung ist nach
Nordwest zur Oker gerichtet. Nach dem Landschaftsrahnmenplan ist der
Grundwasserleiter teilweise versalzt. Die Grundwasserneubildungsrate liegt
im Plangebiet zwischen 101 und 150 mm/a. Die Leistungsfahigkeit des Na-
turhaushalts zum Erhalt von qualitativ hochwertigem Grundwasser wird im
Landschaftsrahmenplan als stark eingeschrankt dargestellt.

Bei Verwirklichung des Baugebietes werden zusatzliche Flachen versiegelt.
Niederschlagswasser ist auf den Flachen zu belassen, damit es dem Was-
serhaushalt wieder zur Verfugung gestellt wird. Im Zuge der Erstellung eines
Entwasserungskonzeptes wurde eine qualitative und quantitative Bewertung
des abzuleitenden Niederschlagswassers vorgenommen, um entsprechende
Umweltqualitatsnormen einzuhalten. Durch die erforderlichen MalRnahmen
zur Niederschlagswasserbehandlung/-riickhaltung verbessert sich u. U. die
Qualitat des zu versickernden Niederschlagswassers im Vergleich zum Ist-
Zustand.

Im Klimagutachten der Stadt Braunschweig (Stadtklimaanalyse Braun-
schweig 2012 Steinicke & Steifenender, Richter & Rockle) werden die klima-
tischen Verhaltnisse des Planungsgebiets als Innenstadtklima eingestuft.
Charakteristisch fur Innenstadtklimate sind hohe Tages- und Nachttempera-
turen, geringe nachtliche Abkuhlung, geringe relative Feuchte, stark reduzier-
ter Luftaustausch, stark turbulentes Windfeld mit Bohigkeit und Zugerschei-
nungen. Bioklimatisch wird das Innenstadtklima als belastend eingestuft.

Das Gebiet ist thermisch und lufthygienisch ein stark belasteter und verdich-
teter Siedlungsbereich mit hoher Empfindlichkeit. Die westlich gelegene
Hamburger Strale und der 6stlich angrenzende Mittelweg werden als vorbe-
lasteter Strallenabschnitte dargestellt.

Die geplante mehrgeschossige Wohnbebauung und die damit verbundene
Versiegelung von Offenbodenbereichen fuhrt zu negativen kleinklimatischen
Effekten, wie z. B. einer verstarkten Uberwarmung und Verringerung der
Luftfeuchtigkeit durch den Verlust von Verdunstungsflachen/ -bereichen.
Durch die benachbarte Ansiedlung von Einkaufsmdglichkeiten wird es zu ei-
ner weiteren Verschlechterung der Situation kommen.
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Eine Minderung der Beeintrachtigung kann durch eine intensive Durchgru-
nung des Quartiers und die Schaffung bzw. die planungsrechtliche Sicherung
von Freiflachen u. a. im Bereich der ehemaligen Bahnanlagen im Norden er-
reicht werden. Durch die festgesetzten Dachbegrinungen werden die stadt-
klimatische Situation verbessert bzw. die Beeintrachtigungen minimiert. Dar-
uber hinaus kdnnen Fassadenbegrinungen hierzu einen Beitrag leisten.

Zudem kommt es durch den Verkehr im Gebiet zu einem Anstieg der Luft-
schadstoffkonzentrationen. Mit einer Uberschreitung der Grenzwerte fiir Luft-
schadstoffe ist nach derzeitigem Kenntnisstand nicht zu rechnen. Durch eine
gute Anbindung des Quartiers an den OPNV und eine sinnvolle Verkehrs-inf-
rastruktur, insbesondere Bevorzugung des Ful3- und Radverkehrs,

sollen diese Belastungen verringert werden, so dass die Auswirkungen des
Vorhabens voraussichtlich als nicht erheblich zu bewerten sind.

Storfallbetrieb

In relativer Nahe zum Plangebiet, in der Reiherstralle 3 nordwestlich des
Geltungsbereichs, liegt das Heizkraftwerk Mitte der Braunschweiger Versor-
gungs-AG. Dieser Betrieb ist aufgrund eines Ammoniak-Lagers (NH3-

Anlage) als Storfallbetrieb im Sinne der Storfall-Verordnung.

Nach § 50 BImSchG sowie des Leitfadens KAS-18 sollen Storfallbetriebe zu
schutzwirdigen Gebieten einen Sicherheitsabstand einhalten. Diese Ab-
standsempfehlungen beziehen sich auf schutzwirdige Nutzungen nach § 50
(1) BlImschG. Die sind ausschlieBlich oder uberwiegend dem Wohnen die-
nenden Gebiete sowie sonstige schutzbedurftige Gebiete, insbesondere 6f-
fentlich genutzte Gebiete, wichtige Verkehrswege, Freizeitgebiete und unter
dem Gesichtspunkt des Naturschutzes besonders wertvolle oder besonders
empfindliche Gebiete und o&ffentlich genutzte Gebaude.

Bei der vorliegenden Anlage bemisst sich die Schutzzone nach der konkret
vorhandenen maoglichen Quelle der Gefahrstoffe, dem Ammoniak-Lager. Das
Ammoniak-Lager, das sich im ndrdlichen Bereich des Betriebsgelandes be-
findet, wird nach KAS-18 in die Abstandsklasse Il eingestuft. Der Leitfaden
empfiehlt fur die Abstandsklasse Il einen pauschalen Abstand vom 500 m
vom Ort des potentiellen Storfalls zu einer schutzwirdigen Nutzung. Von die-
sem Abstand ausgehend liegt lediglich ein Teilbereich der Bahnanlagen bzw.
Ringgleisflachen im Nordwesten des Plangebietes in der Schutzzone. Be-
rucksichtigt man die konkret auf den Stoff Ammoniak bezogene Abstands-
empfehlung von 400 m, liegt der gesamte Geltungsbereich aul3erhalb der
Schutzzone.

Da der Sicherheitsabstand zwischen den schutzwirgen Gebieten und dem
Ammoniak-Lager eingehalten wird, sind keine weiteren Malinahmen erfor-
derlich.
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Das Plangebiet wird entlang des Mittelwegs als Mischgebiet mit zwei 4-ge-
schossigen Gebauden im Sinne einer Riegelbebauung sowie im weiteren Be-
reich als allgemeines Wohngebiet mit 2-4-geschossigen Gebauden entwi-
ckelt. Im nordlichen Bereich ist eine Kindertagesstatte vorgesehen, deren im-
missionsschutzrechtlicher Schutzanspruch dem eines allgemeinen Wohnge-
bietes entspricht.

Das Plangebiet ist insbesondere durch den Stralienverkehr auf dem Mittel-
weg larmvorbelastet; weitere Beeintrachtigungen durch Verkehrslarm gehen
von den umliegenden StralRen und Schienenwegen aus. Weiterhin sind Be-
eintrachtigungen des Plangebiets durch die angrenzenden bestehenden ge-
werblichen Nutzungen sowie durch die geplanten gewerblichen Nutzungen
des parallel entwickelten Plangebiets HA 132 zu erwarten.

Bei den vom Plangebiet ausgehenden Emissionen handelt es sich lediglich
um den ErschlieBungsverkehr. Die im Plangebiet vorgesehene Kindertages-
statte und zwei Kinderspielplatze sind im Sinne des § 22 BImSchG Abs. 1a
unter dem Aspekt der ,Sozialadaquanz® zu bericksichtigen. Demgemaf sind
Gerauscheinwirkungen, die durch Kinder u. a. in Kindertagesstatten und auf
Kinderspielplatzen hervorgerufen werden, im Regelfall keine schadlichen
Umwelteinwirkungen und somit im Allgemeinen hinzunehmen. Dementspre-
chend werden die beiden Kinderspielplatze und die Kindertagesstatte in der
weiteren Beurteilung nicht als larmrelevante Quellen betrachtet.

Weitere immissionsrelevante Emissionsquellen liegen nicht vor.

Zum Schutz und zur Vorbeugung vor schadlichen Umwelteinwirkungen im
Sinne des Bundes-Immissionsschutzgesetzes wurde im Rahmen des Auf-
stellungsverfahrens eine schalltechnische Untersuchung (GerauscheRech-
ner, Dipl.-Geodkol. Henning Arps, Bericht-Nr. P 5/16; 22.03.2016) durchge-
fuhrt. Dazu wurden die Gerauscheinwirkungen der umliegenden Emissions-
quellen auf das kinftig als allgemeines Wohngebiet (WA) und Mischgebiet
(MI) festgesetzte Plangebiet sowie die Auswirkungen der Emissionsquellen
im Plangebiet auf die Umgebung nach den aktuellen und einschlagigen Re-
gelwerken zum Immissionsschutz erfasst und beurteilt sowie Malinahmen
zum Schallschutz erarbeitet.

Entsprechend erfolgt die Beurteilung der Gerauschsituation im Plangebiet auf
Grundlage der DIN 18005 (,Schallschutz im Stadtebau’) in Bezug auf die Ent-
wicklung als Wohn- und Mischgebiet mit den mafigeblichen Orientierungs-
werten des Beiblattes 1 der DIN 18005:
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Verkehrslarm Gewerbelarm
Tags Nachts Tags Nachts
(06.00-22.00 (22.00-06.00 (06.00-22.00 (22.00-06.00
Uhr) Uhr) Uhr) Uhr)
WA 55 dB(A) 45 dB(A) 55 dB(A) 40 dB(A)
Mi 60 dB(A) 50 dB(A) 60 dB(A) 45 dB(A)

Die Berechnung der Beurteilungspegel erfolgt auf Grundlage der

DIN ISO 9613-2 fir eine Mittenfrequenz f = 500 Hz, Bodendampfung G = 0,3
(gering absorbierend) bei Mitwindlage unter Berucksichtigung des allgemei-
nen Verfahrens gemaf Nr. 7.3.1 der DIN ISO 9613-2. Des Weiteren werden
die Reflexionen nach den Vorgaben der DIN ISO 9613-2 bzw. der RLS 90 bis
zur ersten Reflexion berlcksichtigt. Fur die Gebaudefassaden wird ein Refle-
xionsverlust von 1 dB(A) zu Grunde gelegt. Die meteorologische Korrektur
(Cmet) wird bei der Berechnung der aquivalenten Dauerschallpegel mit CO =
2 dB bertcksichtigt. Fir die Immissionsaufpunkte wird eine Immissionspunki-
hohe von 3 m fur den Erdgeschossbereich und jeweils 2,8 m fur die weiteren
Obergeschosse angesetzt.

Stratenverkehrslarm
a) Gerauschimmissionen durch StralRenverkehr, die sich auf das Plangebiet
auswirken:

Die Berechnung der Gerauschemissionen durch Stral3enverkehr erfolgt
nach den Vorgaben der Richtlinien flir den Larmschutz an Stralzen (RLS
90) anhand der Angaben zu den einzelnen Streckenbelastungen (DTV =
durchschnittlicher taglicher Verkehr) der umliegenden Stralen fur das Prog-
nosejahr 2025 (Verkehrsuntersuchung, WVI). Als immissionsrelevante Stra-
Ren wurden dabei nachfolgende Stral3enzige berucksichtigt:

- Hamburger Strale (B 1),

- Rebenring/ Wendenring (B 4),

- Mittelweg,

- Ludwigstralde und die

- Nebenstrallen (Nordstralde und Taubenstralle).

Die Immissionssituation im Plangebiet stellt sich hinsichtlich Strallenver-
kehrslarm unter Beachtung der im Verkehrsgutachten prognostizierten
Verkehrsmengen fur das Jahr 2025 und unter Berucksichtigung der Plan-
und Bestandsbebauung gemaf den Beurteilungskriterien der DIN 18005
fur die kritische Immissionspunkthéhe (1. OG) an den immissionsrelevan-
ten Gebauden (6stliche Baufenster) wie folgt dar:
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OW*" StralRenverkehrslarm
Gebiet Zeitraum in dB(A) Beurteilungspegel in
dB(A)
Tagzeit 6.00-22.00 55 40 - 57
WA
Nachtzeit | 22.00-6.00 45 33 -50
Tagzeit 6.00-22.00 60 44 - 66
Mi
Nachtzeit | 22.00-6.00 50 37 - 59
KiTa Tagzeit 6.00-22.00 55 46 - 52
Bemerkung: *1) Orientierungswerte gem. DIN 18005 , Schallschutz im Stadtebau®, Beiblatt 1

D.h., durch die Stralenverkehrslarmimmissionen aus dem offentlichen
StralRenverkehr werden im Plangebiet bezogen auf die Bauflache an den
immissionsrelevanten Gebauden die mafigeblichen Orientierungswerte
(OW) der DIN 18005

- im allgemeinen Wohngebiet WA 1 zur Tagzeit um bis zu 2 dB(A) und
zur Nachtzeit um bis zu 5 dB(A) Uberschritten,

- im Mischgebiet zur Tagzeit um bis zu 6 dB(A) und zur Nachtzeit um bis
zu 9 dB(A) uberschritten und

- an der immissionsschutzrechtlich als WA zu berlcksichtigenden KiTa
zur mafdgeblichen Tagzeit deutlich unterschritten.

Bei der Berechnung zeigt sich, dass der Verkehr auf dem Mittelweg pegel-
bestimmend ist. Dabei beschranken sich die Uberschreitungen auf die der
Strale (Mittelweg) zugewandten Ostfassaden sowie auf ca. 30 m auf die
angrenzenden Bereiche der jeweiligen Nord- bzw. Sudfassade der beiden
strallennahen Gebaude (,Gebauderiegel®). Im weiteren Bereich der fest-
gesetzten Baufenster werden die maligeblichen Orientierungswerte zur
Tag- und Nachtzeit deutlich unterschritten.

b) Gerauschimmissionen durch Straldenverkehr, die sich aus dem Plangebiet
auf die umliegende Nutzung auswirken:

Lediglich der ErschlieRungsverkehr und die Stellplatznutzung kénnen in-
nerhalb des Plangebiets zu Gerauschemissionen fuhren.

In Bezug auf den Parkplatzlarm ist davon auszugehen, dass diese Gerau-
sche in Wohnbereichen zu Alltagserscheinungen zahlen. Stellplatze und
Garagen, deren Anzahl dem Bedarf vor Ort entspricht, stellen keine erheb-
lichen oder unzumutbaren Stérungen dar. Sie entsprechen der Eigenart
der Nutzung vor Ort (,ortstiblich®).

Aufgrund der zu erwartenden Anzahl der Wohneinheiten ergeben sich fur
das Plangebiet insgesamt etwa 740 Fahrzeugbewegungen pro Tag (DTV).

Bebauungsplan Mittelweg-Stidwest, HA 113 Begriindung, Stand: 16.5.2017
Verfahrensstand: § 10 (1) BauGB



-16 -

Unter Berlcksichtigung einer Héchstgeschwindigkeit von 30 km/h und ei-
ner Gleichverteilung auf die beiden ErschlieBungsstral’en ergeben sich
Emissionspegel von rd. 42 dB(A) tags und 35 dB(A) nachts, die mit in die
Berechnung zum StralRenverkehrslarm (s. 0.) eingegangen sind.

Die durch den ErschlieBungsverkehr verursachten Teilpegel an den Ge-
bauden innerhalb des Plangebiets unterschreiten die maflgeblichen Orien-
tierungswerte fur allgemeine Wohngebiete in der Tag- und Nachtzeit.

Bei den beiden ErschlieBungsstra’en handelt es sich dem Grunde nach
um einen Neubau von Stralden. Entsprechend ist unabhangig von einer Be-
urteilung des StralRenverkehrslarms nach DIN 18005 eine Beurteilung nach
den Kriterien der 16. BImSchV (Verkehrslarmschutzverordnung) vorzuneh-
men.

Gemal der 16. BImSchV ist sicherzustellen, dass bei einem Neubau von
Stralden aufgrund der zu erwartenden Verkehrsmenge auf diesen Stral3en
die Beurteilungspegel die Immissionsgrenzwerte, hier fur die Gebietsarten
allgemeines Wohngebiet (59 dB(A) tags/ 49 dB(A) nachts) und Mischgebiet
(64 dB(A) tags/ 54 dB(A) nachts), an den schutzwirdigen Gebauden und
AulRenwohnbereichen nicht Uberschritten werden. Aufgrund der geringen
Verkehrsmenge kann eine Uberschreitung der Immissionsgrenzwerte der
16. BImSchV durch den Neubau der beiden ErschlieBungsstral3en inner-
halb und aufRerhalb des Plangebiets ausgeschlossen werden.

Schienenverkehrslarm
a) Gerauschimmissionen durch Schienenverkehr, die sich auf das Plangebiet
auswirken:

Die Berechnung der Gerauschemissionen durch Schienenverkehr erfolgt
nach den Vorgaben der Schall 03 (1990) unter Verzicht auf die Bertick-
sichtigung des ,Schienenbonus®. Nachfolgender Schienenverkehr wurde
mit Bezug auf die im Verkehrsgutachten genannten Taktzeiten schalltech-
nisch berucksichtig:

- 2 StralRenbahnlinien (M1, M2) auf der Hamburger Stralle (Bestand),
,Campus-Bahn“ entlang der Nordgrenze des Plangebiets (Planung),

- Guterzugtrasse der BS|[ENERGY bzw. des Heizkraftwerkes entlang der
Nordgrenze des Plangebiets (Bestand).

Die Immissionssituation im Plangebiet stellt sich hinsichtlich Schienenver-
kehrslarm unter Beachtung der im Verkehrsgutachten prognostizierten
Verkehrsmengen fur das Jahr 2025 unter Berucksichtigung der Plan- und
Bestandsbebauung gemafn den Beurteilungskriterien der DIN 18005 fur
die kritische Immissionspunkthohe (2. OG) an den immissionsrelevanten
Gebauden (nordliche Bauflache) wie folgt dar:
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. . OW*" Schienc—::nverkehrslérm
Gebiet Zeitraum in dB(A) Beurteilungspegel in
dB(A)
WA Tagzeit 6.00-22.00 55 37 - 53
Nachtzeit | 22.00-6.00 45 30 - 47
M Tagzeit 6.00-22.00 60 40 - 55
Nachtzeit | 22.00-6.00 50 32 -48
KiTa Tagzeit 6.00-22.00 55 44 - 53
Elei?e%rkung:*'l) Orientierungswerte gem. DIN 18005 ,Schallschutz im Stadtebau“, Bei-
a

D.h., durch die Schienenverkehrslarmimmissionen werden im Plangebiet

die malRgeblichen Orientierungswerte (OW) der DIN 18005

- im allgemeinen Wohngebiet WA 1 zur Tagzeit um mind. 2 dB(A) unter-
schritten und zur Nachtzeit um bis zu 2 dB(A) Uberschritten,

- im Mischgebiet zur Tagzeit um mind. 5 dB(A) und zur Nachtzeit um
mind. 2 dB(A) unterschritten und

- an der immissionsschutzrechtlich als WA zu berlcksichtigenden KiTa
zur malfdgeblichen Tagzeit mind. 2 dB(A) unterschritten.

Dabei beschranken sich die Uberschreitungen auf die nordlichen Wohnge-
baude und deren nordliche Fassaden. An den im weiteren Bereich im Nut-
zungsbeispiel dargestellten Gebauden werden die mafigeblichen Orientie-
rungswerte zur Tag- und Nachtzeit deutlich unterschritten.

b) Gerauschimmissionen durch Schienenverkehr, die sich aus dem Plangebiet
auf die umliegende Nutzung auswirken:

Die Guterzugtrasse ist Bestand, so dass sich diesbezlglich keine anderen
als die bisherigen Immissionen ergeben. Des Weiteren wirkt sich der antei-
lige Schienenverkehr aus dem Plangebiet lediglich auf die westlich und
nordlich zur Trasse gelegenen Bereiche aus. Bei Umsetzung der Planung
,Campus-Bahn* ist ein Planfeststellungsverfahren durchzuflhren, im Rah-
men dessen die Immissionssituation nach 16. BImSchV schalltechnisch er-
mittelt und bewertet wird sowie ggf. erforderliche Schallminderungsmal3-
nahmen umgesetzt werden.

Gewerbelarm
a) Gerauschimmissionen durch gewerbliche Nutzungen, die sich aufdas Plan-
gebiet auswirken:

Westlich vom Plangebiet wird der Bebauungsplan HA132 aufgestellt. In
diesem sind die Errichtung eines Einzelhandelsstandorts mit einem Ver-
brauchermarkt sowie einem Discounter und der Erhalt eines bestehenden
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Blro- und Verwaltungsgebaudes vorgesehen. Die Planung dieser Gewer-
besituation wird so vorgenommen, dass es zu keinen nachteiligen Ge-
rauschbelastungen im Plangebiet kommt. Entsprechend wurden zur Er-
mittlung dieser Emissionen die Angaben aus dem schalltechnischen Gut-
achten zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan HA 132 angesetzt. Da-
bei handelt es sich im Wesentlichen um folgende immissionsrelevante
Emittenten:

- Verbrauchermarkt und Discounter:
o Stellplatze
¢ Anlieferverkehr und Ladezone
¢ Haustechnische Anlagen (insbesondere RLT-Anlagen und Contai-
nerdienste)
e Nutzung der Einkaufswagen

- Bdro- und Verwaltungsgebaude
e Parkhaus
¢ An- und Abfahrten.

Weitere Gewerbebetriebe im Untersuchungsraum befinden sich insbeson-
dere nordlich (,Schimmelhof‘) und nordwestlich (,Heizkraftwerk Mitte*) des
Plangebiets. Zum Teil befinden sie sich in festgesetzten Gewerbegebieten
(GE) bzw. eingeschrankten Gewerbegebieten (GEe). Im Gutachten wur-
den fur diese Betriebe bzw. Betriebsflachen allgemeingtiltige Annahmen
getroffen, um gebietstypische Betriebsaktivitaten im Rahmen der gelten-
den Gesetze und Verordnungen zu treffen. Entsprechend wurden konser-
vative Annahmen in Form von gebietstypischen flachenbezogenen Schall-
leistungspegeln getroffen:

Flachenbezogener
Gebiet Zeitraum Schallleistungspegel Lya-
in dB(A)/m?

GE Tagzeit 6.00-22.00 60

Nachtzeit 22.00-6.00 45

Tagzeit 6.00-22.00 58
GEe

Nachtzeit 22.00-6.00 43
HKW (Heiz- | Tagzeit 6.00-22.00 65
kraftwerk) Nachtzeit |  22.00-6.00 50

Die Berechnung der Gerauschemissionen durch den Anlagenbetrieb er-
folgt frequenzunabhangig nach TA Larm in Verbindung mit der

DIN I1SO 9613-2 unter Berlicksichtigung einer mittleren Quellpunkthéhe von
2 m GOK innerhalb der Gewerbeflachen und von 6 m GOK fur das Heiz-
kraftwerk.

Die Immissionssituation im Plangebiet stellt sich hinsichtlich Gewebelarm
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unter Bericksichtigung der Plan- und Bestandsbebauung gemaf den Be-
urteilungskriterien der DIN 18005 fur die kritische Immissionspunkthohe
(1. OG) an den immissionsrelevanten Gebauden (westliche Gebaude-
reihe) wie folgt dar:

OW*) Gewerbelarm
Gebiet Zeitraum in dB(A) Beurteilungspegel in
dB(A)
WA Tagzeit 6.00-22.00 55 27 - 55
Nachtzeit | 22.00-6.00 40 <10 - 38
" Tagzeit | 6.00-22.00 60 aufgrund der Entfernung
Nachtzeit | 22.00-6.00 45 nicht immissionsrelevant
KiTa Tagzeit 6.00-22.00 55 32 - 52
Bemerkung:  *1) Orientierungswerte gem. DIN 18005 ,Schallschutz
im Stadtebau®, Beiblatt 1

D.h., durch die Gewerbelarmimmissionen werden im Plangebiet bezogen
auf die Bauflache, an den immissionsrelevanten Gebauden (westliche
Bauflache) die maligeblichen Orientierungswerte (OW) der DIN 18005

- in den allgemeinen Wohngebieten WA 1 und WA 2 zur Tagzeit erreicht
(= eingehalten) und zur Nachtzeit um mind. 1 2dB(A) unterschritten,

- an der immissionsschutzrechtlich als WA zu berucksichtigenden KiTa
zur malfdgeblichen Tagzeit deutlich unterschritten.

Bei der Berechnung zeigt sich, dass es sich bei der Ladezone, der Ran-
gierflache fur Lieferfahrzeuge und dem 6stlichen Bereich der Parkplatzfla-
che um die dominierenden Emissionsquellen/ -flachen handelt.

An den im weiteren Bereich im Nutzungsbeispiel dargestellten Gebauden
werden die maldgeblichen Orientierungswerte zur Tag- und Nachtzeit
deutlich unterschritten.

b) Gerauschimmissionen durch gewerbliche Nutzungen, die sich aus dem
Plangebiet auf die umliegende Nutzung auswirken:

Innerhalb des Mischgebietes sind nur gewerbliche Nutzungen vorgesehen,
bei denen davon ausgegangen werden kann, dass sie sich im Allgemeinen
nicht storend auf die Wohnnutzungen (innerhalb und aul3erhalb des Plan-
gebiets) auswirken.

Um die Gerauschimmissionsbelastung im Plangebiet kenntlich zu machen
und den Schutzanforderungen der im Plangebiet liegenden schutzwurdigen
Nutzungen Rechnung zu tragen, werden im Schallgutachten allgemeingul-
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tige Anforderungen an den baulichen Schallschutz in Form von Larmpegel-
bereichen (LPB) gemal’ DIN 4109 (,Schallschutz im Hochbau®) ermittelt.
Dazu werden flr das Plangebiet die maligeblichen Au3enlarmpegel fur die
kritische Geschosshohe von 8,6 m (2. OG) bei freier Schallausbreitung er-
mittelt.

Sie ergeben sich im vorliegenden Fall aus dem Gewerbe-/ Anlagenlarm-
und den um 3 dB erhohten Verkehrslarmimmissionen (Straf3e und Schiene)
gemald DIN 4109. Nach dieser DIN werden die AuRenlarmpegel anhand
der berechneten Gerauschimmissionen am Tag ermittelt, wobei eine Diffe-
renz von 10 dB zum Nachtzeitraum unterstellt wird. Da im Plangebiet auf-
grund der Verkehrsgerausche die Differenz zwischen Tag- und Nachtwert
weniger als 10 dB betragt, erfolgt die Einteilung der Larmpegelbereiche im
vorliegenden Fall auf Grundlage der um 10 dB erhohten resultierenden Au-
Renlarmpegel zur Nachtzeit.

Dementsprechend wurden im Plangebiet innerhalb der bebaubaren Berei-
che AulRenlarmpegel von rd. 59 dB(A) bis 71 dB(A) ermittelt. Die daraus re-
sultierenden Larmpegelbereiche (LPB) ergeben sich im vorliegenden Fall
entsprechend der Norm zu LPB |l bis V. Dabei ergeben sich die

LPB V und V benachbart zum Mittelweg (ca. 40 m) im Bereich der Misch-
gebiete (,Gebauderiegel®), wahrend im rickwartigen, weitaus groReren Be-
reich die LPB Il und lll vorliegen.

Gesamtlarmsituation

Da aufgrund der hohen aktuellen Stralienverkehrslarmbelastung auf dem
Mittelweg zum Teil an den strallennahen Bestandsbauten schon Beurtei-
lungspegel an der Schwelle zur Gesundheitsgefahr vorliegen, wird zur Beur-
teilung der prognostizierten Immissionssituation nach Realisierung der Bau-
vorhaben im Plangebiet Mittelweg-Sudwest, die Gesamtlarmsituation fur
diese Gebaude ermittelt. Sobald eine Pegelerhohung 2 0,1 dB(A) festgestellt
wird, sind ggf. weitere Prufschritte vorzusehen.

Die Beurteilung erfolgt fur die gerichtlich gefestigten Schwellenwerte der Ge-
sundheitsgefahrdung in Héhe von 70 dB(A) tags und 60 dB(A) nachts. Dazu
wurde eine energetische Addition der einzelnen Emissionsquellen vorgenom-
men und die Berechnung unter Berucksichtigung einer 3-fach-Reflexion
durchgefuhrt.

Im Ergebnis zeigt sich, dass sich an den nachfolgenden Gebaudefassaden,
die Beurteilungspegel an der Schwelle zur Gesundheitsgefahr aufweisen,
einzelne Pegelerhdhungen = 0,1 dB(A) ergeben:

- Mittelweg 93  Westfassade Nachtzeit bis zu 0,3 dB(A)
- Mittelweg 94  Westfassade Nachtzeit bis zu 0,1 dB(A).

MaRnahmen zum Schallschutz

Aufgrund der Erkenntnisse aus den schalltechnischen Berechnungen sind -
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zur Gewahrleistung des notwendigen Schutzanspruchs im Plangebiet und
aulBerhalb davon — zum Teil Schallschutzmalinahmen erforderlich. Deshalb
ist anhand der berechneten Gerauschimmissionen fur die betrachteten Ge-
rauschquellen und/ oder Immissionsorte zu prifen, welche MalRnahmen in
Frage kommen. Hierzu zahlen neben aktivem und passivem Schallschutz
auch planerische MalRnahmen (s. Nr. 5.8).

Kultur- bzw. Sachguter i.S. ausgewiesener Kultur- oder Bodendenkmale sind
im Geltungsbereich nach derzeitigem Kenntnisstand nicht vorhanden. Bei
Durchfuhrung der Planung ist nicht auszuschliel3en, dass bei Bodeneingriffen
archaologische Denkmale auftreten, die dann unverziglich der Kreisarchao-
logie oder dem ehrenamtlich Beauftragten fur archaologische Denkmalpflege
gemeldet werden mussen (§ 14 Abs. 1 NDSchG).

Begriundung der Festsetzungen

5.1

5.1.1

Das Nutzungsbeispiel bildet die Grundlage der zeichnerischen und textlichen
Festsetzungen des Bebauungsplanes.

Die geplante Wohnnutzung soll mit unterschiedlichen Gebaudetypen reali-
siert werden, so dass insgesamt rd. 300 neue Wohnungen verschiedener
Grolde entstehen sollen. Darlber hinaus ist der Bau eines Studentenwohn-
heims mit ca. 240 Appartements und einer Kindertagesstatte mit funf Grup-
pen geplant.

Art der baulichen Nutzung

Stadtebauliches Ziel des Bebauungsplanes ist die Schaffung eines Wohnge-
bietes, das aufgrund seines Standortes nahe der Innenstadt aus mehrge-
schossigen Wohngebauden in verdichteter Bauweise bestehen soll. Demzu-
folge wird Uberwiegend die Gebietskategorie Allgemeines Wohngebiet (WA)
festgesetzt. Dartber hinaus ist eine groRere Nutzungsmischung innerhalb
des Quartiers im Sinne einer ,Stadt der kurzen Wege“ und eines lebhaften
europaischen Stadtquartiers explizit gewilinscht. Dieser Idee wird mit einer
lagespezifischen Ausweitung allgemein und ausnahmsweise zulassiger Nut-
zungen Rechnung getragen. Das Baufeld entlang des Mittelwegs wird als
Mischgebiet (Ml) ausgewiesen, um hinsichtlich der Art der baulichen Nutzung
in diesem Bereich grol3ere Spielraume zu erlangen.

Allgemeines Wohngebiet (WA 1)

Das Allgemeine Wohngebiet WA 1 grenzt unmittelbar westlich an das
Mischgebiet an. Uber die gemaR § 4 Abs. 2 BauNVO allgemein zulassigen
Nutzungen hinaus sind sonstige nicht stérende Gewerbebetriebe und Anla-
gen fir Verwaltungen allgemein zulassig. Ziel ist es, in diesem Bereich eine
erweiterte Nutzungsmischung zu ermaoglichen.
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Betriebe des Beherbergungsgewerbes konnen im Anschluss an das angren-
zende Mischgebiet ausnahmsweise zugelassen werden, sofern sie hinsicht-
lich ihrer GrofRe flr das von Wohnnutzung gepragte Umfeld stadtebaulich
vertretbar sind.

5.1.2 Allgemeines Wohngebiet (WA 2)

Abweichend von § 4 Abs. 2 BauNVO sind im Allgemeinen Wohngebiet WA 2
Anlagen fur kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportliche
Zwecke nur ausnahmsweise zulassig. Die ebenfalls ausnahmsweise Zulas-
sigkeit von sonstigen nicht storenden Gewerbebetrieben sollen der Lage des
Wohngebietes im innenstadtnahen Bereich Rechnung tragen und die Ent-
wicklung eines abwechslungsreichen stadtischen Quartiers ermdglichen. Da-
mit soll das Nutzungsspektrum flir dem Wohnen dienende Nutzungen dieser
Bereiche offen bleiben. Abweichend von § 4 Abs. 3 BauNVO sollen Betriebe
des Beherbergungsgewerbes und Anlagen fur Verwaltungen im Allgemeinen
Wohngebiet WA 2 generell ausgeschlossen bleiben, um den Wohnstandort
nicht durch zusatzliche Verkehre zu belasten. Innerhalb des Gebietes stehen
geeignete Standorte fur Beherbergungs- und Verwaltungsbetriebe zur Verfi-

gung.
5.2 Mischgebiete (MI)

Als Art der baulichen Nutzung wird fir den Bereich unmittelbar am Mittelweg
im Bebauungsplan ein Mischgebiet (MI) gemaR § 6 BauNVO festgesetzt.
Dieser Bereich hat aufgrund seiner Lage am Mittelweg eine Uber die Quar-
tiersgrenzen hinausgehende Bedeutung.

Die in der Baunutzungsverordnung fur Mischgebiete allgemein oder aus-
nahmsweise vorgesehenen Nutzungen werden fur die Mischgebiete mit eini-
gen Ausnahmen zugelassen.

Damit wird eine bewusste Flexibilisierung dieses verkehrlich gut angebunde-
nen Bereiches geschaffen und die Ansiedlung gebietsbezogener Versor-
gungs- und Dienstleistungseinrichtungen ermdglicht. Hierbei ist das Zentren-
konzept ,Einzelhandel” der Stadt Braunschweig zu beachten, das Leitlinien
fur Einzelhandelsansiedlungen im gesamten Stadtgebiet enthalt. Die in
Mischgebieten nach Baunutzungsverordnung zulassigen Einzelhandelsbe-
triebe sind deshalb eingeschrankt worden. So sollen nur Laden zugelassen
werden, wie sie in Allgemeinen Wohngebieten zur Versorgung des Gebietes
nach der Baunutzungsverordnung vorgesehen sind. Uber das Gebiet hinaus
wirkendende Einzelhandelsbetriebe widersprechen dem Zentrenkonzept und
sind hinsichtlich der von ihnen ausgehenden Verkehrsbelastung mit den Zie-
len des neuen Wohngebietes nicht vereinbar. Im Umfeld des neuen Wohnge-
bietes sind Standorte fur die Nahversorgung vorhanden bzw. in Planung, so
dass eine ausreichende Versorgung des Gebietes sichergestellt ist.

Unter Berucksichtigung des ,Steuerungskonzeptes Vergnugungsstatten®, das
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am 20. November 2012 vom Rat der Stadt Braunschweig beschlossen wor-
den ist, sollen in dem Mischgebiet Vergnligungsstatten ausgeschlossen wer-
den. Auch werden Bordelle und bordellahnliche Betriebe sowie Wohnungs-
prostitution in dem Mischgebiet ausgeschlossen. Diese Nutzungen laufen
dem stadtebaulichen Ziel entgegen, ein qualitatvolles Wohn- und Arbeitsum-
feld zu schaffen. Eine Entwicklung des Standortes in Richtung Freizeit und
Vergnugen ist fur diese Bereiche nicht vorgesehen. In dem in Planung be-
findlichen Wohngebiet und den angrenzenden, mit Gberplanten Bereichen ist
durch eine Ansiedlung von Vergnugungsstatten, Bordellen und bordellahnli-
chen Betrieben sowie Wohnungsprostitution zudem ein trading-down-Effekt
zu beflirchten, der sich nachteilig auf das gesamte Quartier auswirken kann.

Die vorgesehene horizontale Gliederung des Mischgebiets soll zudem ein
vertragliches Miteinander von Wohnnutzungen mit den Ubrigen, grofitenteils
auf Offentlichkeit und Besucherverkehr angewiesen Nutzungen ermdglichen.
Storungen der Wohnnutzungen durch unmittelbar angrenzende gewerblich
genutzte Einheiten, wie sie ohne horizontale Gliederung moglich waren, sol-
len so vermieden werden. Dabei wird unterstellt, dass gewerbliche Nutzun-
gen, Anlagen fur Verwaltungen, Laden etc. eher offentlichkeitsorientiert sind
als private Wohnnutzungen. Eine Durchmischung innerhalb einzelner Ge-
schosse mit den einhergehenden Stérungen empfindlicher Nutzungen wird
so weitgehend vermieden.

Die Obergeschosse sollen daher vorwiegend der Wohnnutzung vorbehalten
werden. Neben der Wohnnutzung sind oberhalb des Erdgeschosses auch
Geschafts- und Buronutzungen sowie Betriebe des Beherbergungsgewerbes
zulassig. Es handelt sich hierbei um Nutzungen, bei denen davon ausgegan-
gen werden kann, dass sie sich bei entsprechender hochbaulicher Ausbil-
dung im Allgemeinen nicht stérend auf die Wohnnutzungen auswirken.

In den Erdgeschossen sind Geschafts- und Blronutzungen, sonstige Gewer-
bebetriebe, Anlagen fur Verwaltungen sowie fur kirchliche, kulturelle, soziale
gesundheitliche und sportliche Zwecke und auch die der Versorgung des Ge-
bietes dienenden Laden, Schank- und Speisewirtschaften und Betriebe des
Beherbergungsgewerbes zulassig.

Tankstellen

Tankstellen sind im gesamten Geltungsbereich ausgeschlossen. Sie generie-
ren zusatzliche Fahrverkehre, die sich negativ auf die Wohnqualitat des
Quartieres auswirken. Zudem sind im nahegelegenen Umfeld, beispielsweise
im Bereich der Ausfallstralle Hamburger Stral3e, aus verkehrlicher und stad-
tebaulicher Sicht besser geeignete Standorte flr Tankstellen vorhanden.

Gartenbaubetriebe

Gartenbaubetriebe widersprechen insbesondere von ihrem Flachenbedarf
her den stadtebaulichen Zielen eines kompakten und verdichteten Wohn-
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quartieres in innenstadtnaher Lage und werden somit im gesamten Geltungs-
bereich ausgeschlossen. Innerhalb des Stadtgebietes gibt es fur Gartenbau-
betriebe geeignetere Standorte.

Mal} der baulichen Nutzung

Grundflachenzahl GRZ

Fur das Allgemeine Wohngebiete WA 1 wird eine maximale Grundflachen-
zahl von 0,5 und fur das Allgemeine Wohngebiete WA 2 eine maximale
Grundflachenzahl von 0,4 festgesetzt. Der Wert fur das Allgemeine Wohnge-
biet WA 1 liegt Uber dem Hochstwert fur Allgemeine Wohngebiete von 0,4.
Die Umsetzung der stadtebaulichen Konzeption erfordert eine leicht erhéhte
GRZ. Mit der nun festgesetzten GRZ von 0,5 werden Spielraume in der
hochbaulichen Ausgestaltung der Wohnhauser eroffnet. Durch die gleichzei-
tige Einschrankung der Uberschreitungsmdglichkeiten geman § 19 Abs. 4
Satz 3 BauNVO auf 20% wird die maximale Flachenversiegelung inklusive
aller oberirdischen Stellplatze und Nebenanlagen jedoch insgesamt nicht er-
hoht. Durch diese Festsetzungen sollen die stadtebauliche Zielsetzung fur
ein verdichtetes Wohnquartier erflllt und gesunde Wohn- und Arbeitsverhalt-
nisse sichergestellt werden.

Fur das Mischgebiet wird eine maximale Grundflachenzahl von 0,7 festge-
setzt, um im Bereich an dem Mittelweg groRRere Flexibilitat fir die sich dort
ansiedelnden Nutzungen zu erreichen. Die Uberschreitungsmaglichkeiten
sind gemal § 19 Abs. 4 Satz 2 BauNVO auf die GRZ von 0,8 begrenzt. Ins-
gesamt werden so gesunde Wohn- und Arbeitsverhaltnisse sichergestellt; die
gegenuber § 17 BauNVO erhdhte Grundflachenzahl ist somit vertretbar.

Durch die festgesetzte extensive Begrinung mindestens der Halfte der
Dachflachen wird die Beeintrachtigung der stadtklimatischen Situation ver-
mindert. Durch die umfassende Begrunung der Innenhéfe und des gesamten
Quartiers werden die allgemeinen Anforderungen an gesunde Wohn- und Ar-
beitsverhaltnisse erfullt.

In den daflr vorgesehenen Bereichen gemal} zeichnerischen Festsetzungen
besteht die Moglichkeit der Unterbauung durch Tiefgaragen. In den Berei-
chen auRerhalb der Uberbaubaren Flachen muss ihre Grundflache nicht auf
die GRZ angerechnet werden. So wird die Moglichkeit eréffnet, den ruhen-
den Verkehr grofteils gebietsvertraglich in Tiefgaragen unterzubringen. Die
Nichtanrechnung der GRZ fiir diese Bereiche ist allerdings an die Bedingung
geknupft, die Tiefgaragen mit einer Substratiberdeckung von mindestens
0,5 m herzustellen. Diese Flachen sind zu begrinen und als privat oder halb-
offentlich nutzbare Freiflachen zu gestalten. Auf diese Weise kann stadtkli-
matischen Nachteilen und Einschrankungen in der wohnungsnahen Erholung
der unmittelbaren Anwohner entgegengewirkt werden.

Die Unterbringung des ruhenden Verkehrs in Tiefgaragen fuhrt zu einer er-
hohten Aufenthaltsqualitat auf den offentlichen Verkehrsflachen, zu einer
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Verringerung der Immissionsbelastung gerade in den Wohnstralen und so-
mit zu einer deutlichen Erhohung der Lebensqualitat fur die Bewohner. Eine
vollumfangliche Anrechnung der Tiefgaragenflachen auf die GRZ wurde zu

einer deutlichen Reduzierung der Grundsticksnutzung fihren und eine Um-
setzung der stadtebaulichen Konzeption insgesamt wesentlich erschweren.

Zahl der Vollgeschosse

Die Zahl der Vollgeschosse betragt im Mischgebiet maximal vier, entlang der
Planstrale A drei bis vier Vollgeschosse. Im Innenbereich der Blockbebau-
ung, sowie im Ostlichen Bereich der Planstralte B sind zwei bis drei Vollge-
schosse festgesetzt. Im westlichen Bereich der Planstrale B maximal zwei
Vollgeschosse. Dies entspricht der stadtebaulichen Zielsetzung fur ein ver-
dichtetes Wohnquartier, das sich vom Mittelweg ausgehend von vier bis auf
zwei Vollgeschosse im sudwestlichen Bereich des Geltungsbereichs redu-
Ziert.

Im Mischgebiet und im Allgemeinen Wohngebiet WA 1 ermoglichen von den
Hauptfassaden zurlckspringende Staffelgeschosse eine gute Ausnutzbarkeit
des Raumes und der besonderen Wohnlage im Bereich der Dacher. Durch
die vorgesehenen Ruckspringe werden negative stadtebauliche Auswirkun-
gen, wie beispielsweise eine groflachige Verschattung, begrenzt. Die Fest-
setzung der minimalen und maximalen Geschossigkeit erganzt die Festset-
zung der maximalen bzw. minimalen Traufhéhen mit dem Ziel, eine Uber-
hohte Ausnutzung des Gebietes zu verhindern und gleichzeitig das stadte-
bauliche Ziel einer verdichteten Bauweise sicherzustellen.

Hohen baulicher Anlagen

Im gesamten Baugebiet werden besondere Anspriche an eine harmonische
Hohenentwicklung der raumlich besonders wirksamen Baukorper gestellt. In
den Allgemeinen Wohngebieten und dem Mischgebieten werden somit die

maximal zulassigen Traufhdhen der Dacher durch Festsetzungen begrenzt.

Im &stlichen Planbereich werden die dem o6ffentlichen Bereich zugewandten
Bereiche durch héhere Gebaude gestarkt, wahrend im Blockinneren und im
westlichen Bereich die maximale Gebaudehohe reduziert wird. Durch die Ho-
henstaffelung soll eine hohe Wohnqualitat bei der angestrebten hohen Dichte
sichergestellt werden.

Im Mischgebiet und im Allgemeinen Wohngebiet WA 1 werden dabei flir die
Voll- und Staffelgeschosse getrennte Festsetzungen getroffen, um negative
stadtebauliche Auswirkungen zum Mittelweg zu begrenzen. Entlang des Mit-
telweges wird zudem eine minimale Gebaudehdhe festgesetzt, die sich an
der Hohe der gegenuberliegenden Bebauung orientiert. Diese Festsetzung
dient dem stadtebaulichen Ziel eine klare stadtebauliche Kante zu schaffen,
die den Strallenraum baulich fasst.

Um den technischen Erfordernissen des modernen Wohnungsbaus gerecht
werden zu kénnen, sind Uberschreitungen der festgesetzten Gebaudehdhe
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fur technische Anlagen (z. B. Liftungsanlagen, Abgasschornsteine, Anten-
nen, PV-Anlagen) und ErschlieBungsanlagen (Treppenhauser und Treppen-
aufgange, Aufzuge) bis zu 3,0 m Uber der festgesetzten Gebaudehohe zulas-
sig. Allerdings missen sie um das Mal ihrer Hohe von der Fassadenkante
zuruckspringen, um keine negativen Beeintrachtigungen der 6ffentlichen

und privaten Freirdume zu erzeugen.

5.3.4 Sockel

Im Allgemeinen Wohngebiet WA 1 und im Mischgebiet durfen als Sockelge-
schoss ausgebildete Tiefgaragen oder Kelleranlagen maximal 1,2 m Gber
dem jeweiligen Bezugspunkt der Stral3enverkehrsflache liegen. Die Be-
schrankung der Hohe dient dazu, Beeintrachtigungen des Stral3enbildes zu
reduzieren und zugleich eine nattrliche Bellftung der Tiefgaragen zu ermog-
lichen.

5.3.5 Uberbaubare Grundstiicksflichen, Bauweise

Eine Gliederung des Gebietes wird durch die festgesetzten Baufelder, abge-
grenzt durch Baulinien und Baugrenzen und die Regelungen der oértlichen

Bauvorschrift, erreicht. An stadtrdumlich pragenden Bereichen sind entspre-
chend des stadtebaulichen Konzeptes entsprechende Baulinien vorgesehen.

Die Uberbaubaren Grundstlcksflachen werden durch Baugrenzen und Bauli-
nien definiert. Sie sind so zugeschnitten, dass einerseits genugend Spiel-
raume fur die Bebauung der Grundstiicke vorhanden sind und andererseits
die stadtebauliche Grundfigur klar zum Ausdruck kommt.

In den Allgemeinen Wohngebieten sowie dem Mischgebiet sind Nebenanla-
gen gemal § 14 BauNVO grundsatzlich auch aulerhalb der GUberbaubaren
Grundstlcksflachen zulassig, missen aber zu den 6ffentlichen Flachen ei-
nen Abstand von mindestens 3,0 m einhalten. Hierdurch soll sichergestellt
werden, dass beispielsweise Gartenhauser nicht an der Grenze zu o6ffentli-
chen Flachen aufgestellt werden und so unmittelbar in den 6ffentlichen Raum
hineinwirken. Gleichzeitig sollen entsprechende Nebenanlagen in den ruck-
wartigen Gartenbereichen, die aulerhalb der Uberbaubaren Grundstucksfla-
chen liegen, zulassig sein.

Ausgenommen von dieser Abstandsregelung sind Millboxen, Fahrradstan-
der und Briefkastenanlagen, die naturgemaf in der Vorzone von Gebauden
nahe den Eingangen untergebracht werden. Um eine negative Beeintrachti-
gung des offentlichen Raumes zu vermeiden, sind die Standorte fur Mullbo-
xen gemald der Festsetzung AV 2.4 einzugrinen. Ausnahmsweise ist eine
bauliche Einfassung zulassig, soweit sie eine Hohe von 1,6 m nicht tUber-
schreitet und aus den unter B lll 2 aufgefuhrten Materialien besteht. Negative
Beeintrachtigungen des offentlichen Raumes sollen auf diese Weise mini-
miert werden.
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In den Allgemeinen Wohngebieten und in dem Mischgebiet dirfen die Bau-
grenzen und Baulinien durch Eingangsuberdachungen, Hauseingangstrep-
pen, KellerauRentreppen, Kellerlichtschachte, sonstige Aul3entreppen und
Rampen bis zu einer Tiefe von 1,5 m auf maximal 50 % der jeweiligen Fas-
sadenbreite Uberschritten werden. Mit dieser Regelung wird die erforderliche
Flexibilitdt in der baulichen Ausgestaltung erreicht. Gleichzeitig verhindert
die Einschrankung in Art und Umfang eine Beeintrachtigung des Stadtrau-
mes.

Mit dem Ziel, gegliederte und abwechslungsreiche Fassaden zu erhalten,
durfen Baulinien auf 30% der jeweiligen Fassadenbreite um bis zu 0,5 m
uber- oder unterschritten werden. Diese Festsetzung ermoglicht zudem mehr
Flexibilitdt in der hochbaulichen Ausgestaltung. Loggien durfen die Baulinien
im Allgemeinen Wohngebiet WA 1 um maximal um 1,5 m Uberschreiten. Die
Nutzbarkeit der Loggien wird auf diese Weise erhoht, ohne die Ablesbarkeit
der Baukorper zu beeintrachtigen.

Im Mischgebiet ist zu den 6ffentlichen Flachen jeweils eine Baulinie mit paral-
leler Baugrenze in einem Abstand von 3,0 m festgesetzt. Die innenliegenden
Baugrenzen sind fur die Staffelgeschosse vorgesehen. Sie durfen auf maxi-
mal 40 % der jeweiligen Fassadenbreite um bis zu 3,0 m Uberschritten wer-
den. Ziel ist es, eine einseitige Abstaffellung der Gebaude und so allzu
gleichférmige Gebaudekubaturen zu vermeiden.

Im Allgemeinen Wohngebiet WA 1 sind zu der den 6ffentlichen Flachen ab-
gewandten Seite jeweils zwei parallele Baugrenzen festgesetzt. Die innenlie-
genden Baugrenzen sind fur die Staffelgeschosse vorgesehen. Sie durfen
auf maximal 40 % der jeweiligen Fassadenbreite um bis zu 3,0 m Uberschrit-
ten werden. Ziel ist es, eine einseitige Abstaffellung der Gebaude und so
allzu gleichformige Gebaudekubaturen sowie eine gegenseitige Verschattung
der Baukdrper zu vermeiden.

Da Sichtschutzanlagen die soziale Kontrolle im Quartier erheblich beein-
trachtigen konnen, sind sie nicht als Einfriedungen, sondern lediglich inner-
halb der Baugrenzen zulassig.

In dem Mischgebiet wird entsprechend des stadtebaulichen Zieles eine ge-

schlossene Bauweise festgesetzt. So sind Gebaude entlang des Mittelwegs
ohne seitlichen Grenzabstand zu errichten. Die Festsetzung dient dem Ziel,

den StralRenraum baulich zu fassen und die dahinterliegenden Bereiche des
Wohngebietes vor Immissionen zu schitzen.

Im Allgemeinen Wohngebiet WA 2 sollen Stadthauser das Angebot an
Wohnformen erganzen. Freistehende Einfamilienhauser sind aufgrund der
mit dieser Bauform verbundenen geringen stadtebaulichen Dichte nicht vor-
gesehen. Aus diesem Grund sind Hausgruppen und Doppelhauser festge-
setzt.
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5.3.6  Vom Bauordnungsrecht abweichende MafRe der Tiefe der Abstandsflachen

In dem Allgemeinen Wohngebiet WA 1 sowie dem Mischgebiet sind gemaf
§ 9 Abs. 1 Nr. 2a BauGB zur Verwirklichung besonderer baugestalterischer
und stadtebaulicher Absichten geringere als die in den §§ 5 bis 7 NBauO
vorgeschriebenen Abstande festgesetzt.

Ziel des Bebauungsplans ist es, die Voraussetzungen fur ein stadtisch ge-
pragtes Wohnquartier zu schaffen, dass im Sinne des flachenschonenden
Bauens eine dem innenstadtnahen Standort angemessene Dichte vorweist.
Die beabsichtigte bauliche Struktur soll die im Nordlichen Ringgebiet vorzu-
findende grunderzeitliche Blockrandbebauung sinnvoll erganzen, die im Be-
stand ebenfalls eine hohe Baudichte vorweist. Der dem Bebauungsplan zu-
grunde liegende stadtebauliche Entwurf sieht daher vor, dass die Abstande
zwischen den Gebauden sehr sparsam gehalten werden.

Da die konkreten Festsetzung von Baukorpern und Bebauungshohen mit den
bauordnungsrechtlichen Abstandflachenerfordernis ansonsten nicht verein-
bar waren, sind die mit der Festsetzungen in den Bebauungsplan aufgenom-
mene Unterschreitung der bauordnungsrechtlichen Abstandsflachen zur Um-
setzung des beabsichtigten stadtebaulichen Figur und Dichte erforderlich.

Die Unterschreitung der Mindestabstandsflachen ist in Verbindung mit den
festgesetzten Uberbaubaren Grundsticksflachen jedoch so gewahlt, dass sie
jeweils nicht mehr als maximal zwei Seitenwande der Baukorper betrifft. So
ist sichergestellt, dass eine verdichtete Bebauung mdglich ist, ohne dass
eine ausreichende Belichtung, Besonnung und Beltftung der Wohnungen
und Arbeitsstatten oder die Zuganglichkeit der geplanten Gebaude, die Er-
schlieBung der Grundstucke sowie die brandschutztechnischen Anforderun-
gen eingeschrankt werden.

5.3.7 Stellplatze

In dem Allgemeinen Wohngebiet WA 1 und in dem Mischgebiet sind ebener-
dige Stellplatze nur innerhalb der Uberbaubaren Grundstucksflachen zulas-
sig. Dies entspricht der stadtebaulichen Zielsetzung fur ein verdichtetes
Wohnquartier in zentraler Lage. Die fur die Bewohner vorgesehenen Blockin-
nenbereiche sollen vom Fahrverkehr freigehalten und die damit verbundenen
negativen Auswirkungen auf das Wohnumfeld vermieden werden. Die Wohn-
qualitat im unmittelbaren Umfeld soll geschitzt werden.

In den daflr vorgesehenen Bereichen sind die Tiefgaragen auch auf3erhalb
der Uberbaubaren Flachen zulassig. Um zu erreichen, dass die von ihnen
ausgehenden negativen Auswirkungen auf die Blockinnenbereiche maglichst
gering sind, werden die Garagendachflachen in den nicht durch Hochbauten
uberbauten Bereichen intensiv begrunt und fur die Erholung nutzbar gestal-
tet. Zudem kénnen so groliere Spielraume bei den hochbaulichen Planungen
ermoglicht werden.
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Stellplatze in Gebauden sind in dem Allgemeinen Wohngebiet WA 1 und in
dem Mischgebiet nur in Tiefgaragen unterhalb der Erdgeschosszone zulas-
sig. Tiefgaragen durfen als Sockelgeschosse gemald A lll 2 ausgebildet wer-
den. Mit dieser Festsetzung soll verhindert werden, dass Stellplatze in der
Erdgeschosszone untergebracht werden, da dies erhebliche negative Aus-
wirkungen auf den angrenzenden Stadtraum hat. Dieser soll als sozial erleb-
barer Freiraum wahrnehmbar sein.

Je Grundstuck ist im Mischgebiet und im Allgemeinen Wohngebiet WA 1 nur
eine Ein- und Ausfahrt in einer Breite von maximal 4,0 m zulassig. Je Grund-
stuck ist im Wohngebiet WA 2 nur eine Ein- und Ausfahrt in einer Breite von
maximal 3,0 m zulassig.

54 Gemeinbedarfsflache Kindertagesstatte

Auf der unmittelbar an den Ringgleisweg grenzenden Flache ist die Unter-
bringung einer Kindertagesstatte (Funf-Gruppen-Kita) vorgesehen. Diese
Kindertagesstatte dient u. a. der Deckung des Bedarfs des Plangebietes HA
113.

5.5 Offentliche Verkehrsflachen

5.5.1 Offentlicher Personennahverkehr, OPNV

Im Bereich der durch den nordlichen Geltungsbereich fuhrenden Bahnstre-
cke zur Versorgung des BS|ENERGY -Kraftwerkes und den begleitenden
Grinflachen sind Flachen zur Schaffung einer Stadtbahnverbindung (,Cam-
pusbahn®) bericksichtigt. Auch eine Regio-StadtBahn, wie sie als "Trasse fur
den Schienenverkehr noch im Flachennutzungsplan enthalten ist, lieRe sich
auf dieser Flache umsetzen. Uber die Realisierung der ,Campusbahn“ und
der Regio-StadtBahn ist noch nicht entschieden.

Das Quartier ist derzeit Uber die ca. 300 m entfernte Stralenbahnhaltestelle
Ludwigstral’e an die M1 und M2 und Uber die ca. 400 m entfemt sidwestlich
am Kreuzungspunkt Hamburger Strale / Rebenring liegende Haltestelle
Hamburger Stral3e an die Buslinien M19, M29, 426 und 433 angebunden, die
eine Vernetzung mit dem ubrigen Netz ermdglichen.

Fur den Fall, dass die ,Campusbahn® nicht gebaut wird, soll zukinftig zudem
eine weitere Busverbindung vom Bienroder Weg kommend Uber den Mittel-
weg Richtung Innenstadt gefiihrt werden und den Anschluss an das OPNV-
Netz verbessern. Am Mittelweg in unmittelbarer Nahe zum Plangebiet sollen
hierfur Bushaltestellen eingerichtet werden. Entlang der ostlichen Grenze des
Geltungsbereichs ist entsprechend der Planung eine Verbreiterung des Geh-
wegs am Mittelweg und eine Aufweitung fur eine Haltestelle bertcksichtigt
und als StralBenverkehrsflache festgesetzt.
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Motorisierter Individualverkehr, MIV

Die Verkehrsanbindung des Wohnquartiers soll Uber zwei Zufahrten an den
Mittelweg erfolgen. Die sludliche Zufahrt ist auf Hohe der Nordstrale geplant,
die nordliche Zufahrt soll auf Hohe der Strale Am Nordbahnhof entstehen.

Eine Verbindung flr den Kfz-Verkehr zwischen dem &stlichen Teil mit Wohn-
nutzung und dem westlichen Bereich mit gewerblicher Nutzung ist nicht ge-
plant, um keine Schleichverkehre entstehen zu lassen.

Es ist vorgesehen die interne ErschlieBung des Gebietes in Tempo-30 Zone
und Verkehrsberuhigter Bereich zu differenzieren. Wahrend die Planstralle A
fur Geschwindigkeiten bis 30 km/h mit beidseitig abgesetzten Gehwegen und
Parkstreifen ausgebaut werden soll, soll die Planstralle B weitestgehend als
verkehrsberuhigter Bereich ausgebildet werden. So soll u. a. die Aufenthalts-
qualitat fur die Anwohner im o&ffentlichen Raum erhoht werden.

Fuly- und Radverkehr

Das Plangebiet ist fur den Ful3- und Radverkehr im Osten an den Mittelweg
angebunden. Im Norden des Plangebietes entlang der bestehenden Gleisan-
lagen soll zudem einen Abschnitt der geplanten stadtumschlieRenden Ringg-
leisverbindung entstehen.

Im sudlichen Bereich existiert ein in Ost-West-Richtung verlaufender, derzeit
noch nicht durchgangig gewidmeter Ful3- und Radweg zwischen der Ham-
burger Stral’e und dem Mittelweg, der in der Planung bericksichtigt wird.
Dieser soll zuklinftig nach Westen eine Durchbindung fir den Rad- und Ful3-
verkehr zu den geplanten Nahversorgern an der Hamburger Stral3e bilden.

Fur den Ful- und Radverkehr ist zudem eine in Nord-Stid-Richtung verlau-
fende Wegeverbindung zwischen Ringgleisweg und der Kreuzung Rebenring
Ecke Muhlenpfordtstralde vorgesehen, so dass das Wohnquartier zukunftig
hervorragend an das Ful3- und Radwegesystem der Stadt angebunden ist.

Bahntrasse und Stadtbahn

Im nérdlichen Teil des Geltungsbereichs verlauft eine Bahntrasse, die dauer-
haft zur Versorgung des Heizkraftwerkes Mitte von BS|[ENERGY erforderlich
ist.

Daruber hinaus war diese Trasse Bestandteil der Planungen der ehemals
vorgesehen RegioStadtBahn zwischen Gifhorn, der Innenstadt von Braun-
schweig und Salzgitter bzw. Wolfenbdittel. Auch wenn diese Planungen ge-
genwartig nicht weiterverfolgt werden, steht das stadtebauliche Konzept des
neuen Wohnquartiers einer eventuellen spateren Wiederaufnahme der Pla-
nungen und Umsetzung dieses Konzeptes nicht im Wege.

Im ndrdlichen Bereich des Plangebietes verlauft der Streckenabschnitts 306
des Stadtbahnausbaukonzeptes (,Campusbahn®) der Stadt Braunschweig.
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Uber die Realisierung der ,Campusbahn® ist noch nicht entschieden. Eine
Planung des Streckenabschnitts erfolgt in einem separaten Planfeststel-
lungsverfahren, der Zeitpunkt einer Umsetzung ist noch unbekannt. In der II.
Untersuchungsstufe (durchgefihrt im Jahr 2014) wurde der Korridor als einer
von funf verbleibenden Korridoren ausgewahlt (Ratsentscheid 16.12.2014).
Fur die ,Campusbahn® wurde in der Il. Untersuchungsstufe zusammen mit
der Fuhrung Uber die westliche Innenstadtstrecke das hochste Potential aller
untersuchten Korridore ermittelt. Da sich diese Trasse aktuell im Rahmen
des Stadtbahnausbaukonzeptes in der Uberpriifung befindet, wird sie in der
Planung bericksichtigt.

Die im Bereich der Bahntrasse befindlichen eisenbahnrechtlichen Widmun-
gen beziehen sich z. T. auf die in der Vergangenheit deutlich gréf3eren, durch
die Bahn genutzten Flachen. Fur alle derzeit nicht mehr benétigten Flachen
ist bereits eine Entwidmung beantragt. Die zum gegenwartigen Zeitpunkt
noch gewidmeten Flachen werden in den Bebauungsplan nachrichtlich tber-
nommen (,zu entwidmende Bahnflachen®); ebenso werden die in der Wid-
mung verbleibenden Flachen nachrichtlich tbernommen (,Bahnanlagen®).

Ver- und Entsorgung

Die Ver- und Entsorgungsleitungen des Gebietes werden im Bereich der 6f-
fentlichen StralRenverkehrsflachen und der 6ffentlichen Grinflachen vorgese-
hen. Neben der Versorgung mit Elektrizitat, Telekommunikation und
Frischwasser soll entweder eine Gasversorgung oder eine Versorgung mit
Fernwarme realisiert werden.

Aufgrund mangelnder Anschlusskapazitaten sowie 6kologischer Uberlegun-
gen soll das im Gebiet anfallende Regenwasser vor Ort versickert werden.
Versickerungsanlagen mussen den Anforderungen der DWA, insbesondere
A 138 und M153, entsprechen.

Unterirdische Versickerungsanlagen (z. B. Rigolen) sind nur fur unproblema-
tische Dachflachen (keine Metalleindeckung) in Wohngebieten zulassig. Fur
die Versickerung von Niederschlagswasser der Verkehrsflachen ist eine Ein-
leitungserlaubnis bei der Unteren Wasserbehorde zu beantragen.

Im Rahmen der Aufstellung des Bebauungsplanes wurde fur das Wohngebiet
Mittelweg ein Entwasserungskonzept (Ingenieurbiro Dr.-Ing. Olaf Schulz,
Entwasserungskonzept fur Schmutz- und Regenwasser, Projekt-Nr. 1191,
07.07.2016) aufgestellt. Die Schmutzwasserkanale sind im Bereich der 6f-
fentlichen Strallenrdume vorgesehen. Das Entwasserungskonzept sieht vor,
das auf den offentlichen Flachen anfallende Regenwasser in Mulden und Ri-
golen mit entsprechenden Behandlungsanlagen zu leiten und in den offentli-
chen Flachen zu versickern.

Fur das auf den privaten Flachen anfallende Regenwasser sind Mulden bzw.
Rigolen auf den privaten Grundstlicken zu schaffen. Die Verpflichtung zur
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Versickerung kann in der Hochbauplanung aufgegriffen und mit einer Regen-
wassernutzung verknupft werden.

Wertstoffcontainer

Zur Erganzung der haushaltsnahen Wertstoffcontainer soll im neuen Wohn-

gebiet eine Wertstoffcontainerstation eingerichtet werden (zwei Container fur
Pappe, Papier und Kartonage, zwei Altglascontainer, ein Altkleidercontainer,

ein Reserveplatz ggf. fur Elektrokleingerate).

Um Storungen vorhandener und geplanter angrenzender Nutzungen zu ver-
meiden, wird ein Standort im stdlich an die Gemeinbedarfsflache anschlie-
Renden Parkstreifen der Planstralle A vorgesehen. Dieser Standort ist zu-
dem fur sadmtliche Bewohner gut erreichbar.

In der in Ost-West-Richtung verlaufenden Verbindung zwischen Hamburger
Strale und Mittelweg und entlang des Mittelweges befinden sich Fernwarme-
leitungen und Kabeltrassen, die nicht Uberbaut werden dirfen.

57 Grunordnung, MaRnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von
Boden, Natur und Landschaft

Die grunordnerischen Festsetzungen sollen eine Durchgrinung des Bauge-
bietes, einen moglichst weitgehenden Erhalt vorhandener, bedeutsamer
Grunstrukturen, die Nutzbarkeit der Grunflachen fur die Bevolkerung und die
Kompensation von Eingriffen in den Naturhaushalt sicherstellen.

5.7.1  Grinordnung

Die festgesetzten grinordnerischen Mallnahmen erflllen sowohl| stadtebauli-
che als auch okologische Funktionen. Zu den wichtigsten Belangen zahlen
gemald Baugesetzbuch nicht nur die allgemeinen Anforderungen an gesunde
Wohn- und Arbeitsverhaltnisse, sondern auch die Gestaltung des Orts- und
Landschaftsbildes sowie die Belange von Umweltschutz, Naturschutz und
Landespflege.

Offentliche Griinflachen

Die uberdrtliche Grunflache Nr. 1.1 dient der FortfUhrung des Ringgleisweges
zwischen Hamburger Stral3e und Mittelweg. Neben dem Ful3- und Radweg
sind in den Grunflachen auch Flachen zur Schaffung einer Stadtbahnverbin-
dung (,Campusbahn®) bertcksichtigt. Die Grunflache konnte sich bei realisie-
rung der Campusbahn deutlich reduzieren. Fur den Fall, dass die Campus-
bahn nicht gebaut wird, bleibt die Flache als Uberdrtliche Grinflache erhalten
in dem festgesetzten Ausmal} erhalten.

Die Grunflachen 1.2 und 1.3 dienen dem ortlichen Bedarf. Grinflache Nr. 1.2
nimmt eine Mulde sowie einen Ful- und Radweg auf, der das Wohngebiet
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an den Ringgleisweg anbindet. In die Grinflache Nr. 1.3 sind eine strallenbe-
gleitende Entwasserungsmulde sowie ein Kinderspielplatz mit ca. 500 m? in-
tegriert.

Die Grunflache Nr. 2 begleitet einen Ful3- und Radweg, uber den eine Ver-
bindung zu dem geplanten Einzelhandelsmarkt an der Hamburger Stral3e ge-
schaffen wird. Aufgrund der in diesem Bereich verlaufenden Leitungstrassen
ist eine Bepflanzung nur eingeschrankt moglich.

Die Griunflache 3 begleitet einen Ful3- und Radweg und nimmt eine Entwas-
serungsmulde auf.

Im Stden des Plangebiets erganzen die Grunflachen Nr. 4 und-5 den ortli-
chen Bedarf und begleiten eine Wegeverbindung zum Rebenring sowie zum
Mittelweg. . S N . : o
griert:

Private Griinflachen

Auf den privaten Flachen wird durch die auf die Grundstticksflache bezogene
Festsetzung von Gehdlzpflanzungen eine auch flr den Naturhaushalt quali-
tatvolle Durchgrinung der Bauflachen gewahrleistet.

Durch die Uberstellung und Eingriinung von Stellplatzflachen werden die ne-
gativen Folgen von versiegelten Flachen wie Ubererwdrmung und Minderung
der Luftfeuchte reduziert. Zudem werden die negativen optischen Beeintrach-
tigungen ausgehend von parkenden Fahrzeugen gemindert.

MaRnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur
und Landschaft, Zuordnung

Im Sinne des Artenschutzes ist grundsatzlich zu beachten, dass Baumfallar-
beiten und die Beseitigung anderer Gehodlze vom 1. Marz bis zum 30. Sep-
tember verboten sind. Der Bauablauf ist dementsprechend zu planen. Kurz
vor den Fallarbeiten sind die Gehodlze grundsatzlich auf Lebensstatten (z.B.
Nester, Hohlen, etc.) und sich darin befindende Tiere zu untersuchen. Dies
gilt besonders flr die bereits kartierten Hohlenbdume und die kartierten po-
tentiellen Gebaudequartiere. Diese durfen nur vom 01. Oktober bis 29. Feb-
ruar und unter biologischer Begleitung beseitigt werden. Auch beim Abriss
oder Rickbau von Gebauden sind diese vorher auf Lebensstatten zu unter-
suchen.

Sollten in den genannten Fallen geschitzte Tiere (Fledermause, an Gebau-
den britende Vogel wie etwa Schwalben, etc.) aufgefunden werden, sind die
Arbeiten unverzuglich einzustellen und die Untere Naturschutzbehoérde zu in-
formieren.

Alle durch die BaumalRhahmen wegfallenden Gehdlz- und Gebaudequartiere
bzw. Nistplatze sind durch die Installation von geeigneten Fledermaus- und
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Nistkasten zu kompensieren. Drei Ersatznistkasten flir den Hausrotschwanz
sind spatestens mit Beginn der Erschlielungsarbeiten in den festgesetzten
GrUnanlagen an Baumen zur Verfigung zu stellen und dauerhaft zu erhalten.
Drei Ersatznistkasten fur den Hausrotschwanz und die 17 Fledermauskasten
fur verschiedene Arten sind als wartungsfreie und selbstreinigende Variante
fassadenbundig unter Putz an Gebauden einzubauen und dauerhaft zu er-
halten. Hiermit wird der dauerhafte Verlust an Bruthdéhlen kompensiert, der
nicht zeitnah durch KompensationsmalRhahmen ausgeglichen werden kann.
Da es sich um i.d.R. alte Gehdlze handelt, an denen Hohlen entstehen, dau-
ert es auf den externen Flachen unverhaltnismaiig lange, bis der Lebens-
raumverlust ausgeglichen ist. Zugleich wird durch das sofortige Anbringen
von Nisthilfen an Gehdlzen die Erfullung der CEF(vorgezogenen Ausgleichs-)
MalRnahmen sichergestellt.

Festsetzungen zum Schutz vor schadlichen Umwelteinwirkungen im Sinne
des Bundes-Immissionsschutzgesetzes

Zum Schutz und zur Vorbeugung vor schadlichen Umwelteinwirkungen im
Sinne des Bundes-Immissionsschutzgesetzes wurde im Rahmen des Auf-
stellungsverfahrens eine schalltechnische Untersuchung (GerauscheRech-
ner, Dipl.-Geodkol. Henning Arps, Bericht-Nr. P 5/16; 22.03.2016) durchge-
fuhrt. Dazu wurden die Gerauscheinwirkungen der umliegenden Emissions-
quellen auf das Plangebiet sowie die Auswirkungen der Emissionsquellen im
Plangebiet auf die Umgebung nach den aktuellen und einschlagigen Regel-
werken zum Immissionsschutz erfasst und beurteilt sowie Empfehlungen
zum Schallschutz erarbeitet.

Mit der Aufstellung des Bebauungsplanes ,Mittelweg Stidwest®, HA 113, sind
die Entwicklung eines Mischgebiets (Ml) sowie allgemeine Wohngebiete
(WA) in mehrgeschossiger Bauweise vorgesehen. Bezlglich der geplanten
Gebietsarten Mischgebiet (Ml) und allgemeines Wohngebiet (WA) ist auf-
grund der gemal} Festsetzungen zulassigen Nutzungen davon auszugehen,
dass keine immissionsrelevanten Gerausche im Umfeld zum Plangebiet auf-
treten.

Daraus resultierend handelt es sich im Wesentlichen um die nachfolgend ge-
nannten relevanten Emissionen:

e StralRenverkehrslarm,
e Schienenverkehrslarm,
e Gewerbelarm,

Die Beurteilung der Gerauschsituation im Plangebiet erfolgt grundsatzlich un-
ter Beachtung der DIN 18005 (,Schallschutz im Stadtebau’).

StraRenverkehrslarm

Die Berechnung der Gerauschemissionen erfolgt nach den Vorgaben der
,Richtlinie fir den Larmschutz an Stra3en‘ (RLS 90) anhand der Angaben zu

Bebauungsplan Mittelweg-Stidwest, HA 113 Begriindung, Stand: 16.5.2017

Verfahrensstand: § 10 (1) BauGB



-35-

den einzelnen Streckenbelastungen der umliegenden Stral3en flir das Prog-
nosejahr 2025.

Aufgrund des StralRenverkehrslarms sind zur Tag- und Nachtzeit Gerau-
schimmissionen im Bereich des pegelbestimmenden Mittelwegs an den
nachstgelegenen Fassaden der Baufenster im Plangebiet festzustellen, die
die Orientierungswerte nach DIN 18005 um bis zu 2 dB(A) tags und 5 dB(A)
nachts im ostlichen Bereich des allgemeinen Wohngebiets WA 1 und um bis
zu 6 dB(A) tags und 9 dB(A) nachts im Mischgebiet (Ml) Gberschreiten.
Dadurch wird die Larmsituation im Plangebiet hinsichtlich ,Strallenverkehrs-
larm“ im Hinblick auf die gesunden Wohn- und Arbeitsverhaltnisse gemaf §
1 Abs. 5 Nr. 1 BauGB abwagungsbeachtlich.

Die Uberschreitungen beschranken sich dabei groRtenteils auf die Ostfas-
sade der Mischgebietsbebauung und auf nur wenige Bereiche an der Nord-
und Sudfassade des 6stlichen Wohngebiets. Gemald DIN 18005 ist ohne be-
sonderem Nachweis davon auszugehen, dass an der von der mafldgeblichen
Larmquelle abgewandten Gebaudeseite der ,malRgebliche Aulzenlarmpegel®
bei offener Bebauung um mind. 5 dB(A) und bei geschlossener Bebauung
bzw. bei Innenhéfen um mind. 10 dB(A) gemindert ist. Entsprechend ist im
vorliegenden Fall dem Grunde nach nicht auszuschliel3en, dass es auch im
riickwartigen Bereich durch Verkehrsldrm zu Uberschreitungen an den Fas-
saden kommen kann.

Die schalltechnische Untersuchung zeigt jedoch erganzend, dass sich unter
Berucksichtigung von zwei langgezogenen 4-geschossigen stralienbegleiten-
den Gebauden in U-Form, im rlickwartigen Bereich jeweils deutlich niedri-
gere Schallimmissionen ergeben. So werden an den strallenabgewandten
Fassaden der strallenbegleitenden Gebaude die maligeblichen Orientie-
rungswerte am Tag und in der Nacht um mindestens 7 dB(A) unterschritten.
Des Weiteren werden auch an den Fassaden aller weiteren Bauflachen/ Ge-
baude im ruckwartigen Bereich des Plangebiets die Orientierungswerte ein-
gehalten bis deutlich unterschritten.

Fur die Freiflachen im Plangebiet fuhrt dies innerhalb der ,Hofsituationen zu
einer deutlichen Unterschreitung der Orientierungswerte, und fur alle ande-
ren Flachen ab einem Abstand von ca. 40 m zum Mittelweg zu einer Einhal-
tung des fur allgemeine Wohngebiete relevanten Orientierungswerts fir den
Tagzeitraum. Somit kdnnen im Innenbereich des Gebietes noch ruhige, qua-
litatvolle Aufenthaltsbereiche geschaffen werden, die den Bewohnern und
den Arbeitenden zur Erholung zur Verfligung steht. Entsprechend wird zum
Schutz des rickwartigen Planbereichs fur die beiden strallennahen Baufens-
ter die Bebauung bezuglich der Bauform und der zulassigen Mindesthéhe -
im Sinne einer Funktion als Gebauderiegel - festgesetzt.

Bezliglich der von Uberschreitungen betroffenen Fassaden (s. 0.) sind aktive
Schallschutzmalinahmen, wie z. B. die Errichtung einer Larmschutzwand

(LSW) entlang des Mittelwegs, fur die oberen Geschosse der Gebaude nicht
zielfuhrend. Zudem wirde sich eine Larmschutzwand in diesem Bereich auf
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das stadtebauliche Umfeld und das Stadtbild negativ auswirken, da die Er-
richtung von Larmschutzanlagen entlang innerstadtischer Verkehrswege
stadtebaulich und insbesondere im grinderzeitlichen Kontext der Bestands-
bebauung nicht vertretbar ist.

Auch die planerische MalRnahme in Form von Quellabstandsfestsetzungen
ist mit dem stadtebaulichen Umfeld entlang des Mittelweges nicht vereinbar.
Vielmehr dient die vorgesehene Anordnung der Baufenster stadtebaulich ei-
ner baulichen Wiederaufnahme der oberhalb des ndrdlichen Gewerbegebie-
tes angeordneten Wohnbebauung sowie eine Spiegelung der auf der Ost-
seite des Mittelweges angeordneten strallennahen Wohngebaude. Somit
wird strallennah eine klare Raumkante des Grunderzeitgebietes geformt als
auch ruckwartig mit der zweiten Baureihe ein gestalteter Auftakt zu den an-
schlieRenden niedrigeren Wohngebauden im Plangebiet gebildet und eine
Einfugung der Neubebauung im Sinne einer innerstadtischen Nachverdich-
tung erreicht.

Des Weiteren hatte ein Abriicken der Bebauung vom Mittelweg bis zur voll-
standigen Einhaltung der Orientierungswerte so grof3e Abstande zur Folge,
dass damit das Ziel einer effektiven Grundstlicksausnutzung eines innerstad-
tischen Gebietes fiir ein Wohngebiet nicht umsetzbar gewesen ware. Auf-
grund der Lage des Gebietes in zentraler Lage einer Grol3stadt, der Nahe zur
Technischen Universitat Braunschweig und der ungebrochenen Nachfrage
nach bezahlbarem, zentral gelegenem Wohnraum ist das Gebiet fiir die an-
gestrebte Entwicklung eines verdichteten stadtischen Wohnquartiers jedoch
pradestiniert. Durch die Nutzung vorhandener infrastruktureller Ressourcen
und die sehr gute OPNV- und Fahrradverbindung zur Innenstadt ist das
Wohngebiet insgesamt ein bedeutender und positiver Beitrag im Sinne einer
nachhaltigen und ressourcenschonenden und somit effizienten Stadtentwick-
lung.

Vor diesem Hintergrund wird akzeptiert, dass auch in dieser Belastungszone
so wie im gesamten Umfeld des Mittelweges Wohnen stattfinden soll. Ent-
sprechend sind hier zur Sicherstellung gesunder Wohnverhaltnisse weiter-
fuhrende SchutzmalRnahmen vorzunehmen (s. Nr. 5.8.4 ,Ausweisung von
Larmpegelbereichen/ Festsetzung der LarmschutzmalRnahmen®).

Der Neubau der beiden Erschliellungsstralen im Plangebiet ist unabhangig
von der Betrachtung nach DIN 18005 nach der 16. BImSchV (Verkehrslarm-
schutzverordnung) zu beurteilen. Dazu werden ausschlief3lich die neu zu
bauenden Stral’en betrachtet. Aufgrund der geringen Verkehrsmenge

(ca. 740 Fahrzeuge/ /24h), kann eine Uberschreitung der Immissionsgrenz-
werte der 16. BImSchV durch den Neubau der beiden ErschlieRungsstralen
innerhalb und aulerhalb des Plangebiets ausgeschlossen werden. Somit
kann grundsatzlich diesbezuglich kein Handlungsbedarf abgeleitet werden.

Durch die Entwicklung des Wohn- und Mischgebietes ,Mittelweg Stidwest®,
HA 113, erhohen sich auch die Verkehrsbelastungen der umgebenden Stra-
Ren, insbesondere des Mittelwegs. Insgesamt erhoht sich die Verkehrs-
menge um ca. 740 Fahrzeuge/ /24h im Nahbereich des Plangebiets, dies
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entspricht einer Erhéhung von ca. 7%. Eine Zunahme in dieser Grélkenord-
nung kann als vertretbar angesehen werden und fuhrt zu keiner signifikanten
Mehrbelastung, zumal erst eine Verdoppelung der Verkehrsmenge d. h. eine
Erhéhung der Verkehrsmenge von 100 % eine Erhdhung von 3 dB(A) zur
Folge hat. Des Weiteren wird erst eine Anderung des Mittelungspegels um
mehr als 3 dB(A) als "wesentliche Anderung" - u. a. im Sinne der Regelun-
gen der 16. BImSchV (Verkehrslarmschutzverordnung) — definiert.

Diese Mehrbelastung ist in die Strallenverkehrslarmberechnung fur das Plan-
gebiet (s. 0.) mit eingegangen. Wie im Plangebiet, ist auch an der Bestands-
bebauung am Mittelweg eine Unterschreitung der Larmsanierungswerte der
16. BImSchV von 70 dB(A) tags und 60 dB(A) nachts zu erwarten (beachte
auch Nr. 5.8.5 ,Gesamtlarmsituation®). Somit kann grundsatzlich diesbezug-
lich kein Handlungsbedarf abgeleitet werden.

Zudem sind trotz der Anbindung des neuen Wohngebietes an den Mittelweg
Verkehrsentlastungen im sudlichen Abschnitt des Mittelweges um rd. 840 bis
1.530 Kfz/24h und auf dem westlichen Abschnitt der Nordstrale um 830
Kfz/24h mit entsprechend positiven Auswirkungen auf den Verkehrslarm zu
erwarten. Diese Entlastung der Verkehrsstrecken resultiert laut Verkehrsgut-
achten im Wesentlichen aus den Verlagerungseffekten durch die geplante
.otadtstralle Nord“ sowie aus dem Wegfall des Verkehrs der ehem. Braun-
schweiger zeitung und des ALDI-Marktes am Mittelweg.

Schienenverkehrslarm

Die Berechnung der Gerauschemissionen durch Schienenverkehr erfolgt
nach den Vorgaben der Schall 03 (1990) fir das Prognosejahr 2025 konser-
vativ ohne Berucksichtigung des fur die Gleise privilegierten Schienenbonus’
von 5 dB(A).

Aufgrund des Schienenverkehrslarms sind im Plangebiet nur an den Fassa-
den der noérdlichen Baufenster im WA-Gebiet zur Nachtzeit Gerauschimmis-
sionen festzustellen, die die malRgeblichen Orientierungswerte nach

DIN 18005 um bis zu 2 dB(A) uberschreiten. Dadurch wird die Larmsituation
im Plangebiet hinsichtlich ,Schienenverkehrslarm® im Hinblick auf die gesun-
den Wohn- und Arbeitsverhaltnisse gemal § 1 Abs. 5 Nr. 1 BauGB abwa-
gungsbeachtlich.

Die geplante Kindertagesstatte, die naher an der Schienenstrecke vorgese-
hen ist als die anderen Gebdude im Plangebiet, ist nicht von Uberschreitun-
gen durch Schienenverkehrslarm betroffen, sofern das Gebaude eingeschos-
sig ausgefuhrt wird.

Die Ergebnisse zeigen, dass die ,Campus-Bahn“ pegelbestimmend ist. So
sind bei alleiniger Betrachtung der Gerauschimmissionen aus dem derzeiti-
gen Schienenverkehr (Strallenbahntrasse Hamburger Stral’e und Guterzug-
trasse der BS|ENERGY bzw. des Heizkraftwerkes) Uberschreitungen der
mafgeblichen Orientierungswerte im Plangebiet auszuschliel3en.

Bebauungsplan Mittelweg-Stidwest, HA 113 Begriindung, Stand: 16.5.2017

Verfahrensstand: § 10 (1) BauGB



5.8.3

-38-

Zum Zeitpunkt der Durchfihrung des Bebauungsplanverfahrens HA 113 gibt
es bzgl. der ,Campus-Bahn“ lediglich eine grobe Planung ohne weitere Reali-
sierungserkenntnisse. Dennoch wurde die ,Campus-Bahn“ schalltechnisch
mituntersucht, um fiir den Bebauungsplan HA 113 Plansicherheit zu gewahr-
leisten und parallel sicherzustellen, dass durch das Planvorhaben HA 113
eine ggdf. spater kommende ,Campus-Bahn® nicht im Vorhinein immissions-
schutzrechtlich unmdglich gemacht wird. Somit ist anzumerken, dass der Be-
bauungsplan bzgl. der ,Campus-Bahn“ im Wesentlichen vorerst eine Fla-
chensicherung in der Grunflache - parallel zum bestehenden Gutergleis - vor-
nimmt.

Sollte es im Weiteren zu einer Realisierung der ,Campus-Bahn“ kommen, ist
ein Planfeststellungsverfahren durchzufihren, im Rahmen dessen die Immis-
sionssituation gemaR 16. BImSchV schalltechnisch ermittelt und bewertet
wird und infolgedessen ggf. erforderliche Schallminderungsmafinahmen um-
gesetzt werden. Hierbei bietet sich als effektive Schallminderung grundsatz-
lich quellnaher aktiver Schallschutz in Form einer Larmschutzwand (= LSW)
entlang der Gleise an. Da jedoch eine Larmschutzwand ggf. allein nicht aus-
reicht um bei Umsetzung der ,Campus-Bahn” eine Einhaltung der Orientie-
rungswerte in den oberen Geschossen des betroffenen WA-Gebietes sicher-
zustellen, kénnen schon jetzt — unabhangig zur Realisierung der ,Campus-
Bahn“ - alternativ und/ oder ergénzend im Rahmen der Vorsorge/ des Selbst-
schutzes weiterfUhrende Schutzmalinahmen vorgenommen werden

(s. Nr. 5.8.3 ,Ausweisung von Larmpegelbereichen/ Festsetzung der Larm-
schutzmalinahmen®).

Gewerbe- und Anlagenlarm

Die Gerauschbelastung durch gewerblich genutzte Anlagen wird auf Grund-
lage der TA Larm rechnerisch nach DIN ISO 9613-2 ermittelt. Die Berech-
nung der Gewerbelarmimmissionen erfolgt nach DIN ISO 9613-2 (Akustik -
Dampfung des Schalls bei Ausbreitung im Freien, Teil 2) fur eine Mittenfre-
quenz f = 500 Hz, Bodendampfung G = 0,3 (gering absorbierend) bei Mit-
windlage unter Berticksichtigung des allgemeinen Verfahrens gemaf

Nr. 7.3.1 und einer Gleichverteilung der Gerauschemissionen in freier Schal-
lausbreitung bei einer mittleren Quellhdhe von 2 m GOK innerhalb der Ge-
werbeflachen und von 6 m flr das Heizkraftwerk.

Westlich vom Plangebiet wird der Bebauungsplan HA132 aufgestellt. In die-
sem sind die Errichtung eines Einzelhandelsstandorts mit einem Vollversor-
ger sowie einem Discounter und der Erhalt eines bestehenden Buro- und
Verwaltungsgebaudes vorgesehen. Bei den immissionsschutztechnischen
Festsetzungen im Bebauungsplan ,Hamburger Stralle — Sidwest®, HA 132,
werden die Wohn- und Mischgebietsnutzungen dieses Bebauungsplans be-
reits berucksichtigt.

Weitere Gewerbebetriebe befinden sich insbesondere nérdlich (,Schimmel-
hof“) und nordwestlich (,Heizkraftwerk Mitte) des Plangebiets. Im Gutachten
wurden fur diese Betriebe bzw. Betriebsflachen allgemeingultige Annahmen
unterstellt, um gebietstypische Betriebsaktivitaten im Rahmen der geltenden
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Gesetze und Verordnungen zu unterstellen. Entsprechend wurden diesen
Gewerbeflachen konservativ gebietstypische flachenbezogene Schallleis-
tungspegel (IFSP, LWA") zugewiesen.

Im Plangebiet selbst sind innerhalb des Mischgebietes lediglich gewerbliche
Nutzungen vorgesehen, bei denen davon ausgegangen werden kann, dass
sie sich im Allgemeinen nicht wesentlich stérend auf die Wohnnutzungen (in-
nerhalb und aulRerhalb des Plangebiets) auswirken.

Durch die Gewerbelarmimmissionen werden im Plangebiet bezogen auf die
Bauflachen die maligeblichen Orientierungswerte (OW) der DIN 18005 im
gesamten Plangebiet eingehalten. Somit kann grundsatzlich kein Handlungs-
bedarf abgeleitet werden.

Ausweisung von Larmpegelbereichen/ Festsetzung der Larmschutzmalinah-
men

Um die vorhandene Gerauschimmissionsbelastung im Plangebiet kenntlich
zu machen und den Schutzanforderungen der geplanten schutzwirdigen
Nutzungen Rechnung zu tragen, wurden Larmpegelbereiche geman

DIN 4109 (,Schallschutz im Hochbau‘) ermittelt. Sie ergeben sich im vorlie-
genden Fall entsprechend der Norm zu LPB Il bis V. Dabei ergeben sich die
LPB IV und V benachbart zum Mittelweg im Bereich der Mischgebiete (,Ge-
bauderiegel®) bis zu einer Tiefe von ca. 40 m. Wahrend im rlickwartigen,
weitaus grol3eren Bereich die LPB Il und Il vorliegen.

Entsprechend werden in den relevanten Bereichen des Plangebiets folgende
Larmpegelbereiche nach DIN 4109 (,Schallschutz im Hochbau’) in den Fest-
setzungen aufgefuhrt und gekennzeichnet:

MaRgeblicher AuRenlarmpegel Larmpegelbereich (LPB)
in dB(A)

56 - 60 I
61 -65 1l
66 - 70 v
71-75 V

Aus den Larmpegelbereichen resultieren die erforderlichen Bauschalldamm-
MalRe (R’'w,res) zur Sicherstellung gesunder Wohnverhaltnisse innerhalb von
Gebauden. Durch die Kenntlichmachung der Larmpegelbereiche im Bebau-
ungsplan konnen sich Ansiedlungswillige auf die vorhandene Larmsituation
einstellen und in Anwendung der DIN 4109 i. V. m. der VDI 2719 (,Schall-
dammung von Fenstern und deren Zusatzeinrichtungen’) fur eine geeignete
Schallddmmung der Umfassungsbauteile inklusive der Fenster und deren
Zusatzeinrichtungen (z. B. Luftungseinrichtungen) sorgen (passive Schall-
schutzmalinahme). Durch die heute Ubliche Bauweise und der im Allgemei-
nen einzuhaltenden Bestimmungen (Energieeinsparverordnung — EnEV) er-
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geben sich dadurch, dass diese Anforderungen mit den bestehenden bauli-
chen Standards sicher eingehalten werden - bis Larmpegelbereich Il keine
weitergehenden Auflagen an die AuRenbauteile.

Im Allgemeinen konnen des Weiteren planerische/ bauliche Schallschutz-
maflnahmen bei der Ermittlung des erforderlichen Schalldammmales be-
rucksichtigt werden. So wirken Gebaude entlang der Strale im nicht nur ge-
ringen Umfang schallreduzierend auf die rlickwertig liegende Bebauung.
Ebenso kénnen z. B. durch eine sinnvolle Raumorientierung Raume, die
standig zum Schlafen genutzt werden (Schlafzimmer, Kinderzimmer) oder
auch Aufenthaltsraume, an den von der maf’gebenden Schallquelle (Mittel-
weg) abgewandten Gebaudeseiten angeordnet werden, um durch die Eigen-
abschirmung eine deutliche Pegelminderung an diesen Fassaden (Mischge-
biet) zu erzielen. Erganzend kann eine ausreichende Belliftung von schutz-
bedulrftigen Raumen mit Fenstern an Fassaden mit Richtwertuberschreitun-
gen auch durch einfache Mallnahmen, wie z. B. Uber Querltftung von Fens-
tern an Fassaden ohne Richtwertiberschreitungen, vorgenommen werden.

Grundsatzlich liegt der ,Schwachpunkt® der Fassaden hinsichtlich Schalldam-
mung bei den Fenstern, deren Dammung nur in geschlossenem Zustand ent-
sprechend ihrer Schallschutzklasse wirksam wird. Gekippte Fenster weisen —
unabhangig von ihrer Schallschutzklasse - ein Schalldammmal} von nur etwa
15 dB auf. Um einen ungestorten Nachtschlaf zu sichemn, ist ab einem Beur-
teilungspegel von 45 dB(A) (Fenster) die Luftung von Schlafraumen bzw. von
zum Schlafen geeigneter RGume unabhangig von geodffneten Fenstern zu si-
chern. Dies ist entsprechend mittels Einbau kontrollierter Be- und Entlif-
tungsanlagen maoglich.

Die Festsetzungen zur Durchfuhrung von passiven Schallschutzmal3nahmen
unter Anwendung der einschlagigen Vorschriften wurden entsprechend der
obigen Ausfuhrungen getroffen.

Zum Schutz von AuRenwohnbereichen wie Terrassen, Loggien, Balkonen,
etc. wurden ebenfalls Festsetzungen getroffen, indem diese ab LPB Il nur
auf der von der mallgebenden Larmquelle abgewandten Seite errichtet wer-
den durfen. Davon abweichend oder aber auch erganzend kdnnen unter Nut-
zung von anderen bzw. weiteren Abschirmungen (z. B. Vorhangfassaden),
Teil- oder Vollverschalungen (z. B. Schallschutzverglasungen etc.) ge-
schitzte AuRenwohnbereiche entstehen. Ebenso sinnvoll schitzen zurlck-
versetzte Fassaden den Aufenthaltsbereich von Balkonen, Loggien und Ter-
rassen und nicht zuletzt dahinterliegende schutzbedlrftige Raume.

Die Ermittlung bzw. Dimensionierung der o. g. notwendigen Schallschutz-
mafnahmen ist unter Berlcksichtigung von Abstanden, Hindemissen im
Schallausbreitungsweg, baulichen Gebaudeanordnungen und der Gebau-
degeometrie vorzunehmen und mittels geeigneter nachvollziehbarer Bauvor-
lagen, zugehorig zur Bauanzeige/ zum Bauantrag zu erbringen bzw. der Bau-
aufsichtsbehorde vorzulegen. Entsprechend wurden die Berechnungsverfah-
ren eindeutig bestimmt und flir den Nachweis im Einzelfall festgesetzt.
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Gesamtlarmsituation

Da aufgrund der hohen aktuellen StralRenverkehrslarmbelastung zum Teil an
den stralRennahen Bestandsbauten auf dem Mittelweg schon Beurteilungspe-
gel an der Schwelle zur Gesundheitsgefahr vorliegen, wurde zur Beurteilung

der prognostizierten Immissionssituation nach Realisierung der Bauvorhaben
im Plangebiet ,Mittelweg Stidwest‘, HA 113 die Gesamtlarmsituation flr diese
Gebaude ermittelt.

Insgesamt ist jedoch festzustellen, dass die hohe Stralienverkehrslarmbelas-
tung am Mittelweg vor allem aus der Vorbelastung resultiert. Die durch die
Planung induzierte Veranderung der Larmwerte ist sehr gering. Allerdings er-
folgt die Beurteilung fur die gerichtlich anerkannten Schwellenwerte der Ge-
sundheitsgefahrdung in Héhe von 70 dB(A) tags und 60 dB(A) nachts. Liegen
in der Bestandssituation schon Pegel oberhalb dieser Gesundheitswerte vor und
werden sie durch die Planung weiter erhdht oder erstmalig durch das Planvorhaben
erreicht/ Uberschritten, ist dies im besonderen Malde in der Abwagung zu wurdigen.

Dies trifft fur die Gebaude Mittelweg 93 und 94 zu. Hier ist der Gesundheits-
wert zur Nachtzeit von 60 dB(A) schon im Bestand ann&hernd erreicht und
wird durch das Vorhaben ,Mittelweg-Sudwest' um 0,3 dB(A) bzw. 0,1 dB(A)
Uberschritten. Verursacht wird dies durch die Reflexion der StralRenverkehrs-
larmimmissionen an der im Plangebiet vorgesehenen langgezogenen 4-ge-
schossigen Bebauung.

Veranderungen von Mittelungspegeln < 1 dB(A) sind in der Regel nicht wahr-
nehmbar. Des Weiteren sind Pegel um 1 dB(A) allein fir sich messtechnisch

nicht erfassbar. Auch beruht die Pegelerhéhung nicht auf einem erheblichen

baulichen Eingriff in die Stralle, so dass keine Beurteilung nach 16. BImSchV
zu erfolgen hat.

Eine Beurteilung bzgl. der Erheblichkeit und Auswirkung einer Pegelerho-
hung von lediglich bis zu 0,3 dB(A) ist nicht sinnhaft, da bei der Durchflihrung
schalltechnischer Prognosen selbst Unsicherheiten auftreten, die sich aus
der Unsicherheit der zu Grunde liegenden Emissionspegel als auch der Unsi-
cherheit der Ausbreitungsrechnung selbst ergeben. Entsprechend wird die
geschatzte Genauigkeit der Ausbreitungsrechnung flr die hier vorliegende
Situation nach den Kriterien der DIN ISO 9613-2 mit +/- 3dB(A) angegeben.

Der geplante Gebauderiegel am Mittelweg hat zudem zum Ziel, die rickwarti-
gen Bereiche des Wohngebietes entsprechend zu schutzen. Das Wohnge-
biet ist ein wichtiger Baustein in den gesamtstadtischen Wohnungsversor-
gunguberlegungen. Andere Mallnahmen kommen nicht sinnvoll in Betracht.

Nicht zuletzt ist aufgrund der im Gutachten konservativ gewahlten Emissions-
ansatze zu erwarten, dass sich zuklnftig tatsachlich niedrigere Gerausche-
missionen einstellen und somit die Ergebnisse der Prognoserechnung eine
hohere Gerauschbelastung als im Regelfall zu erwarten ist abgebildet hat.
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Zudem zielt die parallel in Aufstellung befindliche ,StadtstraRe Nord“ (Verbin-
dungsstralle von der Hamburger Stral3e bis zum Bienroder Weg) auf eine
Entlastung der dem Plangebiet umgebenen Verkehrsstrecken ab. Entspre-
chend ist davon auszugehen, dass zuklnftig - aufgrund der Verkehrsmen-
genminderung auf dem Mittelweg - auch nach Errichtung der strallennahen
Bebauung im Plangebiet - an der gegenuberliegenden Bestandsbebauung
der Gesundheitswert zur Nachtzeit unterschritten wird.

Soziale Infrastruktur

Grundschule

Die geplanten Baugebiete in der Nordstadt haben zur Folge, dass die raumli-
chen Kapazitaten der jeweiligen bezirklichen Grundschulen zuklnftig nicht
mehr ausreichen. Das entstehende Defizit kann jedoch durch Umstrukturie-
rung der bestehenden Schulstandorte aufgefangen werden. Auf den Neubau
einer Grundschule im Baugebiet Mittelweg-Studwest kann daher verzichtet
werden. Sofern im Baugebiet nicht mehr als 300 neue Wohneinheiten entste-
hen, missen keine zusatzlichen Flachen fur den Bau einer Grundschule vor-
gehalten werden.

Im Rahmen der Kindertagesstatten-Entwicklungsplanung werden bei Be-
darfsberechnungen in Neubaugebieten zehn Kindergartenplatze und

acht Krippenplatze je 100 Wohneinheiten (WE) in Mehrfamilienhausern als
Planungsgrofe zu Grunde gelegt. Daraus ergibt sich fur das Planungsgebiet
,Mittelweg-Sudwest“ bei 300 WE ein rechnerischer Bedarf von ca. 30 Kinder-
gartenplatzen und 24 Krippenplatzen. Dieser Bedarf kann weder durch die
vorhandenen noch von den sich in Planung befindlichen Kindertagesstatten
in der Nordstadt gedeckt werden. Weitere Bedarfe ergeben sich aus dem B-
Plan ,Nordanger, HA 136.

Aus diesem Grund wird fur das Plangebiet eine Funf-Gruppen-Kita erforder-
lich. Sie soll angrenzend an den Ringgleisweg im ndrdlichen Plangebiet un-
tergebracht werden. Insgesamt stehen hier ca. 3.000 m? Flache fur die
Kindertagesstatte nebst Aul3engelande zur Verfugung. Sie deckt allerdings
nicht nur den Bedarf aus dem Gebiet des Bebauungsplans ,Mittelweg-Sud-
west“, HA 113, sondern auch Bedarfe aus dem Gebiet des Bebauungsplans
.,Nordanger®, HA 136.

Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes liegt im Spielplatzbereich 16-2,
der den Spielplatz Ludwigstralde und den Jugend/Bolzplatz am Sackweg auf-
weist. Der Bedarf an Spielflache fur Kinder und Jugendliche ist in diesem Be-
reich entsprechend der DIN 18034 zurzeit gedeckt. Bei Wegfall des Ju-
gend/Bolzplatzes am Sackweg durch den geplanten Bau der Stadtstralde
Nord entsteht jedoch mittelfristig ein Fehlbedarf von 100% an Spielflache fur
Jugendliche.
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Bei Realisierung der geplanten 300 Wohneinheiten entsteht entsprechend
der DIN 18034 zudem ein Mehrbedarf an jeweils 1.350 m? offentlicher Kin-
der- und Jugendspielflache.

Im Plangebiet sollen daher4-350 500 m? an Spielflache fur Kinder entstehen.
Der weitere aus dem Wohngebiet entstehende Bedarf (850m?) wird aulRer-
halb des Plangebietes durch das Angebot an Spielflache flr Kinder im nahe-
gelegenen Nordpark gedeckt werden.

Aufgrund der damit einhergehenden Larmbelastung wird der Bedarf aus dem
neuen Wohngebiet an Jugendspielflachen nicht durch die Anlage eines Ju-
gendplatzes gedeckt werden kdnnen. Hier ist aul3erhalb des Plangebietes im
Zuge der Planung flur die Stadtstral’e Nord eine Losung im Bereich des
Nordlichen Ringgebietes zu suchen.

Entwasserung

Ein Konzept zur Entwasserung von Schmutz- und Regenwasser wurde durch
Das Ingenieurburo Dr.-Ing- Olaf Schulz aufgestellt (Entwasserungskonzept
fur Schmutz- und Regenwasser, Projekt-Nr. 1191, 07.07.2016).

Schmutzwasser

Fur die Schmutzwasserentsorgung ist vorgesehen, das hausliche Schmutz-
wasser in offentlichen Freigefallekanalen zu sammeln, zu einem neu zu er-
richtenden Pumpwerk abzuleiten und Uber eine neue Druckleitung in den 06f-
fentlichen Schmutzwasserkanal im Mittelweg einzuleiten. Die zu verlegenden

Kanale folgen weitgehend dem vermuteten nattrichen Gelandegefalle.

Sollte das vorhandene Gelande vollstandig durch Bodenauffullungen nivel-
liert werden, kann gegebenenfalls auf das SW-Pumpwerk verzichtet werden.
Aufgrund der Tiefenlage des Vorflutkanals im Mittelweg ist dann zu prufen,
ob durch Umkehren der Gefallerichtung der Kanale eine vollstandige Ablei-
tung des Schmutzwassers in freiem Gefalle in den Vorflutkanal méglich ist.
Durch diese Variante besteht Einsparpotential der Bau- und Betriebskosten
fur das SW-Pumpwerk und die Druckleitung.

Fur die Regenentwasserung wurde ein Konzept vorgelegt, das eine vollstan-
dige Versickerung des auf offentlichen und privaten Flachen anfallenden Nie-
derschlagswassers dezentral im Baugebiet vorsieht. Eine Ableitung von Re-

genwasser in einen offentlichen Kanal ist nicht vorgesehen.

Die Ruckfuhrung des Niederschlagswassers in den naturlichen Wasserkreis-
lauf mdglichst nahe am Ort des Anfalls ist ein 6kologisch, wasserwirtschaft-
lich und technisch sinnvolles Ziel.

Es wurde ein Konzept zur Ableitung des abflieRenden Regenwassers entwi-
ckelt, bei dem die vollstandige dezentrale Versickerung des anfallenden Nie-
derschlagswassers im Baugebiet umgesetzt werden kann.
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Dabei werden die Verkehrsflachen groftenteils Uber Muldenversickerungsan-
lagen in den Grunflachen entwassert. Die Anlage von Muldenversickerungs-
anlagen erfordert zwar einen groReren Platzbedarf an 6ffentlichen Flachen,
ist aber aus 6kologischen und 6konomischen Gesichtspunkten der Rigolen-
versickerungsanlagen vorzuziehen

Ubrige Flachen, fir die keine Griinflichen zur Muldenversickerung zur Verfi-
gung stehen werden Uber Rigolenversickerungsanlagen entwassert. Eine Ab-
leitung von Regenwasser in das 6ffentliche Kanalnetz wird nicht erforderlich.

Die Verkehrsflachen sind dafir mit einem entsprechenden Langs- und Quer-
gefalle herzustellen, so dass das Regenwasser auf den Oberflachen ab-flie-
Ren und maoglichst gleichmafig und oberflachennah in die Muldenversicke-
rungsanlagen eingeleitet werden kann.

AbflieRendes Regenwasser von Stral’en, neben denen keine Grunflachen flr
die Anlage von Versickerungssystemen zur Verfligung stehen, soll ,unterir-
disch“ unterhalb der Verkehrsflache versickert werden. In der og. Entwasse-
rungskonzept werden dafur Rigolenversickerungsanlagen vorgeschlagen und
bemessen.

Da vor der Einleitung von Niederschlagswasser in die Rigolen Behandlungs-
mafnahmen erforderlich sind, wird daflir ein System aus Zuleitungen, Be-
handlungsanlagen und Rigolen geplant. Das vorgestellte Entwasserungssys-
tem sieht eine madglichst dezentrale, jeweils im Bereich der zu entwassern-
den StralRenflache angeordnete Rigolenversickerung vor.

Die dezentrale Versickerung der offentlichen Bereiche ist so bemessen, dass
das Regenwasser bei einem 20-jahrlichen Regenereignisses zurickgehalten
werden kann, ohne dass Wasser auf angrenzende Verkehrs- oder Grund-
stucksflachen Uberlauft. Es ist zwingend erforderlich, die Tiefgaragen baulich
gegen eindringendes Regenwasser bei groleren Regenereignissen zu
schutzen.

Fur die Ableitung des auf den privaten Baufeldern anfallenden Regenwas-
sers wird ebenfalls eine Versickerung direkt auf den jeweiligen Baufeldem
vorgesehen. Durch die Anlage von Grundachern konnen das erforderliche
Volumen einer Versickerungsanlage sowie der Aufwand verringert werden.
Da auf den begrinten Dachflachen das Wasser teilweise verdunstet, von
Pflanzen aufgenommen und wegen der Versickerung durch den humusierten
Aufbau gedrosselt abgeleitet wird, kann durch einen groReren Anteil an be-
grinten Dachflachen das erforderliche Rigolenvolumen verringert werden.

Im Verlauf der weiteren Planungen der privaten Baufelder ist zu beachten
dass die Platzbedarfe flr die Versickerungsanlagen bei der Planung der Tief-
garagen berucksichtigt werden.
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Sonstige Festsetzungen

Geh- Fahr- und Leitungsrechte

Innerhalb der mit ,1“ gekennzeichneten Flache werden ein Gehrecht und

ein Fahrrecht fur Radfahrer zugunsten der Allgemeinheit sowie fur Rettungs-
fahrzeuge festgesetzt. Die Festsetzung dient der ErschlieBung der angren-
zenden Baublocke fur den Ful- und Radverkehr, sowie fir Rettungsfahr-
zeuge. Ein Durchfahren der Baublocke soll hingegen nicht ermdglicht wer-
den.

Innerhalb der mit ,2“ gekennzeichneten Flachen wird ein Leitungsrecht zu-
gunsten der Ver- und Entsorgungstrager festgesetzt. Dies ist aufgrund der
dort bereits vorhandenen Leitungstrassen erforderlich. Eine Bebauung oder
Uberpflanzung mit Baumen ist nicht zuldssig. Im Schadenfall muss die
Durchfuhrung von Tiefbauarbeiten jederzeit kurzfristig durchfuhrbar sein.

Ortliche Bauvorschrift

Geltungsbereich und Anlass

Ziel der stadtebaulichen Planung ist ein fur seine Bewohner lebenswertes
und attraktives Stadtquartier. Dies setzt eine ansprechende Gestaltung und
ein harmonisches Stadtbild voraus. Dabei wird das Stadtbild u. a. durch die
Dachformen und die Fassaden, aber auch durch die Nebenanlagen und Ein-
friedungen bestimmt.

Die ortliche Bauvorschrift gilt flir das gesamte Planungsgebiet. Durch ausge-
wogene gestalterische Vorschriften kann die Attraktivitat der im Geltungsbe-
reich befindlichen Wohn- und Mischgebiete gesteigert werden.

Dacher

Ein herausragendes Gestaltungselement des Baugebietes ist die Dachland-
schaft. Sie pragt das Gesamtbild des Quartieres maf3geblich. Auch die Stra-
Ren- und Freiraume innerhalb der Siedlung werden durch das Aussehen von
Farbe, Form und Volumen der einzelnen Dacher stark beeinflusst.

In den Allgemeinen Wohngebieten sowie dem Mischgebiet sind nur Flachda-
cher mit einer Neigung bis max. 6° zulassig. Mit dieser Festsetzung entsteht
eine ruhige und zeitgemalie Dachlandschaft. Auch sind Gberdachte Neben-
anlagen nur als Flachdacher mit einer Neigung bis max. 6° zulassig. Neben-
gebaude und -anlagen sollen auf diese Weise optisch in den Hintergrund tre-
ten.

In den Allgemeinen Wohngebieten und dem Mischgebiet sind mindestens 50
% der Dachflache der Hauptgebaude extensiv zu begrinen. Die festgesetzte
Begrinung der Dachflachen steigert die Attraktivitat fir die Bewohner und

bietet Vorteile aus stadtklimatischer Sicht. Die Nutzung von Photovoltaik und
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Solaranlagen oberhalb der Begriinung bleiben zulassig. Die Funktionsfahig-
keit der Dachbegrinung muss dabei gewahrleistet bleiben. Grundsatzlich er-
scheint es sinnvoller, Photovoltaikelemente und Solaranlagen in nicht be-
grunten Dachbereichen unterzubringen. Die Regelung soll je nach Energie-
konzept bei erhhtem Bedarf eine gewisse Flexibilitat gewahrleisten.

Fassaden

In den Allgemeinen Wohngebieten und dem Mischgebiete sind die Fassaden
optisch zu gliedern, um auch bei der vorgesehenen geschlossenen
Bauweise eine abwechslungsreiche Fassadenabwicklung zum o6ffentlichen
Raum hin zu erhalten. Dies soll mindestens alle 25 m durch einen Material-
bzw. Farbwechsel in Kombination mit einem Versatz der Trauflinie oder
durch Vor- oder Ruckspringe in der Fassade erreicht werden. In begrinde-
ten Einzelfallen kann die Gliederung der Fassaden ausnahmsweise auch mit
anderen architektonischen Mitteln erfolgen.

In den Allgemeinen Wohngebieten und dem Mischgebiet sind Fenster in den,
den offentlichen Flachen zugewandten Fassaden in stehenden Formaten
auszufuhren. Auf diese Weise soll ein Uber alle verschiedenen Architekturen
hinweg einheitliches Stralkenbild mit einer im Wesentlichen vertikalen Gliede-
rung erreicht werden.

In begriindeten Einzelfallen kdnnen auch hier Ausnahmen von dieser Vor-
schrift zugelassen werden, wenn eine solche Gliederung auf andere Art und
Weise ausgefuhrt wird.

Materialitat und Farbgebung

Materialitat und Farbgebung der Fassaden bestimmen das individuelle Er-
scheinungsbild eines Gebaudes und pragen daruber hinaus mal3geblich den
Charakter des Wohngebietes. Das Quartier soll hinsichtlich der Gebaudema-
terialitat einen durchgangigen Duktus erhalten.

In den Allgemeinen Wohngebieten und in den Mischgebieten sind als domi-
nierendes Material Ziegelsichtmauerwerk und Putzfassaden in unterschiedli-
cher Farbigkeit vorgesehen, die durch anderweitige Materialien (Sekundar-
materialien) in einem gewissen Umfang in Abhangigkeit von der hochbauli-
chen Auspragung akzentuiert werden sollen. Die moglichen Farbbereiche
werden anhand der NSC Farbkarte definiert.

Ziel ist es, einerseits ein vielfaltiges, abwechslungsreiches und lebendiges
Quartier zu entwickeln; andererseits ist ein zu wildes Durcheinander ver-
schiedener Farben und Intensitaten zu vermeiden.

Im Mischgebiet sind die den 6ffentlichen Flachen zugewandten Fassaden in
Ziegelsichtmauerwerk in Gelb bzw. Rosé und Zwischentdnen auszufuhren.
Die ausgewanhlten Farben orientieren sich an den im grunderzeitlichen Nordli-
chen und Ostlichen Ringgebiet vorgefundenen Farbspektren.
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Im Allgemeinen Wohngebiet WA 1 sind die den 6ffentlichen Flachen zuge-

wandten Fassaden in Ziegelsichtmauerwerk, in durchgefarbtem Sichtbeton

oder mit mineralischem Putz in Grau bzw. Weil3 und Zwischenténen auszu-
fuhren. Um die Farbtdne spezifizieren zu kdnnen, wurde auf das Farbspekt-
rum NSC zuruckgegriffen.

Die Nebengebaude sind in Material und Farbe den Hauptgebauden anzupas-
sen, um Spannungen zu vermeiden. Sie unterliegen ebenfalls den Regelun-
gen der Farbgebung. Aneinandergrenzende Gebaudeabschnitte sollten in
der Farbwahl aufeinander abgestimmt werden.

Loggien und Balkone

Um eine klare Ablesbarkeit der Baukorper und eine einheitliche Erschei-
nungsform zu gewahrleisten, sollen zum 6ffentlichen Raum hin Freisitze nur
als eingeschnittene Loggien zulassig sein. Diese kdnnen bis zu 1,5 m vor die
Gebaudekante vorspringen. Die Aufenthaltsqualitat auf den Loggien sall
durch diese MaRnahme erhdht werden, ohne die Gebdudekubatur aufzuwei-
chen.

Den Baukdrpern vorgestellte Balkone flihren zu einem uneinheitlichen
Stralenbild; sie sollen daher nur zum von o6ffentlichen Stral3en- und Griunfla-
chen abgewandten Raum zur Ausfuhrung kommen.

Werbeanlagen

Da auch Werbeanlagen erheblichen Einfluss auf die Qualitat des Stadtbildes
des Quartiers ausuben, werden Art und Umfang im Rahmen der ortlichen
Bauvorschrift begrenzt. Ziel ist es, Werbeanlagen harmonisch in das Stadt-
bild und die Gebaudearchitektur zu integrieren.

In den Allgemeinen Wohngebieten und im Mischgebiet sind Werbeanlagen
grundsatzlich nur an der Statte der Leistung innerhalb der Gberbaubaren
Grundstuicksflachen zulassig. Zudem sind Werbeanlagen nur im Bereich der
Erdgeschosszone zulassig. Die Fernwirkung der Werbeanlagen soll auf
diese Weise eingeschrankt werden. Im Mischgebiet bleiben die oberen Ge-
schosse Uberwiegend der Wohnnutzung vorbehalten. Die Werbeanlage darf
dabei eine Lange von 2/3 der zugehorigen Nutzungseinheit und eine Héhe
von 0,6 m nicht Uberschreiten. Einerseits soll 6ffentlich zuganglichen Nut-
zungseinheiten die Mdglichkeit einer angemessenen Aullendarstellung gege-
ben werden, andererseits steht insgesamt der Wohncharakter des Quartieres
im Vordergrund. Eine zu grof3e Dominanz oder Storwirkung auf die nahere
Umgebung soll vermieden werden. Aus demselben Grund sind auch Anlagen
mit sich turnusmafig verandernder Werbedarstellung, wie z. B. LED-
Bildschirme, Rollbander, Filmwande oder CityLight-Boards, blinkende Wer-
beanlagen, Wechsellicht, Lauflichtbander, Skybeamer und akustische Wer-
beanlagen, generell ausgeschlossen. Von ihnen ist zu erwarten, dass nach-
teilige Auswirkungen auf das Wohnumfeld ausgehen.
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Einfriedungen

Im Sinne eines einheitlichen und offenen Charakters des Wohngebietes wer-
den Art und Héhe der Einfriedungen im Bebauungsplan geregelt. Einfriedun-
gen von Privatgrundsticken entlang der Grenzen zum offentlichen Raum ha-
ben auf die Qualitat von Strallen, Wegen und Platzen, 6ffentlichen Grinanla-
gen und auf den Charakter des Wohngebietes insgesamt grof3en Einfluss.
Die festgesetzte Art und Hohe der Einfriedungen beschrankt sich daher auf
die Grenze zu offentlichen Raumen, zwischen privaten Grundstucken werden
bewusst keine Festsetzungen getroffen.

Da die privaten Vorgartenzonen optisch mit den o6ffentlichen Verkehrs- und
Grunflachen als Einheit wahrgenommen werden, soll die Einfriedung in den
Allgemeinen Wohngebieten und dem Mischgebiet auf eine Schnitthecke

mit einer maximalen Hohe von 0,8 m beschrankt werden, sofern eine Einfrie-
dung gewunscht ist. Die offene Sicht in Verbindung mit einer gewissen sozia-
len Kontrolle des offentlichen Raumes bleibt so gewahrleistet. Zugelassen
werden in den Wohngebieten sowie in den Mischgebieten daher ausschliel3-
lich Hecken aus Laubgehodlzen. Sie sollen sich harmonisch in den Vorgarten
einfugen. Im Bereich der Grundstuckszufahrten gewahrleistet die Hohenbe-
schrankung zudem ein ausreichendes Sichtfeld fir ausparkende PKW und
erhoht somit die Sicherheit von Fulligangern, Radfahrem und spielenden
Kindern. Alternativ sind Mauern bis zu einer Hohe von 0,5 m zulassig, um
den Grenzbereich zwischen o6ffentlichem und privatem Raum zu definieren.

Entlang der als Flachen bes. Zweckbestimmung Geh- und Radweg festge-
setzten Flachen kdénnen Einfriedungen ausnahmsweise bis zu einer Héhe
von maximal 1,60 zugelassen werden.

Einstellplatze

Fur Doppelhaushalften und Reihenendhauser mit einer Wohnung mussen
zwei Einstellplatze je Wohnung hergestellt werden. Dabei ist die Anordnung
hintereinanderliegender (,gefangener®) Einstellplatze zulassig. Fiur Reihen-
mittelhauser und Mehrfamilienhauser muss ein Einstellplatz je Wohnung her-
gestellt werden. Fur Kleinwohnungen unter 40 m? Wohnflache und fur Sozial-
wohnungen, die mit Mitteln der sozialen Wohnraumférderung geférdert wer-
den, mussen 0,5 Einstellplatze je Wohnung hergestellt werden. Fur Klein-
wohnungen unter 40 m? Wohnflache, die ausschliel3lich von Studenten ge-
nutzt werden, mussen 0,33 Einstellplatze je Wohnung hergestellt werden.

Diese Festsetzungen werden auf Basis von § 84 (1) Nr. 2 NBauO getroffen.
Demnach kénnen Gemeinden ortliche Bauvorschriften Gber die Anzahl der
notwendigen Einstellplatze erlassen.

Es hat sich in der Vergangenheit herausgestellt, dass bei klassischer Einfa-
milienhausbebauung die Herstellung von einem Einstellplatz je Wohneinheit
heutzutage nicht reicht, um den Bedarf zu decken. Viele Haushalte verfliigen
uber zwei Pkw. Deshalb sind bei solchen Bebauungsstrukturen (freistehende
Einfamilienhauser, Doppelhauser, Reihenendhauser) je Wohneinheit
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zwei Einstellplatze je Wohnung auf den Baugrundstiicken herzustellen. Bei
diesen Wohnformen stehen die entsprechenden Flachen auf den Grundsti-
cken zur Verfugung. Um den Platzbedarf dennoch so gering wie moglich zu
halten, sind auch hintereinanderliegende Stellplatze zulassig (,gefangene
Stellplatze®). Die Nachweispflicht kann so zum Beispiel dadurch erfillt wer-
den, dass die 5,0 m tiefe Vorflache einer Garage als Einstellplatz genutzt
wird. Es ist bei den flr Einfamilienhauser typischen Nutzergruppen davon
auszugehen, dass die erforderliche Abstimmung tber die Nutzung bzw. das
gelegentlich erforderliche Umparken innerhalb der Bewohnerschaft (in der
Regel der Familie) gelingt.

Fur verdichtete Wohnformen wie Mehrfamilienhauser wird von einem gerin-
geren durchschnittlichen Stellplatzbedarf ausgegangen. Auch sollen verdich-
tete Bauformen wie Reihenhauser nicht erschwert werden. So kénnen bei
den heute Ublichen Reihenhaustypen und den dazugehdrigen Grundsticks-
grolen zwei Einstellplatze kaum auf dem jeweiligen Grundstuck realisiert
werden. Deshalb ist fur Reihenmittelhduser und Mehrfamilienhauser nur

ein Einstellplatz je Wohnung nachzuweisen.

Fur Kleinwohnungen unter 40 m? Wohnflache und flr Sozialwohnungen, die
mit Mitteln der sozialen Wohnraumforderung geférdert werden, missen 0,5
Einstellplatze je Wohnung hergestellt werden. Fur diese Wohnformen wird
von einem unterdurchschnittlichen Stellplatzbedarf ausgegangen. Ihre Errich-
tung soll nicht durch unangemessen hohe Anforderungen an den Stellplatz-
nachweis erschwert werden.

Fur das studentische Wohnen wird zudem aufgrund der unmittelbaren Nahe
zur Technischen Universitat von einem sehr geringeren Stellplatzbedarf aus-
gegangen. Sofern die Wohnungen ausschlief3lich von Studenten genutzt
werden, mussen mindestens 0,33 Einstellplatze je Wohnung hergestellt wer-
den, dabei ist der Nachweis der ausschlieRlich studentischen Nutzung durch
die Bindung an das Studentenwerk oder einen anderen Trager notwendig.
Bei Reduzierung des Stellplatzschlissels wird von einer erhéhten Fahr-
radnutzung ausgegangen, deshalb ist mindestens 1,0 Fahrradeinstellplatz je
Wohnung herzustellen.

Die Festsetzungen berlcksichtigen zum einen die innenstadtnahe Lage des
geplanten Wohngebietes, zum anderen auch die gute OPNV-Anbindung.

6 Gesamtabwagung

Im Sinne der gesamtstadtischen Entwicklung Braunschweigs wird der Schaf-
fung von Wohnraum eine hohe Prioritat eingeraumt. Mit den Planungen zum
Baugebiet ,Mittelweg-Studwest” wird aufgrund der anhaltend hohen Nach-
frage nach zentral gelegenem und gleichzeitig bezahlbarem Wohnraum ein
angemessenes Angebot geschaffen, das der fur Braunschweig nachteiligen
Stadt-Umlandwanderung entgegenwirkt und die Stadt als Ganzes in ihren
vielfaltigen Funktionen starkt.
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Durch die Nahe zur Innenstadt, die leistungsfahige Erschlielung und die
gute Anbindung an das Ful3- und Radwegenetz kann eine nachhaltige Siche-
rung der vorhandenen Infrastruktur- und Versorgungsangebote des naheren
Umfeldes und der Stadt erreicht werden. Daruber hinaus wird durch die vor-
liegende Planung den Wohnbedurfnissen einer wachsenden Bevolkerung so-
wie den allgemeinen Anforderungen an gesunde Wohn und Arbeitsverhalt-
nisse Rechnung getragen. Die stadtebauliche Nachverdichtung zentral gele-
gener Standorte bei gleichzeitiger Berticksichtigung der Naherholung dienen-
der Freiflachen verzeichnet somit vielfaltige Vorteile gegenuber der Auswei-
sung von Neubaugebieten an den Stadtrandern. Durch die Schaffung einer
angemessenen Nutzungsmischung innerhalb des Quartieres und einer guten
Einbindung in die vorhandenen Strukturen der Nordstadt entsteht ein Stadt-
baustein, von dem zu erwarten ist, dass er Uber die Plangrenzen hinaus posi-
tive Impulse auf die umliegende Nordstadt ausstrahit.

Aus diesen Grunden ist die vorgesehene Entwicklung des Wohnquartieres
Mittelweg-Sudwest mit einer nachhaltigen stadtebaulichen Entwicklung ver-
einbar. Anforderungen an den Umweltschutz, soziale und wirtschaftliche An-
forderungen sowie eine dem Wohl der Allgemeinheit dienende Bodennut-
zung werden durch die vorliegende Planung erfullt.

7 Zusammenstellung wesentlicher Daten
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Plangebiet insgesamt ca. 4,99 ha 100,00 %
Nettobauland ca. 2,65 ha 53,11 %
Allgemeine Wohngebiete ca. 2,19 ha 43,89 %
Mischgebiete ca. 0,46 ha 9,22 %
Offentliche Griinflichen ca. 0,75 ha 15,03 %
(davon erst nach Entwidmung ca. 0,06 ha 1,20 %)

Flache fur Gemeinbedarf ,Kindertagesstatte* ca. 0,30 ha 6,01 %

Verkehrsflachen ca. 0,92 ha 18,43 %
Offentliche StraRenverkehrsflachen ca. 0,83 ha 16,63 %
Verkehrsflachen mit der besonderen

Zweckbestimmung (Geh- und Radweg) ca. 0,09 ha 1,80 %
Gewidmete Bahnflachen ca. 0,37 ha 7,42 %
(davon zu entwidmen ca. 0,06 ha 1,20 %)

Wesentliche Auswirkungen des Bebauungsplanes

8.1

8.2

MalRnahmen

Zur Realisierung der Planung sind ErschlieBungsmal3nahmen (Stral3en- und
Wegebau sowie Ver- und Entsorgung, Regenwasserversickerungsflachen,
Anlage der Grunflachen) durchzufiihren.

Kosten und Finanzierung

Das Baugebiet wird durch einen Investor entwickelt. Es ist mit dem Investor
ein stadtebaulicher Vertrag gemal § 11 BauGB abgeschlossen worden. Da-
rin verpflichtet er sich, samtliche Malinahmen, die im Kausalzusammenhang
mit der Realisierung des von ihm erworbenen Baugebietes stehen (Erschlie-
Rung, ortliche Grunflachen, Spielplatzflachen etc.), auf seine Kosten durch-
zufuhren und die fertig gestellten Anlagen der Stadt unentgeltlich zu Ubertra-
gen. Das sudliche Flurstiick (231/9; Gemarkung Hagen Flur 4) wird von der
Eigentumerin selbst entwickelt, die sich vertraglich mit dem Investor uber die
Beteiligung an den ErschlieRungs- und Folgekosten einigt und verpflichtet die
Grinflache 4 unentgeltlich und lastenfrei an die Stadt zu Gbertragen.

Uber die Regelungen im stadtebaulichen Vertrag hat der Investor auch die
kapitalisierten Pflegkosten fur die offentlichen Grunflachen von der Stadt
uber einen Zeitraum von 20 Jahren zu tragen. Im Anschluss mussen entspre-
chende Kosten von der Stadt Ubernommen und entsprechende Mittel in den
Haushalt eingestellt werden.

Die Kosten flr den Erwerb, die Herstellung und Pflege der tberdrtlichen 6f-
fentlichen Grunflachen verbleiben zu 100% bei der Stadt. Fur die Herstellung

Bebauungsplan Mittelweg-Stidwest, HA 113 Begriindung, Stand: 16.5.2017

Verfahrensstand: § 10 (1) BauGB
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der Uberdrtlichen Grinflachen (Ringgleis) sind Kosten von ca. 70.000 € ver-
bunden.

Die Kosten flr die 6ffentlichen Entwasserungsanlagen (nur Schmutzwasser)
mit Ausnahme der Hausanschlussleitungen werden insgesamt von der Stadt-
entwasserung mit der ausfuhrenden Firma abgerechnet.

Die Kosten flr die Herstellung und Unterhalt der Funf-Gruppen-Kindertages-
statte werden vom Investor getragen. Die Kindertagesstatte verbleibt im Be-
sitz des Vorhabentragers. Im Gegenzug verbleiben die Mieteinnahmen fur
die Kindertagesstatte beim Vorhabentrager.

Die Mittel werden von dem zustandigen Fachbereich rechtzeitig zur Auf-
nahme in den Haushaltsplan bzw. das Investitionsprogramm angemeldet.

9 Bodenordnende und sonstige Malinahmen

Sofern wie vorgesehen mit dem Investor ein stadtebaulicher Vertrag abge-
schlossen wird, sind keine bodenordnenden MaRnahmengemalf § 45 ff
BauGB erforderlich.

10 Aul3er Kraft tretende Bebauungsplane

Der vorliegende Bebauungsplan ,Mittelweg Sudwest”, HA 113, erfasst mit
seinem Geltungsbereich den rechtskraftigen Bebauungsplan ,Hamburger
Stralle Sud“, HA 117. Die Festsetzungen dieses Bebauungsplanes werden
mit Rechtskraft des Bebauungsplanes HA 113 Uberplant und treten damit au-
Rer Kraft.

Bebauungsplan Mittelweg-Stidwest, HA 113 Begriindung, Stand: 16.5.2017
Verfahrensstand: § 10 (1) BauGB



Stadt % Braunschweig

Bebauungsplan mit ortlicher Bauvorschrift
Mittelweg Sudwest

Anlage 6
Stand: 24.5.2017

HA 113

Behandlung der Stellungnahmen der Behdrden und sonstigen Trager offentlicher Be-
lange, der Gemeinden sowie sonstiger Stellen

Behandlung der Stellungnahmen der Offentlichkeit

Beteiligung gemal § 3 (2) BauGB vom 23.1.2017 bis 22.2.2017

Stellungnahme Nr. 1
Schreiben vom 26.1.2017

Stellungnahme der Verwaltung

In diversen Gesprachen und Schriftwech-
seln hatte ich die Interessen des Klubs
Braunschweiger Fischer e.V., als Mieter
in der Hamburger Str. 283 deutlich ge-
macht und auf das sich abzeichnende
Parkplatzproblem, durch den Verkauf von
Grundstucksflachen an die Staake Immo-
bilien, hingewiesen.

Vor einigen Tagen habe ich in der BZ die
offentliche Ausschreibung fir das ange-
sprochene Grundstiick gelesen.

Hiermit lege ich Widerspruch gegen den
Bebauungsplan ein, Begriindungen fiir
diesen Schritt liegen dem Oberbirger-
meister, der Verwaltung und den Rats-
fraktionen vor. Bei Bedarf bin ich aber
gern bereit, das Ganze nochmals zu er-
lautern.

Der Einwender hat gegentber der Ver-
waltung mehrfach Bedenken geaulert,
dass durch den Wegfall der Stellplatze
auf dem im Geltungsbereich des Bebau-
ungsplan liegenden ehemals stadtischen
Grundstucks die Existenz des Klubs
Braunschweiger Fischer e. V. bedroht
sein konnte. Die Geschéftsstelle des Fi-
schereiklubs an der Hamburger Stral3e
wird nach seiner Aussage einmal wo-
chentlich am Dienstagnachmittag von ca.
30 Mitgliedern besucht, die die Stellplatze
nutzen.

Vorrangiges stadtebauliches Ziel des Be-
bauungsplans ,Mittelweg Sudwest®, HA
113 ist die Deckung des Wohnraumbe-
darfs. Der Bebauungsplan sieht auf der
zur Rede stehenden Stellplatzflache da-
her zukinftig Wohnbebauung vor (ge-
nauer: Gartenflache von Reihenh&usern).
Es handelt sich bei der Flache um ein
ehemals stadtisches Grundstiick, das fur
die Stellplatznutzung verpachtet worden
ist. Bei den genannten Stellpléatzen han-
delt es sich nicht um bauordnungsrecht-
lich nachzuweisende Stellplatze, sodass
die baurechtliche Zulassigkeit der Ge-
schéftsstelle nicht in Frage steht. Grund-
satzlich stehen die zukinftigen Festset-
zungen des Bebauungsplans der geneh-
migten Nutzung als Stellplatzflache nicht
entgegen. Die Festsetzungen des Bebau-
ungsplanes werden daher beibehalten.
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Da das Grundstiick jedoch an den Inves-
tor veraufRert wurde, ist die weitere Nut-
zung der Stellplatze u. a. von dessen Zu-
stimmung abhéngig. Die Verwaltung hat
dem Einwender daher empfohlen, wegen
der Stellplatznutzung bzw. einem mogli-
chen Ankauf einer Teilflache des Grund-
stiicks direkt mit dem Eigenttimer in Kon-
takt zu treten und hat parallel direkt mit
dem Investor Kontakt aufgenommen.
Dieser hat gegenuber der Verwaltung zu-
gesagt, das die Stellplatze kurz- bis mit-
telfristig zunachst weiter genutzt werden
koénnen.

Langfristig stehen dem Klub aul3erdem
die bauordnungsrechtlich nachgewiese-
nen Stellplatze auf dem Hof des Gebau-
dekomplexes zur Verfuigung. In der un-
mittelbaren Umgebung befinden sich zu-
dem zahlreiche 6ffentliche Stellplatze,
eine tatséchliche Bedrohung der Existenz
des Klubs Braunschweiger Fischer e. V.
ist daher nicht zu erkennen.

Es wird nicht verkannt, dass mit dem Ver-
lust der Stellplatze die Austibung der Nut-
zung erschwert wird. Allerdings hélt es
die Stadt Braunschweig fur gewichtiger,
durch die Bereitstellung von angemesse-
nen Angeboten den Wohnraumbedarf zu
decken, statt an der dauerhaften Beibe-
haltung der nur gering frequentierten
Stellplatze festzuhalten.

Vorschlag der Verwaltung:
Die Festsetzungen des Bebauungsplans
werden beibehalten.

Stellungnahme Nr. 2
Avacon AG
Wartenstedter Weg 75
38229 Salzgitter
Schreiben vom 1.2.2017

Stellungnahme der Verwaltung

Im Anfragebereich befinden sich keine
Versorgungsleitungen von Avacon AG /
Purena GmbH / WEVG GmbH & Co KG /
HSN GmbH Magdeburg.

Bitte beachten Sie, dass die Markierung
dem Auskunftsbereich entspricht und die-
ser einzuhalten ist.

Die Stellungnahme wird zu Kenntnis ge-
nommen.
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38114 Braunschweig OT Braunschweig
Hamburger Str

Gesamtanzahl Plane: O

Achtung:

Im o. g. Auskunftsbereich kénnen Versor-
gungsanlagen liegen, die nicht in der
Rechtstragerschaft der oben aufgefiihrten
Unternehmen liegen.

Vorschlag der Verwaltung:
Die Stellungnahme wird zu Kenntnis ge-
nommen.

Stellungnahme Nr. 3
Schreiben vom 7.2.2017

Stellungnahme der Verwaltung

In der Anlage finden Sie fur den oben ge-
nannten Bebauungsplan, in den das
Grundstick Rebenring 10 von (Name) mit
einbezogen wurde, eine Aufstellung von
Anmerkungen bzw. Kritikpunkten. Diese
liefern Argumente daflir, den Bebauungs-
plan hinsichtlich der Grundstiickssituation
Rebenring 10 zu lUberarbeiten. Ich konnte
mich leider erst nach Zugang der textli-
chen Begrindungen und Erlauterungen
mit einem Architekturbtro in Verbindung
setzen. In diesen Beratungsgespréchen
wurden erhebliche Probleme fir die wei-
tere Entwicklung des Grundstiicks
(Name) aufgezeigt, Uber die ein gemein-
sames Gesprach auch im Beisein der Ar-
chitektin stattfinden sollte. Ich ware Ihnen
deshalb dankbar, wenn Sie nach Durch-
sicht der beigefugten Unterlagen diesbe-
zuglich mit mir Kontakt aufnehmen wir-
den.

Einwande und Alternativisungen
gegenlUber dem Bebauungsplan Mittel-
weg-Siudwest HA 113

Die textliche Begriindung des vorgelegten
Bebauungsplans weist zutreffend auf ei-
nen dringenden Bedarf an innerstadti-
schen Wohnraum hin. Sie geht von einem
verdichteten Wohngebiet aus, das einen
Beitrag zur Losung dieses Problems
schaffen soll. Von der Nordostseite aus
soll die Hohe der Bebauung nach Siud-
west abfallen. Keinesfalls sind im suidost-

Die Hinweise werden zur Kenntnis ge-
nommen.

Die Verwaltung hat mit dem Einwender
im Rahmen des Bebauungsplanverfah-
rens mehrfach Gesprache beziiglich des
Grundstiicks Rebenring 10 gefihrt, in
dem der Grundstiickseigentimer zu-
nachst sein Einverstandnis mit dem ihm
vorgestellten stadtebaulichen Konzept
geaullert hatte.

Aufgrund der in der Stellungnahme ein-
gebrachten Einwande fanden erneut Ge-
sprache mit dem Einwender statt. Die
Verwaltung erlauterte nochmal das stad-
tebauliche Gesamtkonzept der Wohnbe-
bauung und die Notwendigkeit zur Schaf-
fung neuen Wohnraums in Braunschweig
sowie die aus stadtebaulicher Sicht erfor-
derliche Anbindung fur Ful3ganger und
Radfahrer an den Rebenring. Besonde-
res Augenmerk wurden dabei auf die
maoglichen Ausnutzungen der hinterlie-
genden Bereiche des Grundstiicks Re-
benring 10 (Flursticke 231/9 und 3/4,
Flur 4, Gemarkung Hagen) gelegt. Zu-
dem wurde die stadtebauliche Erforder-
lichkeit der festgesetzten Offentlichen
Grunflache 4 fur die Entwasserung der
zukunftigen Stral3enverkehrsflachen und
der Wegebeziehung fur Ful3génger und
Radfahrer unterstrichen.
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lichen Bereich freistehende Einfamilien-
hauser erwiinscht, und zwar gerade we-
gen der insgesamt verdichteten Bauweise
des Gebietes.

1. Das Grundstiick der (Name) ,Reben-
ring 10" hat an der Gesamtflache des Be-
bauungsplans einen Anteil von ungefahr
10 v.H. Es soll aber von den eigenen in
den Bebauungsplan einbezogenen ca.
3800 gm ca. 1500 gm (also mehr als ein
Drittel) offentlichen Zwecken zur Verfu-
gung stellen, die Uberwiegend dem
Hauptanteil von mehr als 30 000 gm zu
dienen bestimmt sein sollen. Es stehen
sich einerseits etwa 300 Wohneinheiten
zzgl. 240 Studentenappartements und
andererseits etwa 7 bis 9 Wohneinheiten
gegenuber. Das ist in der Abwagung der
Allgemeininteressen mit den Interessen
der beteiligten Grundstiickseigentiimer
ein Abwagungsfehler, der das Grund-
stick der (Name) unzumutbar belastet.

Auf dem Grundstlicksanteil der Fa.
Staake bzw. der Stadt sind zwar Stral3en
zur Erschlieung vorgesehen, diese ma-
chen aber nur einen wesentlich geringe-
ren Teil dieses Hauptgrundstiicks aus
und werden letztlich durch die verdichtete
Bauweise dort mehr als kompensiert.

2. Um die vorgesehene Bebaubarkeit des
Grundstiicks Rebenring 10 im sog. Gar-
tenbereich zu ermoglichen, muss (Name)
noch einen Grundstuckstreifen noérdlich
dazu erwerben. Ob dieser Erwerb zu zu-
mutbaren Bedingungen gelingt, ist frag-
lich. Zu klaren wére dann auch, wer ggfs.
die Bodenverunreinigungen in diesem
Bereich zu beseitigen hatte.

Der Einwender machte deutlich, dass er
sich eine zeithahe Bebauung des Grund-
stlickes winscht und diese selbst reali-
sieren mdchte. Im Einvernehmen mit
dem Einwender, dem Investor und der
Stadt konnte schlie3lich eine einver-
nehmliche Losung gefunden werden.

Im Ergebnis der Einigung soll die offentli-
che Grunflache 5 (Kinderspielplatz) und
ein Teil der offentlichen Verkehrsflache
mit der Zweckbestimmung Geh- und
Radweg, die den 0stlichen Teil des Flur-
stick 231/9 Gemarkung Hagen umfasste,
vom Satzungsbeschluss zuriickgestellt
werden.

Die Herstellung der Grunflache in diesem
Bereich wirde die vorherige Verfigbar-
keit des Grundstiicks voraussetzen. Dies
ist nicht gegeben, da der Eigentiimer die
gegenwartig im riickwartigen Bereich des
Grundstiicks Rebenring 10 ausgetibte
bauliche Nutzung langfristig ausiiben
mochte. Diesem Interesse soll gefolgt
werden.

Der Spielplatz wird daher nicht mehr im
Geltungsbereich dieses Bebauungspla-
nes umgesetzt. Vielmehr wurde ein kon-
kreter anderer Standort in der Nahe nérd-
lich der Geysostral3e im Geltungsbereich
des Bebauungsplanes ,Taubenstral3e®,
HA 135 gefunden. Dieser wird zukinftig
zusammen mit der in der Nachbarschaft
der Kita vorgesehenen Spielflache den
aus dem Baugebiet entstehenden Bedarf
an Kinderspielflache decken. Der Vorha-
bentrager ist vertraglich verpflichtet, die
erforderlichen Kinderspielgerate an die-
sem durch die Stadt benannten Standort
zu errichten.

Da der Einwender die auf seinem Grund-
stick ermdglichte Bebauung selbst reali-
sieren mochte, hat er sich in einer ent-
sprechenden Absichtserklarung (Letter of
Intent) gegentiber dem Vorhabentréager
verpflichtet, sich an den Erschlie3ungs-
und Folgekosten zu beteiligen. Im Ge-
genzug hat der Vorhabentréger zugesi-
chert, den fur die ErschlieBung des
Grundsticks aus dem neuen Baugebiet
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3. Von dem insgesamt nach Abzug der
offentlichen Zwecken zuzufiihrenden
Grundstucksflachen verbleibenden Rest
von 2315 gm durfte dann lediglich ein Teil
in der GroR3e von 924 gm Uberbaut wer-
den. Das sind gerade einmal etwas mehr
als 1/4 der einbezogenen Gesamtgrund-
flache der (Name) von insgesamt ca.
3800 gm.

4. Der als offentlicher Rad-und Gehweg
ausgewiesene Grundstucksteil der Zu-
fahrt zum Grundstiick Rebenring 10 vom
Rebenring aus hindert die Vermietung
wesentlicher Bereiche des vom Bebau-
ungsplan ausgenommenen Grundstucks-
teils der (Name). Ausweislich der beige-
flgten Aufstellung der Architekten Fol-
watschni-Bitter und Wegge (Anlage 1)
werden die Garagen und Einstellplatze,
die dem umzuwidmenden Weg weichen
mussten, die Nutzbarkeit und damit Ver-
mietbarkeit einiger Einheiten verhindern.
Einnahmeausfalle in jahrlich deutlich
5stelliger Hohe waren die Folge. Es
kommt hinzu, dass das Ein-und Auspar-
ken auf die und von den verbleibenden
Einstellplatzen und Garagen mit erhebli-
chen Problemen belastet waren, ja sogar
ein erhebliches Sicherheitsproblem dar-
stellen wirde. Da die Grundstiickszufahrt
sowohl o6ffentlich als auch von den
Grundstucksnutzern begangen bzw. be-
fahren werden kann, ist die Frage der
Verkehrssicherungspflicht zu stellen. Die
Eigentimerin musste ein zusatzliches Ri-
siko gerade auch im Hinblick auf die zu
erwartende Vielzahl von Fahrradfahrern
beflirchten. Das 6ffentliche Wegerecht
und der Wegfall von Einstellplatzen er-
schwert auch zukinftige geéanderte Nut-
zungen des Grundsticks. Vor diesem
Hintergrund dirfte es den Bewohnern des

heraus erforderlichen Grundstiicksstrei-
fen an den Einwender zu verauf3ern. Hin-
sichtlich der Erschlie3ung des ruckwerti-
gen Grundsticksbereichs wurde daher
eine Einigung auf Basis des vorliegenden
stadtebaulichen Entwurfs gefunden.

Der Einwender hat aul3endem zuge-
stimmt, die Grunflache 4 (Entwasse-
rungsmulde) unentgeltlich, kosten- und
lastenfrei, insbesondere frei von Bebau-
ung und Altlasten, an die Stadt zu Uber-
tragen. Die Grunflache 4 ist fur die Um-
setzung des Bebauungsplans erforder-
lich, um die Entwasserung der offentli-
chen Verkehrsflachen im Freispiegel zu
ermoglichen. Somit beteiligt sich der Ein-
wender anteilig an den flr das Baugebiet
erforderlichen offentlichen Flachen.

Die Wegeverbindung zwischen dem
neuen Baugebiet und dem Rebenring im
Bebauungsplan wird seitens des Einwen-
ders akzeptiert, ein Verkauf der Flachen
an die Stadt oder den Vorhabentrager
aber gegenwartig nicht erwogen. Somit
werden diese Flachen im Bebauungsplan
perspektivisch gesichert. Die Sicherung
soll nicht nur aufgrund der kiirzeren An-
bindung erfolgen, sondern vielmehr auch
die Optimierung des Wegeangebotes flr
FulRgéanger und Radfahrer als Anreiz fur
die starkere Nutzung im Rahmen des
Umweltverbundes in Braunschweig ins-
gesamt unterstitzen.

Bei der Wegeverbindung handelt es sich
um eine perspektivische Planung, die nur
in engem Einklang mit den Ansprichen
des Eigentiimers realisiert werden kann.
Die Herstellung setzt daher die vorherige
Verfugbarkeit des Grundstucks voraus.
Mit Inkrafttreten des Bebauungsplans be-
steht fur die Flachen ein stadtisches Vor-
kaufsrecht.

Fur die zukinftig 6ffentlichen Flachen ist
die Verkehrssicherungspflicht klar be-
stimmt. Moglichen Unfallgefahren kann
nach Ansicht der Stadt Braunschweig im
Rahmen der konkreten Ausbauplanung
begegnet werden.
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Wohngebietes zumutbar sein, die Rad-
und Gehweganschlisse Uber das Ringg-
leis, zur Hamburger Str. und zum Mittel-
weg zu nutzen. Uber den Mittelweg diirfte
der Umweg maximal ca. 200m bis zur
Einmindung der Muhlenpfordtstral3e be-
tragen. Flr eine Vielzahl von Bewohnern
gabe es Uberhaupt keinen Umweg. Ein
nicht unerheblicher Teil des zurzeit leer-
stehendes Wohnhauses der Eigentime-
rin (Name) wirde von einem Spielplatz
umfasst, der eine weitere Wohnnutzung
nach Sanierung erheblich erschwert.

5. Nur am Rande sei dann noch bemerkt,
dass durch den Spielplatz auf dem
Grundstick Rebenring 10 auch die Zu-
fahrt zum Mittelweg gekappt wirde, flr
die ein dingliches Wegerecht besteht.

6. Der als Anlage 2 beigefiigte Entwurf ei-
ner Bebauung mit drei sog. Stadtvillen
(dreigeschossig) auf dem Grundstiick der
(Name) wirde zusétzlich so dringend be-
notigten Wohnraum durch zusétzlich 27
WE schaffen. Der Spielplatzbedarf kénnte
fur diese 27 Wohneinheiten auf dem
Grundstuck selbst gedeckt werden Fur
die 300 Wohneinheiten auf dem gréf3eren
Grundstiick sowie den geplanten Studen-
tenwohnheim kdnnte ein Spielplatz unter
Verzicht auf einige Wohneinheiten im
nordlichen Bereich des WA Il unter Weg-
fall von 5 Reihenhauser geschaffen wer-
den. Im Ergebnis hatte man dann 22 zu-
satzliche WE. Wenn es bei einer aus-
schliel3lichen VerkehrserschlieRung auch
des Grundstucksanteils Rebenring 10
Uber den Mittelweg bleiben soll, ware das
naturlich ebenfalls moglich.

Als weitere Alternative (Anlage 3) haben
die Architekten Folwatschni-Bitter und
Wegge eine breitere Bebauung des Gar-
tenteils in der West-Ost-Richtung mit 8
Doppelhaushélften entworfen, der die
Grunflache westlich der Grundstlickszu-
fahrt vom Rebenring allerdings ein-
schlief3t. Diese Bebauung wirde lediglich
eine geringfugige Verlangerung der Er-
schlieBungsstral3e nach Westen hin erfor-

Da die Festsetzung einer Grinflache mit
der Zweckbestimmung Spielplatz von
dem Satzungsbeschluss zuriickgestellt
wurde, ist die Zufahrt vom Mittelweg zum
hinteren Bereich des Grundstiuicks Re-
benring 10 weiterhin gewahrleistet.

Der von dem Einwender vorgeschlagene
Entwurf (Anlage 2) sieht die verkehrliche
Erschliel3ung der beschriebenen
Wohneinheiten vom Rebenring vor. Ne-
ben dem Umstand, dass die Zufahrtssitu-
ation zum Rebenring aufgrund der raum-
lichen Enge und der Nahe zum Kreu-
zungspunkt mit der Muhlenpfordstral3e
auch zukunftig kritisch bleiben wird, han-
delt es sich um eine Doppelerschliel3ung,
wenn die abgestimmte Anbindung des
Bereiches an die Stral3en des neuen
Plangebietes hergestellt ist.

Da hinsichtlich der ErschlieRung letztlich
eine einvernehmliche Losung zwischen
Einwender und Vorhabentréger gefunden
wurde, bleibt es bei dem stadtebaulichen
Ziel, eine zukunftige Bebauung im ruck-
wartigen Bereich des Grundstiicks Re-
benring 10 an die neue Erschlielung
Uber den Mittelweg anzubinden. So kann
fur diesen Bereich eine ungeordnete Ent-
wicklung mit einer Erschliel3ung tber ver-
engte Grundstlckszufahrten dauerhatft
unterbunden werden.

Der vom Einwénder in dem Gespréach
vom 20.02.2017 vorgelegte Bebauungs-
vorschlag entspricht im Wesentlichen den
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dern, andererseits aber als Spielplatzfla-
che 535,63 gm auch fur das gesamte
Baugebiet zur Verfigung stellen. Das wéa-
ren immerhin mehr als 20 v.H. des in den
Bebauungsplan eingeschlossenen
Grundstucksteil der (Name). Falls eine
groRRere Spielplatzflache gewinscht wird,
konnte ein weiterer Teil im Anschluss an
das noérdlich platzierte Studentenwohn-
heim unter geringfugiger Verkirzung die-
ses Baukorpers geplant werden. Man
hatte dann einen zusammenhangenden
Spielplatz mit geringerer Umfassung des
z.Zt. leerstehenden Wohngebaudes. Wei-
tere Einstellplatze konnten auf3erdem fir
den Altbestand des Grundstiicks Reben-
ring 10 erhalten werden.

Anlagen:

1. Aufstellung tber die bei derzeitiger
Nutzung des Grundstiicks Rebenring 10
erforderlichen Einstellplatze

2. Mogliche Nutzung des Grundstiicks mit
drei Mehrfamilienh&usern-Stadtvillen- mit
Zufahrt vom Rebenring (Nutzung der be-
stehenden Zufahrt)

3. Alternativentwurf unter Anpassung an
den vorgelegten Bebauungsplan (8 Dop-
pelhaushélften)

Schreiben vom 16.5.2017
Ergédnzende Stellungnahme - Baugebiet
Mittelweg - Stidwest HA 113

Sehr geehrte Damen und Herren,

namens und in der als Anlage nachge-
wiesenen Vollmacht der Eigenttimerin
des Grundstiicks Rebenring 10, 38106
Braunschweig, erklare ich das Einver-
standnis mit dem Uberarbeiteten Bebau-
ungsplanentwurf - Stand 10. / 12. Mai
2017 - .

Sobald dieser Entwurf Bestandskratft er-
halten hat, ist meine auf den 07.02.2017
datierte Stellungnahme mit Einwanden
gegen den Ursprungsentwurf des Be-
bauungsplans gegenstandslos. Sofern
erforderlich, wirde ich in diesem Fall
auch meine Bedenken gegen den Be-
bauungsplan formal zuriicknehmen.

kunftigen Festsetzungen des Bebauungs-
planes und kann eine Grundlage fir die
neue Bebauung darstellen.

Die Anlagen zur Stellungnahme zeigen
neben der Bestandssituation Umset-
zungsideen des Einwenders. Im Rah-
men der Abstimmung konnte im Hinblick
auf die zukiinftige Bebauung dieses Be-
reiches Einigung erziehlt werden.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis ge-
nommen. Mit der vorliegenden Planung
wird dem zwischenzeitlichen Abstim-
mungsergebnis entsprochen. Die Stel-
lungnahme ist nach Abstimmung der Pla-
nung mit dem Einwender ergangen.
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Vorschlag der Verwaltung:

Der Satzungsbeschluss wird aufgrund
der eingegangenen Stellungnahme der
Grundstlckseigentiimerin auf den nordli-
chen Teil des Bebauungsplans mit Aus-
nahme der offentlichen Grinflache Nr. 4
und den im Bereich der bestehenden Be-
bauung befindlichen 6ffentlichen Ver-
kehrsflachen mit der Zweckbestimmung
Geh- und Radweg beschrankt und die
Beschlussfassung tiber den abgetrennten
Teil zurlckgestellt.

Die Festsetzungen werden beibehalten.

Stellungnahme 4
Vodafone Kabel Deutschland GmbH
Schreiben vom 15.2.2017

Stellungnahme der Verwaltung

Wir bedanken uns fir Ihr Schreiben vom
25.01.2017.

Eine Ausbauentscheidung trifft Vodafone
nach internen Wirtschaftlichkeitskriterien.
Dazu erfolgt eine Bewertung entspre-
chend lhrer Anfrage zu einem Neubauge-
biet. Bei Interesse setzen Sie sich bitte
mit dem Team Neubaugebiete in Verbin-
dung:

Vodafone Kabel Deutschland GmbH
Neubaugebiete KMU

Sudwestpark 15

90449 Nirnberg

Neubaugebiete@Kabeldeutschland.de

Bitte legen Sie einen ErschlieBungsplan
des Gebietes Ihrer Kostenanfrage bei.

Die Stellungnahme wird zu Kenntnis ge-
nommen.

Vorschlag der Verwaltung:
Die Stellungnahme wird zu Kenntnis ge-
nommen.

Stellungnahme Nr. 5
Schreiben vom 15.2.2017

Stellungnahme der Verwaltung

Bezugnehmend oben genannter Bebau-
ungsplan méchten wir unsererseits Be-
denken aufRern. Da wir auf unserem Be-
triebsgrundstuck nur tber eine begrenzte
Stellplatzkapazitat verfigen, haben wir
daher auf dem oben genannten Grund-
stuck eine Flache fur weitere Stellplatze
angemietet.

Vorrangiges stadtebauliches Ziel des Be-
bauungsplans ,Mittelweg Sudwest", HA
113 ist die Deckung des Wohnraumbe-
darfs. Der Bebauungsplan sieht auf der
zur Rede stehenden Stellplatzflache da-
her zukinftig Wohnbebauung vor (ge-
nauer: Gartenflache von Reihenh&usern).
Es handelt sich bei der FlAche um ein
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Auf dieser angemieteten Flache soll nun
It. Bebauungsplan Wohnbauten entste-
hen. Fir uns ware dies mit dem Wegfall
der angemieteten Stellplatzkapazitaten
verbunden.

Die verbleibenden Stellplatze auf dem ei-
genen Grundsttick sind fir einen dauer-
haften Betrieb unseres Unternehmens je-
doch nicht ausreichend, da sie den anfal-
lenden Kunden und Lieferverkehr nicht
aufnehmen koénnen.

Der Entfall der angemieteten Stellplatzfla-
chen wirde daher die Existenz unseres
Unternehmens ernsthaft in Frage stellen.

ehemals stadtisches Grundstuck, das fur
die Stellplatznutzung verpachtet worden
ist. Bei den genannten Stellplatzen han-
delt es sich nicht um bauordnungsrecht-
lich nachzuweisende Stellplatze, sodass
die baurechtliche Zulassigkeit des Be-
triebs nicht in Frage steht. Grundsatzlich
stehen die zukinftigen Festsetzungen
des Bebauungsplans der genehmigten
Nutzung als Stellplatzflache nicht entge-
gen. Die Festsetzungen des Bebauungs-
planes werden daher beibehalten.

Da das Grundstiick jedoch an den Inves-
tor veraul3ert wurde, ist die weitere Nut-
zung der Stellplatze u. a. von dessen Zu-
stimmung abhéngig. Die Verwaltung hat
dem Einwender daher empfohlen, wegen
der Stellplatznutzung bzw. einem mogli-
chen Ankauf einer Teilflache des Grund-
stiicks direkt mit dem Eigenttimer in Kon-
takt zu treten und hat parallel direkt mit
dem Investor Kontakt aufgenommen.
Dieser hat gegenuber der Verwaltung zu-
gesagt, das die Stellplatze kurz- bis mit-
telfristig zunachst weiter genutzt werden
koénnen.

Langfristig stehen auf3erdem die bauord-
nungsrechtlich nachgewiesenen Stell-
platze auf dem Hof des Gebaudekomple-
xes zur Verfigung. In der unmittelbaren
Umgebung befinden sich zudem zahlrei-
che offentliche Stellplatze, eine tatsachli-
che Bedrohung der Existenz des Betrie-
bes ist daher nicht zu erkennen.

Es wird nicht verkannt, dass mit dem Ver-
lust der Stellplatze die Austibung der Nut-
zung erschwert wird. Allerdings halt es
die Stadt Braunschweig flir gewichtiger,
durch die Bereitstellung von angemesse-
nen Angeboten den Wohnraumbedarf zu
decken, statt an der dauerhaften Beibe-
haltung der nur gering frequentierten
Stellplatze festzuhalten.

Vorschlag der Verwaltung:
Die Festsetzungen des Bebauungsplans
werden beibehalten.
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Stellungnahme Nr. 6
Schreiben vom 14.2.2017

Stellungnahme der Verwaltung

bei der Durchsicht der mir zur Verfiigung

stehenden Unterlagen (Internetseite des

FB Stadtplanung und Umweltschutz) sind
mir aufgefallen:

1. Es werden keine Aussagen gemacht,
ob es im Rahmen der Ausbaumal3-
nahmen wieder zu Erschitterungen
(wie im Rahmen der Rickbaumal3-
nahmen) kommt. Vor mehr als 20
Jahren wurde durch das Staatliche
Gewerbeaufsichtsamt Braunschweig
festgestellt, das im Planungsgebiet
und darUber hinausgehend unterirdi-
sche Wasseradern vorhanden sind.
Beim Einsatz von schweren Geraten -
in der gleichen Frequenz arbeitend-
kénnen Schaden an den vorhandene
Geb&auden der Umgebung auftreten.

2. lIst beabsichtigt durch die Stadtver-
waltung eine sog. Beschwerdestelle
einzurichten und diese vor Baubeginn
bekannt zu machen? Der Investor re-
agiert nicht bei Kontaktaufnahme mit
Burgern, wie ich selber feststellen
konnte.

Meine Frau und ich sind Eigentimer des
Mehrfamilienhauses Ludwigstral3e 29 und
bereits Geschadigte im Rahmen der
Ruckbaumalnahmen der ehern. Braun-
schweiger Zeitung.

Aufgabe der Bauleitplanung ist es, die
bauliche und sonstige Nutzung der
Grundstucke in der Gemeinde vorzube-
reiten und zu leiten. Die Planungsabsich-
ten beziehen sich auf die zukinftige Nut-
zung der Flachen.

Ob im Rahmen der Abrissarbeiten bzw.
der geplanten Ausbaumafinahmen auf
dem Gelande der ehemaligen Braun-
schweiger Zeitung moglicherweise Er-
schitterungen entstehen, kann im Rah-
men der Bauleitplanung nicht beurteilt
werden, da die Durchfihrung dieser Ar-
beiten grundsatzlich der Verantwortung
des Eigentiimers bzw. des Investors ob-
liegt. Sie sind nicht Bestandteil des Bau-
leitplanverfahrens.

Eine ausdriickliche Beschwerdestelle fur
Bauarbeiten wird nicht eingerichtet. Ge-
nerell sind Bauherren aufgefordert, ihre
Bautatigkeiten nachbarschonend vorzu-
nehmen.Dem Einwander wird weiterge-
hend empfohlen, im Falle etwaiger Beein-
trachtigungen den Vorhabentrager Uber
das Personal vor Ort zu kontaktieren.

Vorschlag der Verwaltung:
Die Stellungnahme wird zu Kenntnis ge-
nommen.




Stadt %g Braunschweig

Bebauungsplan mit ortlicher Bauvorschrift
Mittelweg Sudwest

Anlage 7
Stand: 23.2.2017

HA 113

Behandlung der Stellungnahmen der Behdrden und sonstigen Trager offentlicher
Belange, der Gemeinden sowie sonstiger Stellen

Beteiligung gemal § 4 (2) BauGB wurde vom 1. Marz bis 2. Mai 2016 durchgefiihrt.

Deutsche Bahn AG
DB Immobilien - Region Nord
Schreiben vom 28.4.2016

Stellungnahme der Verwaltung

Gegen das zuvor bezeichnete Verfahren
bestehen bei Beachtung und Einhaltung
der nachfolgenden Bedingungen/ Aufla-
gen und Hinweise aus Sicht der DB AG
und ihrer Konzernunternehmen keine
Bedenken.

durch das Vorhaben dirfen die Si-
cherheit und die Leichtigkeit des Ei-
senbahnverkehres auf dem aktiven
Teil der Bahnstrecke 1903, welche
sich in einer Entfernung von unge-
fahr 350 m zum Plangebiet befin-
det, nicht gefahrdet oder gestort
werden. Auf die durch den Eisen-
bahnbetrieb und die Erhaltung der
Bahnanlagen entstehenden Immis-
sionen (insbesondere Luft- und
Korperschall usw.) wird vorsorglich
hingewiesen.

die Gleisanlagen im Plangebiet des
Bebauungsplanes Mittelweg-
Sudwest HA 113 sind von der DB
AG verkauft worden.

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.
Die erwahnten Immissionen wurden im

schalltechnischen Gutachten berticksich-
tigt.

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.

Vorschlag der Verwaltung:
Die Festsetzungen werden beibehalten.

Braunschweiger Verkehrs-GmbH
Stadtbahn Gleisanlagen
Schreiben vom 15.4.2016

Stellungnahme der Verwaltung

Die Braunschweiger Verkehrs-GmbH ist
im Rahmen der Beteiligung Trager 6f-
fentlicher Belange zur Stellungnahme zu
0.9. B-Plan aufgefordert worden.

Die Schienentrasse fur eine im Rahmen
des Stadtbahnausbaukonzeptes geplan-
te Stadtbahnstrecke ist beriicksichtigt.




Sonstige Bedenken oder Anregungen
erheben wir nicht.

Die verspatete Riuckaul3erung bitten wir
zu entschuldigen.

Vorschlag der Verwaltung:
Die Hinweise werden zur Kenntnis ge-
nommen.

Hafenbetriebsgesellschaft Braun-
schweig mbH
Schreiben vom 13.4.2016

Stellungnahme der Verwaltung

Durch den Eisenbahnbetrieb kdnnen
Emissionen (Erschitterungen, Larm,
Licht, Staub, u. a.) ausgehen. Eine Haf-
tung hierfiir wird von der Hafenbetriebs-
gesellschaft Braunschweig mbH nicht
Ubernommen. Sollten bei einer starke-
ren Nutzung dieser Eisenbahninfrastruk-
tur zu einem spateren Zeitpunkt Larm-
schutzmalRnahmen erforderlich sein,
gehen diese nicht zu Lasten der Hafen-
betriebsgesellschaft Braunschweig
mbH.

Fur Ruckfragen diesbezuglich stehen
wir Ihnen gerne telefonisch unter der
Rufnummer 0531/2103410 zur Verfiu-

gung.

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.
Die erwahnten Immissionen wurden im
schalltechnischen Gutachten berticksich-
tigt.

Vorschlag der Verwaltung:
Die Hinweise werden zur Kenntnis ge-
nommen.

Stadtentwésserung Braunschweig
GmbH
Schreiben vom 12.4.2016

Stellungnahme der Verwaltung

Die Entwasserung des ehemaligen BZ-
Grundstiicks wurde davon geprégt, dass
Niederschlagswassermengen von dem
gesamten Grundstick in das o6ffentliche
Entwasserungsnetz nicht abgegeben
werden durften, da das 6ffentliche Ka-
nalnetz in diesem Bereich keine Auf-
nahmekapazitat aufwies. Dieses ist
nach wie vor zutreffend.

Die auf dem Grundstuck vorhandenen
Regenrickhalteanlagen missen erhal-
ten bleiben bzw. an geeigneter Stelle
vorgesehen werden. Regenwasser von
privaten und 6ffentlichen Flachen kann
nicht zum Mittelweg hin abgeleitet wer-
den.

Die Hinweise werden zur Kenntnis ge-
nommen. Im Rahmen des Bebauungs-
planverfahrens ist in enger Abstimmung
mit der SE|BS ein Entwéasserungskonzept
erstellt worden. Dieses sieht vor, dass die
vollstandige Versickerung des auf offentli-
chen und privaten Flachen anfallenden
Niederschlagswassers dezentral im Bau-
gebiet erfolgt. Eine Ableitung von Regen-
wasser in einen offentlichen Kanal ist da-
her nicht erforderlich.

Es ist vorgesehen, das auf den o6ffentli-

chen Flachen anfallende Regenwasser in
Mulden und Rigolen mit entsprechenden
Behandlungsanlagen zu leiten und in den
dafir vorgesehenen offentlichen Flachen
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Es sind geeignete Riuckhalte- bzw. Ver-
sickerungsanlagen (vergleiche Bauge-
biet Taubenstral3e) erforderlich, die in-
folge Inrer Gestaltung nur durch einen
damit erfahrenen Planer umgesetzt
werden konnen.

Dem vorliegenden Bebauungskonzept
wird unter den 0.g. Bedingungen soweit
zugestimmt. Fur weitere Auskinfte ste-
hen wir Ihnen gern zur Verfiagung.

ZU versickern.

In den ortlichen Bauvorschriften wird er-
ganzend festgesetzt, dass das anfallende
Niederschlagwasser von privaten Flachen
auf den Baugrundstticken zu versickern
ist.

Weitergehende Regenriickhalteanlagen
sind auf Grundlage dieses Konzepts nicht
erforderlich.

Vorschlag der Verwaltung:

Den Anregungen wird teilweise gefolgt.
Die Festsetzungen des Bebauungsplans
wurden bereits zur Fassung der 6ffentli-
chen Auslegung geandert/erganzt.

Vodafone Kabel Deutschland GmbH
Schreiben vom 8.4.2016

Stellungnahme der Verwaltung

Wir bedanken uns fir Ihr Schreiben vom
01.03.2016.

Eine ErschlieBung des Gebietes erfolgt
unter wirtschaftlichen Gesichtspunkten.
Diese sind in der Regel ohne Beteili-
gung des Auftraggebers an den Er-
schlieBungskosten nicht gegeben.
Wenn Sie an einem Ausbau interessiert
sind, sind wir gerne bereit, lhnen ein
Angebot zur Realisierung des Vorha-
bens zur Verfigung zu stellen. Bitte set-
zen Sie sich dazu mit unserem Team
Neubaugebiete in Verbindung:

Vodafone Kabel Deutschland GmbH
Neubaugebiete KMU

Sudwestpark 15

90449 Nirnberg

Neubaugebiete@Kabeldeutschland.de

Bitte legen Sie einen ErschlieBungsplan
des Gebietes Ihrer Kostenanfrage bei.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis ge-
nommen.

Vorschlag der Verwaltung:
Die Hinweise werden zur Kenntnis ge-
nommen.

Braunschweiger Netz GmbH
Schreiben vom 07.04.2016

Stellungnahme der Verwaltung

Zum oben genannten Bebauungsplan
nehmen wir wie folgt Stellung:
Die aufgefuihrten Gas-. Wasser- und




Stromversorgungsleitungen sowie die
Kommunikationsleitungen stehen im
Eigentum der Braunschweiger Versor-
gungs AG & Co. KG.

Die Braunschweiger Netz GmbH ist der
Betreiber der oben genannten Versor-
gungsleitungen.

Stromversorgung:

Die ErschlieBung des Gebietes kann
voraussichtlich tber zwei Ortsnetzstati-
onen mit Platzbedarf von 3,0 m x 5,0 m
erfolgen. Die Standorte sind fur die
Stromversorgung freizuhalten. Dabei
kann der Anschluss Uber ein vorhande-
nes Mittelspannungskabel 20 kV erfol-
gen. Der Standort einer der Ortsnetzsta-
tionen sollte zentral an der geplanten
Stral3enkreuzung in der Mitte des Ge-
bietes sein. (siehe Anlage)

Eine 20 kV Leitung verlauft in Ost-West
Richtung durch das Gebiet.

In der Beispielplanung sind diverse
Baume auf der 20 kV Kabeltrasse ge-
plant. Die Bestandsleitungen des
Stromnetzes durfen nicht tberbaut oder
mit tiefwurzelnden Geholzen bepflanzt
werden.

Des Weiteren befindet sich eine 20 kV
Leitung entlang der westlichen Seite des
Mittelwegs, die zu erhalten ist.

Fur die Mittelspannungsleitungen sind
wahrend der Bauphase Vorgaben der
Kabelschutzanweisungen einzuhalten.

Die Anschlisse der Hauser erfolgt Uber
Niederspannungsleitungen im Seitenbe-
reich (Gehwege). Die benétigen Trassen
richten sich nach dem Leistungsbedarf
und kdnnen zum Zeitpunkt dieser Stel-
lungnahme noch nicht bekannt gegeben
werden.

Gas- und Wasserversorgung:

Die Erschlie3ung des Baugebietes mit

Gas und Wasser kann tber die vorhan-
denen Versorgungsleitungen im Mittel-

weg realisiert werden. Ob eine Gasver-
sorgung erforderlich wird, ist abhangig

von der Festlegung des Warmekonzep-
tes.

Stromversorgung:

Die Versorgungsstationen wurden in der
vorgeschlagenen Lage und Abmessung in
den Bebauungsplan aufgenommen.

Die Leitungen werden mit einem entspre-
chenden Leitungsrecht gesichert. Die
Baume werden aus dem Nutzungsbeispiel
herausgenommen.

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.

Gas- und Wasserversorgung:
Die Hinweise werden zur Kenntnis ge-
nommen.




Eine endgultige Aussage bezuglich der
erforderlichen Trassenraume kann erst
im weiteren Zuge der Ausfiihrungspla-
nung erfolgen, da diese abhangig vom
Warmekonzept sowie der Anzahl der
WE und der Lage der Hausanschluss-
raume in den einzelnen Gebaudekom-
plexen ist.

Eine denkbare Trassenfilhrung gemaf
aktuellem Kenntnisstand kann dem bei-
geflgten Lageplan enthommen werden.
Im sudostlichen Bereich des Bebau-
ungsplans befinden sich derzeit noch
zwei Wasserhausanschlisse. Bei einem
Ruckbau der Gebaude ist der Ruickbau
der Hausanschlisse ebenfalls zu be-
rucksichtigen und zu beauftragen.

Betriebstelefon:

Im Geltungsbereich des Bebauungspla-
nes HA 113 Mittelweg-Sudwest befinden
sich Anlagen des Fernmeldenetzes. Fur
das Baugebiet ist eine Breitbandversor-
gung mittels Fiber-to-the-home (FTTH)
vorgesehen. Eine Aussage Uber die
spéatere Versorgung der Grundstlicke ist
abhangig von der geplanten Bebauung
(Anzahl der WE, Lage der Hausan-
schlussraume) und kann erst im Zuge
der Ausfihrungsplanung konkretisiert
werden. Grundsatzlich werden hierfur
Schutzrohre in den Planstral3en verlegt.

Im nordlichen Gehweg zwischen dem
Mittelweg und der Hamburger Stral3e ist
eine Schutzrohrverlegung vorgesehen.
Den geplanten Trassenverlauf entneh-
men Sie bitte dem beigefligten Plan.
Die Bestandsleitungen des Fernmelde-
netzes durfen nicht tberbaut oder mit
tiefwurzelnden Gehdlzen bepflanzt wer-
den. Zur Durchfiihrung aller notwendi-
gen Arbeiten muss die Versorgungs-
trasse jederzeit im erforderlichen Um-
fang zuganglich sein.

Ist ggf. durch die Umgestaltung oder
Neubau eine Umlegung der Bestandslei-
tungen erforderlich, sind diese in eine
rechtlich zu sichernde Versorgungstras-
se umzulegen.

Betriebstelefon:

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.
Die geplanten Leitungstrassen werden mit
einem entsprechenden Leitungsrecht gesi-
chert.

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.




Fur die 0. g. Versorgungsleitungen ist
ein Geh-, Fahr- und Leitungsrecht in der
weiterfihrenden Planung einzutragen.

Die Leitungen werden mit einem entspre-
chenden Leitungsrecht gesichert.

Vorschlag der Verwaltung:

Den Anregungen wird gefolgt. Die Festset-
zungen des Bebauungsplans wurden be-
reits zur Fassung der 6ffentlichen Ausle-
gung geandert/erganzt.

BS ENERGY
Schreiben vom 6.4.2016

Stellungnahme der Verwaltung

Leider wurde die Abfrage fiir den v.g.
Bebauungsplan nicht an unsere Be-
triebsabteilung Fernwarme (Abt. EW),
zustandig fur samtliche Bestandsanla-
gen der Fernwarmeversorgung von
BS|ENERGY, versendet. Dazu erhalten
Sie die Stellungnahme unserer Abtei-
lung EW, die bereits letztes Jahr an das
Architekturbuiro Carsten Meier Architek-
ten Stadtplaner gegangen ist und wei-
terhin giltig ist.

Stellungnahme vom 5.4.2016:

Fur das Entwicklungsgebiet ,Mittelweg -
Siudwest" bietet sich im Sinne einer
nachhaltigen und den Klimaschutzzielen
der Bundesregierung verpflichteten L6-
sung die Realisierung einer Fernwarme-
versorgung an. Im MaRnahmenpaket
zur Energie- und Klimapolitik der Bun-
desregierung nimmt die Kraft-Warme-
Kopplung eine herausragende Rolle ein.
Unsere Braunschweiger Fernwarme
wird in Kraft-Warme-Kopplung erzeugt
und ist als Ersatzmafinahme fiir die
nach dem EEWarmeG vorgeschriebe-
nen Verwendung von regenerativen
Energien bei Neubauten anerkannt.

Mit der Fernwarmeversorgung wirde ein
geschlossen emissionsfreies Baugebiet
entstehen, was maf3geblich zu der Er-
reichung der umweltpolitischen Ziele der
Stadt Braunschweig beitragen wirde.
Zur Realisierung wurden wir eine Fest-
setzung im Bebauungsplan begrif3en.

Im Sinne einer einheitlichen und wirt-
schaftlich realisierbaren Erschliel3ung
wird keine ParallelerschlielBung Fern-
warme | Gas erfolgen.

Die Hinweise werden zur Kenntnis ge-
nommen. Die Frage der Versorgung mit
Heizenergie ist nicht Bestandteil dieses
Bebauungsplanverfahrens.




Eine Heranfuhrung und Erschliel3ung
des neuen Wohngebietes mit Fernwar-
me aus Kraft-Warme-Kopplung wére
Uber die direkt innerhalb des Gebietes
verlaufende ON 500 Haubenkanal -
Hauptversorgungstrasse aus zu ermog-
lichen. Diese im Gebiet ,Mittelweg -
Sudwest" verlaufende Fernwarmetrasse
ist als eine der tragenden Stitzen der
Fernwéarmeversorgung in Braunschweig
anzusehen und damit von besonderer
Bedeutung fur die sichere und unterbre-
chungsfreie Fernwarmeversorgung von
Fernwarmekunden in Braunschweig. Bei
geplanten MalRhahmen im Bereich die-
ser Fernwarmetrasse besteht deshalb
immer eine frihzeitige Abstimmungs-
pflicht mit BSIENERGY.

Stellungnahme vom 2. Oktober 2015:

in dem betroffenen Gebiet sind Fern-
warme-Haubenkanaltrassen DN 500
und DN 150 verlegt, die als Hauptver-
sorgungstrassen dienen. Der Trassen-
verlauf ist dem beiliegenden Plan zu
entnehmen.

Diese Trassen missen funktional erhal-
ten bleiben.

Eine Uberbauung oder Uberpflanzung
mit Baumen ist nicht zul&ssig, die Tras-
sen und Schachte missen jederzeit zu-
ganglich sein.

Im Schadensfall muss die Durchfihrung
der Tiefbau- und Rohrbauarbeiten je-
derzeit und kurzfristig gewahrleistet
sein.

Insofern Erfordernisse zur Verlegung
dieser Trassen oder Trassenabschnitte
bestehen, kbnnen entsprechende L6-
sungen zusammen mit BSIENERGY,
Abt. EW, erarbeitet werden.

Da die Trassen uber Grunddienstbarkei-
ten abgesichert sind, sind die erforderli-
chen Umlegekosten durch den Veran-
lasser zu tragen.

Die Leitungen werden mit einem entspre-
chenden Leitungsrecht gesichert.

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.
Eine Verlegung der Leitungen ist nicht ge-
plant.

Vorschlag der Verwaltung:

Den Anregungen wird teilweise gefolgt.
Die Festsetzungen des Bebauungsplans
wurden bereits zur Fassung der 6ffentli-
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chen Auslegung geandert/erganzt.

Einzelhandelsverband Harz-Heide
e.V.
Schreiben vom 5.4.2016

Stellungnahme der Verwaltung

In der vorbezeichneten Angelegenheit
danken wir Ihnen fur Ihr Schreiben vom
01.03.2016, mit welchem Sie uns
Kenntnis von der Absicht der Stadt
Braunschweig gegeben haben, fur das
0.a. Stadtgebiet einen Bebauungsplan
aufzustellen.

Wir danken fiir die Information sowie die
Gewahrung einer Moglichkeit zur Stel-
lungnahme und haben der als Anlage
mit lhrem Schreiben Ubermittelten
~Entwurf Begrindung" (Stand
01.03.2016) im eingangs bezeichneten
Planverfahren entnommen, dass mit
dem Planvorhaben die planungsrechtli-
chen Voraussetzungen fur die Entwick-
lung eines innenstadtnahen Wohnquar-
tiers und die Umsetzung des im nordli-
chen Bereich des Plangebietes verlau-
fenden Abschnitts des Ringgleisweges
geschaffen werden sollen.

Da das vorliegende Planverfahren die
von unserer Seite aus zu vertretenden
Belange des Handels nur am Rande
beruhrt, die mal3geblichen diesbezugli-
chen Belange vielmehr im separaten
Verfahren HA 132 ,Hamburger Stral3e -
Sudost" Eingang finden, werden diessei-
tig keinerlei Einwendungen gegen das
0.g. Planvorhaben vorgebracht.

Soweit wir um Mitteilung gebeten wor-
den sind, welchen Umfang und Detaillie-
rungsgrad die Umweltprifung als
Grundlage fur die Beschreibung und
Bewertung der Umweltbelange im Um-
weltbericht aus der von uns fachlich zu
vertretenden Sicht haben sollte, teilen
wir mit, dass aus unserer Sicht lediglich
der gesetzlich verlangte Mindestumfang
und Detaillierungsgrad angezeigt er-
scheint.

Das hier vorliegende Planverfahren be-
einflussende eventuelle Planungsab-

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis ge-
nommen.




sichten oder sonstige Umstande, die fur
die Planung relevant sein kénnten, sind
von unserer Seite aus nicht anzumel-
den.

Fur Ruckfragen stehen wir Ihnen selbst-
verstandlich jederzeit gern zur Verfi-

gung.

Vorschlag der Verwaltung:
Die Hinweise werden zur Kenntnis ge-
nommen.

Stadtteilheimatpflege
Schreiben vom 5.4.2016

Stellungnahme der Verwaltung

Fur die geplante Aufstellung eines Be-
bauungsplanes bestehen aus heimat-
pflegerischer Sicht keine Einwande.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis ge-
nommen.

Vorschlag der Verwaltung:
Die Hinweise werden zur Kenntnis ge-
nommen.

Eisenbahn-Bundesamt
Schreiben vom 22.3.2016

Stellungnahme der Verwaltung

Ihr Scheiben ist am 02.03.2016 beim
Eisen-Bahnbundesamt eingegangen
und wird hier unter dem o.a. Geschafts-
zeichen bearbeitet. Ich danke lhnen fur
die Beteiligung des EBA als Trager of-
fentlicher Belange.

Die Belange des Eisenbahn-
Bundesamtes werden von der Planung
berdhrt. Nach Planung sollen zum Teil
nicht mehr genutzte Bahnflachen in den
Bebauungsplan einbezogen werden.
Insofern bestehen Bedenken.

Ich mdchte darauf hinweisen, dass
Bahnflachen grundsatzlich durch den
Bebauungsplan zwar tberplant werden
kénnen, aber der Bebauungsplan keine
Rechtswirkung entfaltet, solange die
Bahnanlagen nicht von Bahnbetriebs-
zwecken freigestellt wurden und somit
der Fachplanungsvorbehalt des Eisen-
bahn-Bundesamtes fortbesteht.

Wie sie im Text richtigerweise darstel-
len, soll fUr die nicht mehr bendtigten
Bahnflachen erst eine Freistellung von
Bahnbetriebszwecken erfolgen. Die ein-
schlagige Rechtsgrundlage hierfir ist §
23 Allgemeines Eisenbahngesetz.

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.
Die zum gegenwartigen Zeitpunkt noch
gewidmeten, aber nicht mehr bendgtigten
Flachen werden in den Bebauungsplan
nachrichtlich als ,zu entwidmende Bahn-
flachen® Gbernommen. Die in der Widmung
verbleibenden Flachen werden nachricht-
lich als ,Bahnanlagen” tilbernommen.

Fur alle derzeit nicht mehr benétigten Fla-
chen ist bereits eine Entwidmung bean-
tragt, das Verfahren ist jedoch noch nicht
abgeschlossen.




-10 -

Bitte beachten Sie, dass das Eisen-
bahnbundesamt nicht die Vereinbarkeit
aus Sicht der Betreiber der Eisenbahn-
betriebsanlagen und der Bahnstromfern-
leitungen (Ansprechpartner DB Netz
AG, Lindemannallee 3, 30173 Hanno-
ver) pruft. Die Betreiber dieser Anlagen
sind moglicher Weise betroffen. Daher
werden die gebotenen Beteiligungen
empfohlen, sofern sie nicht bereits statt-
finden.

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.
Die gebotenen Beteiligungen wurden
durchgefthrt.

Vorschlag der Verwaltung:

Die Stellungnahme wird bertcksichtigt. Die
nachrichtlichen Ubernahmen des Bebau-
ungsplans wurden bereits zur Fassung der
offentlichen Auslegung geéndert/erganzt.

LEA Gesellschaft fir Landeseisen-
bahnaufsicht mbH
Schreiben vom 22.3.2016

Stellungnahme der Verwaltung

Die Unterlagen zu der 0.g. Bauleitpla-
nung der Stadt Braunschweig haben wir
durchgesehen. Nordlich des Geltungs-
bereiches verlaufen die nichtoffentlichen
Bahnanlagen der Hafenbetriebsgesell-
schaft Braunschweig mbH. Die Bahnan-
lagen sind im Bebauungsplan aus-
schlief3lich nachrichtlich dargestellt.

Vorab zur Information: Die Hafenbe-
triebsgesellschaft Braunschweig mbH
hat Anfang des Jahres ein Teilstlick der
ehemaligen DB-Eisenbahninfrastruktur
1903 und ein Teilstiick der Eisenbahn-
infrastruktur der Anschlussbahn der
Braunschweiger Versorgungs AG & Co.
KG, Heizkraftwerk Mitte, Ubernommen.
Die Bahnanlagen der Hafenbetriebsge-
sellschaft Braunschweig mbH verlaufen
damit vom Werkstor des Heizkraftwer-
kes Mitte, westlich der Hamburger Stra-
Be, bis zur Ausweichanschlussstelle
Braunschweig-Nordkurve. Falls noch
nicht erfolgt, bitten wir Sie die Hafenbe-
triebsgesellschaft Braunschweig mbH
an diesem Verfahren, und an zukinfti-
gen Bauleitverfahren in Bahnnéhe, zu
beteiligen.

Unmittelbar stdlich der Bahnanlagen ist
ein Teilabschnitt des zukunftigen Ring-

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.
Die Hafenbetriebsgesellschaft Braun-
schweig mbH ist an diesem Verfahren be-
teiligt worden.

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.
Der genannte Punkt wird bei der weiteren
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gleiswegs vorgesehen. Des Weiteren
sind im 6stlichen Geltungsbereich eine
Kindertagesstatte und ein weiterer sepa-
rater Spielplatz vorgesehen. Unsere Er-
fahrungswerte zeigen, dass trotz des
generellen Verbotes Uber das Betreten
von Bahnanlagen, diese doch regelmé-
Big unzul&ssig gequert werden, was ein
hohes Sicherheitsrisiko darstellt. Um die
Gefahren so gering wie moglich zu hal-
ten, insbesondere im Hinblick auf die
Sicherheit spielender Kinder im Bereich
des Spielplatzes, ist entlang der Bahn-
anlagen eine Einfriedung (z.B. Hecke)
anzuordnen, um somit eine raumliche
Abgrenzung zu schaffen und das Betre-
ten der Bahnanlagen zu unterbinden.

Gemal dem stadtebaulichen Vorentwurf
ist fir die Anordnung des zuklnftigen
Ringgleisweges eine Abspaltung eines
Teilstlckes eines flr Bahnbetriebszwe-
cke gewidmeten Grundstlickes vorge-
sehen. Da diese Widmung dieses
Grundstlckes seinerzeit fur eine offent-
liche Bahn vollzogen wurde, stellen sie
im Erlauterungsbericht richtig dar (Kapi-
tel 5.5.4), dass fur dieses Teilstlick eine
Freistellung von Bahnbetriebszwecken
nach 8§ 23 Allgemeines Eisenbahnge-
setz (AEG) erfolgen muss. Da es sich
bei diesen Bahnanlagen nun mehr um
eine nichtoffentliche Eisenbahninfra-
struktur handelt, ist die zustandige Ge-
nehmigungsbehorde die Stadt Braun-
schweig.

Des Weiteren mdchten wir darauf hin-
weisen, dass aus dem Eisenbahnbetrieb
Emissionen entstehen kénnen, die im
Bebauungsplan Beriicksichtigung finden
sollten.

Ausplanung des Ringgleisweges bzw. des
Spielplatzes beriicksichtigt bzw. gepruft.
Auf die Festsetzung einer Einfriedung wird
verzichtet. In der Ausfihrungsplanung
werden die Sicherheitsaspekte erneut auf-
gegriffen und bericksichtigt.

Die Hinweise werden zur Kenntnis ge-
nommen.

Die erwdhnten Immissionen wurden im
schalltechnischen Gutachten beriicksich-
tigt.

Vorschlag der Verwaltung:
Die Festsetzungen des Bebauungsplans
werden beibehalten.

Avacon AG
Schreiben vom 16.3.2016

Stellungnahme der Verwaltung

Ihre Planung berihrt keine von uns
wahrzunehmenden Belange. Es ist kei-
ne Planung von uns eingeleitet oder be-
absichtigt.
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Zur Vermeidung von Verwaltungsauf-
wand bitten wir Sie, uns an diesem Ver-
fahren nicht weiter zu beteiligen.

Vorschlag der Verwaltung:
Die Hinweise werden zur Kenntnis ge-
nommen.

ALBA Braunschweig GmbH
Schreiben vom 11.3.2016

Stellungnahme der Verwaltung

Wir gehen davon aus, dass die Belange
der offentlichen Abfallentsorgung, Wert-
stofferfassung, Strafl3enreinigung und
des Winterdienstes bei der Planung be-
ricksichtigt werden.

Zu Ziffer 5.6 Ver- und Entsorgung:

Als Richtgrof3e soll fur ca. 500 Einwoh-
ner eine Wertstoffcontainerstation zur
Verfligung stehen, geplant sind im Quar-
tier ca. 300 WE sowie ein Studenten-
wohnheim mit ca. 240 Zimmern.

Auslegung einer Wertstoffcontainerstati-
on/ Grol3e: 2 Container fur Pappe, Pa-
pier und Kartonagen, 2 Altglascontainer,
1 Altkleidercontainer, 1 Reserveplatz
ggfs. fur Elektro-Kleingeréate).

Die Hinweise werden zur Kenntnis ge-
nommen.

Ein Standort flr Wertstoffcontainer wird in
die Planzeichnung aufgenommen.

Vorschlag der Verwaltung:

Die Stellungnahme wird berticksichtigt. Die
Festsetzungen des Bebauungsplans wur-
den geandert/erganzt.

Staatliches Gewerbeaufsichtsamt
Braunschweig
Schreiben vom 11.03.2016

Stellungnahme der Verwaltung

Zu den von hier wahrzunehmenden Be-
langen mochte ich Ihnen folgende Hin-
weise geben:

Es wird darauf hingewiesen, das in der
Néahe des geplanten Gebietes / Bauvor-
habens ein Betriebsbereich im Sinne der
Storfall-Verordnung (Firma Braun-
schweiger Versorgungs AG, Heizkraft-
werk Mitte, Reiherstr. 3, 38114 Braun-
schweig) existiert. In diesem Zusam-
menhang wird die Wirdigung des § 50
BImSchG unter Beriicksichtigung des
Leitfadens KAS -18 der Kommission fur
Anlagensicherheit beim BMU ,Empfeh-
lungen flr Abstéande zwischen Betriebs-
bereichen nach Storfall-Verordnung und

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.
Da der im Leitfaden empfohlene Sicher-
heitsabstand zwischen den schutzwirgen
Gebieten und dem Storfallbetrieb eingehal-
ten wird, sind keine weiteren Malinahmen
erforderlich.
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schutzwtrdigen Gebieten im Rahmen
der Bauleitplanung-Umsetzung des § 50
BImSchG" empfohlen.”

Vorschlag der Verwaltung:
Die Hinweise werden zur Kenntnis ge-
nommen.

Landesamt fur Geoinformation und
Landvermessung Niedersachsen
Schreiben vom 11.3.2016

Stellungnahme der Verwaltung

Zu den o. gg. Vorhaben werden keine
Anregungen oder Bedenken vorge-
bracht.

Vorschlag der Verwaltung:
Die Hinweise werden zur Kenntnis ge-
nommen.

IHK Braunschweig
Schreiben vom 10.3.2016

Stellungnahme der Verwaltung

Die 0.g. Bebauungsplanung dient dem
Ziel, innerhalb des Plangebietes ein
stadtisch gepréagtes Wohnquatrtier zu
entwickeln. Zu diesem Zweck sollen ent-
lang des Mittelweges Mischgebiete und
westlich davon allgemeine Wohngebiete
festgesetzt werden. Insgesamt ist im
Plangebiet die Realisierung von rund
300 Wohnungen, einem Studenten-
wohnheim mit ca. 240 Zimmern sowie
einer Kindertagesstatte vorgesehen.

Das Umfeld des Plangebietes ist durch
zahlreiche gewerbliche Nutzungen ge-
pragt (wie Gewerbehdofe ,Schimmel-
Hof', ,Panther Business Center", Haupt-
sitz BSIEnergy, Gewerbebetriebe am
Rebenring und an der Hamburger Stra-
Re, Gleisanbindung des Heizkraftwerks
Mitte). Bereits im Zuge der frihzeitigen
Beteiligung der Trager offentlicher Be-
lange hatten wir darauf hingewiesen,
dass Beeintrachtigungen der geplanten
Wohnnutzung durch Emissionen der
angrenzenden bzw. nahegelegenen
Gewerbebetriebe nicht auszuschliel3en
sind. Zur detaillierten Ermittlung und
Beurteilung der auf das Plangebiet ein-
wirkenden Larmimmissionen hatten wir
die Erstellung eines schalltechnischen
Gutachtens gefordert, das explizite Aus-
sagen zur Vertraglichkeit der geplanten
Wohnnutzungen mit den angesproche-

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.
Die erwéhnten Immissionen wurden im
schalltechnischen Gutachten berticksich-
tigt. Aus immissionschutzrechtlicher Sicht
sind keine Beeintrachtigungen zu beflrch-
ten.
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nen Gewerbenutzungen trifft. Den aktu-
ell ibersandten Unterlagen haben wir
entnommen, dass dieses Schallgutach-
ten noch nicht endgiiltig fertiggestellt
und die Erarbeitung der Planinhalte zum
Immissionsschutz daher noch nicht ab-
geschlossen ist.

Solange die Planunterlagen keine nahe-
ren Erlauterungen zur gegenseitigen
Vertraglichkeit der Wohn- und Gewer-
benutzungen einschliel3lich der ggf. dar-
aus folgenden Planfestsetzungen ent-
halten, ist uns eine abschlieRende Stel-
lungnahme zur o0.g. Bebauungsplanung
leider nicht moglich. Aus diesem Grunde
konnen wir auch im Rahmen der aktuel-
len Beteiligung der Trager offentlicher
Belange lediglich mitteilen, dass die
Planung aus wirtschattlicher Sicht nur
dann mittragen werden kann, wenn si-
chergestellt ist, dass die im Umfeld des
Plangebietes ansassigen Gewerbebe-
triebe keinerlei Einschréankungen ihrer
betrieblichen Nutzungs- und Entwick-
lungsmaoglichkeiten zu befirchten ha-
ben.

Die Néhe der geplanten Wohnnutzun-
gen zu den Gewerbenutzungen im Um-
feld des Plangebietes flihrt aber nicht
nur unter dem Aspekt des Immissi-
onsschutzes zu Problemen. Die entste-
hende rdumliche Enge bringt einzelne
Gewerbebetriebe auch in anderer Hin-
sicht in Bedrangnis. So sind etwa am
Standort Hamburger Strafl3e 283 mehre-
re Gewerbebetriebe ansassig, darunter
auch das Aquaristik-Fachgeschatft ,Das
Aquarium" sowie die Firma ,,DC Autotei-
le", die neben dem Autoteilehandel auch
eine Werkstatt betreibt. Seide Unter-
nehmen verfiigen auf inrem Betriebs-
grundsttick nur tber begrenzte Stell-
platzkapazitaten und haben daher auf
dem Nachbargrundstiick eine Flache
fur weitere Stellplatze angemietet. Auf
dieser angemieteten Flache sollen den
Planunterlagen zufolge nun Wohnbau-
ten entstehen (westlicher Teil des All-
gemeinen Wohngebietes WA2). Fur die
Gewerbebetriebe ware dies mit dem

Vorrangiges stadtebauliches Ziel des Be-
bauungsplans ,Mittelweg Sudwest®, HA
113 ist die Deckung des Wohnraumbe-
darfs. Der Bebauungsplan sieht auf der zur
Rede stehenden Stellplatzflache daher
zukunftig Wohnbebauung vor (genauer:
Gartenflache von Reihenhdusern). Es
handelt sich bei der Flache um ein ehe-
mals stadtisches Grundstuck, das fur die
Stellplatznutzung verpachtet worden ist.
Bei den genannten Stellplatzen handelt es
sich nicht um bauordnungsrechtlich nach-
zuweisende Stellplatze, sodass die bau-
rechtliche Zulassigkeit der Betriebe nicht in
Frage steht. Grundsatzlich stehen die zu-
kunftigen Festsetzungen des Bebauungs-
plans der genehmigten Nutzung als Stell-
platzflache nicht entgegen. Die Festset-
zungen des Bebauungsplanes werden da-
her beibehalten.

Da das Grundsttick jedoch an den Investor
verauf3ert wurde, ist die weitere Nutzung
der Stellplatze u. a. von dessen Zustim-
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Wegfall der angemieteten Stellplatzka-
pazitaten verbunden. Die verbleibenden
Stellplatze auf dem eigenen Grundstiick
sind fur einen dauerhaften Betrieb der
genannten Unternehmen jedoch nicht
ausreichend, da sie den anfallenden
Kunden- und Lieferverkehr nicht auf-
nehmen konnen. Der Entfall der ange-
mieteten Stellplatzflachen wirde da-
her die Existenz der erwahnten Unter-
nehmen ernsthaft in Frage stellen. Ein
solcher Verlust an florierenden Gewer-
bebetrieben sollte nach unserer Auffas-
sung aber nicht als Folge der in Rede
stehenden Bebauungsplanung in Kauf
genommen werden. Aus diesem Grunde
bitten wir die Stadt Braunschweig, sich
dieser speziellen Thematik im Rahmen
ihrer wirtschaftsfordernden Aktivitaten
anzunehmen und eine Loésung fur das
geschilderte Stellplatzproblem zu entwi-
ckeln, die den Unternehmen einen Ver-
bleib an ihrem angestammten Standort
ermoglicht.

mung abhangig. Die Verwaltung hat den
Gewerbetreibenden daher empfohlen, we-
gen der Stellplatznutzung bzw. einem
maoglichen Ankauf einer Teilflache des
Grundstucks direkt mit dem Eigenttimer in
Kontakt zu treten und hat parallel direkt mit
dem Investor Kontakt aufgenommen. Die-
ser hat gegenuber der Verwaltung zuge-
sagt, dass die Stellplatze kurz- bis mittel-
fristig zunachst weiter genutzt werden
koénnen.

Langfristig stehen aul3erdem die bauord-
nungsrechtlich nachgewiesenen Stellplat-
ze auf dem Hof des Geb&audekomplexes
zur Verfiigung. In der unmittelbaren Um-
gebung befinden sich zudem zahlreiche
offentliche Stellplatze, eine tatsachliche
Bedrohung der Existenz der Betriebe ist
daher nicht zu erkennen.

Es wird nicht verkannt, dass mit dem Ver-
lust der Stellplatze die Austbung der Nut-
zung erschwert wird. Allerdings hélt es die
Stadt Braunschweig fur gewichtiger, durch
die Bereitstellung von angemessenen An-
geboten den Wohnraumbedarf zu decken,
statt an der dauerhaften Beibehaltung der
nur gering frequentierten Stellplatze fest-
zuhalten.

Vorschlag der Verwaltung:
Die Festsetzungen des Bebauungsplans
werden beibehalten.

Deutsche Telekom Technik-GmbH
Schreiben vom 10.3.2006

Stellungnahme der Verwaltung

Die Telekom Deutschland GmbH (nach-
folgend Telekom genannt) - als Netzei-
gentimerin und Nutzungsberechtigte i.
S.v. 8 68 Abs. 1 TKG - hat die Deutsche
Telekom Technik GmbH beauftragt und
bevollméchtigt, alle Rechte und Pflichten
der Wegesicherung wahrzunehmen so-
wie alle Planverfahren Dritter entgegen-
zunehmen und dementsprechend die
erforderlichen Stellungnahmen abzuge-
ben. Zu der o. g. Planung nehmen wir
wie folgt Stellung:

Im Planbereich befinden sich Telekom-
munikationslinien der Telekom, die aus
beigefiigtem Plan ersichtlich sind. Der

Die Hinweise werden zur Kenntnis ge-
nommen. Die Lage der aus beigefligtem
Plan ersichtlichen Leitungen ist in die Pla-
nung eingeflossen. Die Leitungen werden
mit einem entsprechenden Leitungsrecht
gesichert.
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Bestand und der Betrieb der vorhande-
nen TK-Linien missen weiterhin ge-
wahrleistet bleiben.

Wir bitten, die Verkehrswege so an die
vorhandenen umfangreichen Telekom-
munikationslinien der Telekom anzu-
passen, dass diese Telekommunikati-
onslinien nicht verandert oder verlegt
werden mussen.

Wir machen darauf aufmerksam, dass
aus wirtschaftlichen Griinden eine Ver-
sorgung des Neubaugebietes mit Tele-
kommunikationsinfrastruktur in unterirdi-
scher Bauweise nur bei Ausnutzung al-
ler Vorteile einer koordinierten Erschlie-
Bung sowie einer ausreichenden Pla-
nungssicherheit moglich ist.

Wir bitten daher sicherzustellen, dass

fur den Ausbau des Telekommuni-
kationsnetzes im ErschlieBungsge-
biet die ungehinderte, unentgeltliche
und kostenfreie Nutzung der kinftig
gewidmeten Verkehrswege maoglich
ist,

entsprechend 8 9 Abs. 1 Nr.21
BauGB folgende Flachen als mit ei-
nem Leitungsrecht zu belasten fest-
gesetzt werden und im zweiten
Schritt eine beschrankte personliche
Dienstbarkeit im Grundbuch zuguns-
ten der Telekom Deutschland
GmbH,Sitz Bonn, mit folgendem
Wortlaut eingetragen wird: "Be-
schrankte personliche Dienstbarkeit
fur die Telekom Deutschland GmbH,
Bonn, bestehend in dem Recht auf
Errichtung, Betrieb, Anderung und
Unterhaltung von Telekommunikati-
onslinien, verbunden mit einer Nut-
zungsbeschrankung."

der ErschlieBungstrager verpflichtet
wird, in Abstimmung mit uns im er-
forderlichen Umfang Flachen fur die
Aufstellung von oberirdischen
Schaltgehausen auf privaten Grund-
stiicken zur Verfigung zu stellen
und diese durch Eintrag einer be-
schrankten personlichen Dienstbar-
keit zu Gunsten der Telekom
Deutschland GmbH, Sitz Bonn, im
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Grundbuch kostenlos zu sichern.

e eine rechtzeitige und einvernehmli-
che Abstimmung der Lage und der
Dimensionierung der Leitungszonen
vorgenommen wird und eine Koor-
dinierung der Tiefbaumalinahmen
fur Stral3enbau und Leitungsbau
durch den Erschlie3ungstrager er-
folgt,

die geplanten Verkehrswege nach der
Errichtung der TK-Infrastruktur in Lage
und Verlauf nicht mehr verandert wer-
den.

Fur den rechtzeitigen Ausbau des Tele-
kommunikationsnetzes sowie die Koor-
dinierung mit dem Stral3enbau und den
BaumalRnahmen der anderen Leitungs-
trager ist es notwendig, dass Beginn
und Ablauf der ErschlieRungsmafinah-
men im Bebauungsplangebiet der Deut-
schen Telekom Technik GmbH unter der
im Briefkopf genannten Adresse so frih
wie moglich, mindestens 3: Monate vor
Baubeginn, schriftlich angezeigt werden.

Vorschlag der Verwaltung:

Die Festsetzungen des Bebauungsplans
wurden bereits zur Fassung der o6ffentli-
chen Auslegung geédndert/ergénzt.

Stadtentwésserung Braunschweig
GmbH
Schreiben vom 17.1.2017

Stellungnahme der Verwaltung

Der Bebauungsplan Mittelweg-Sudwest
HA113 befindet sich im Aufstellungsver-
fahren, Anderungen sind vor Verab-
schiedung durch den Rat der Stadt
Braunschweig noch maoglich.

Die Textlichen Festsetzungen fur die
Niederschlagswasserbeseitigung im
Abschnitt VII "Sonstige Festsetzungen”
sind zu erganzen:

"Das anfallende Niederschlagswasser
von offentlichen Flachen ist innerhalb
des Bebauungsplangebietes zu versi-
ckern."

"Grundstiicke in Bereichen, die bei sel-
tenen Regenereignissen (groer als 20-
jahrige Wiederkehr) gefahrdet sind,

Im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens
~Mittelweg Stdwest“, HA 113 ist die SE|BS
umfassend beteiligt worden. Auf Ihre An-
regungen hin ist u. a. die ortliche Bauvor-
schrift aufgenommen worden, dass das
anfallende Niederschlagswasser von priva-
ten Flachen auf den Baugrundstticken zu
versickern ist. Die nachtréglich vorge-
brachte Forderung, dass das anfallende
Niederschlagswasser von 6ffentlichen Fl&-
chen innerhalb des Bebauungsplangebiets
zu versickern ist, kann nicht beriicksichtigt
werden. Dieser Festsetzungsvorschlag ist
zu unbestimmt. Zudem ist in enger Ab-
stimmung mit der SE|BS bereits eine Ent-
wasserungslésung erarbeitet worden, die
vorsieht, dass das auf offentlichen Flachen
anfallende Niederschlagswasser innerhalb
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missen durch geeignete Mal3hahmen
geschutzt werden."

Fur weitere Auskunfte stehen wir lhnen
gern zur Verfigung.

des Plangebiets entwassern werden soll.
Einen weitergehenden konkreten Rege-
lungsbedarf im Bebauungsplan im Sinne
einer Selbstbindung der Stadt ist nicht er-
forderlich.

Auch der zweite Festsetzungsvorschlag,
dass Grundstiicke in Bereichen, die bei
seltenen Regenereignissen (grol3er als 20-
jahrliche Wiederkehr) gefahrdet sind,
durch geeignete MaRnahmen geschitzt
werden mussen, kann nicht berticksichtigt
werden. Zum einen ist der Gefahrdungsbe-
reich Gberhaupt nicht bekannt, da das
Entwasserungsgutachten das Plangebiet
lediglich auf das 20-jahrliche Regenereig-
nis hin betrachtet. Dies entspricht im Ubri-
gen der géangigen Praxis auch bei anderen
Bebauungsplanverfahren. Zum anderen
fehlt fir eine solche Festsetzung die
Rechtsgrundlage.

Aus diesem Grund sind Regelungen zu
der Entwasserung der offentlichen Flachen
in den stadtebaulichen Vertrag aufge-
nommen worden. Im Bebauungsplan kann
lediglich auf die Gefahr hingewiesen wer-
den. Sie finden unter Hinweisen folgenden
Wortlaut: ,Die dezentrale Versickerung der
offentlichen Bereiche ist so bemessen,
dass das Regenwasser bei einem 20-
jahrlichen Regenereignis zuriickgehalten
werden kann, ohne dass Wasser auf an-
grenzende Verkehrs- oder Grundsticksfla-
chen Uberlauft. Es wird dennoch empfoh-
len, die Tiefgaragen baulich gegen ein-
dringendes Regenwasser bei grof3eren
Regenereignissen zu schitzen.”

Vorschlag der Verwaltung:
Die Festsetzungen des Bebauungsplans
werden beibehalten.

Stadtentwésserung Braunschweig
GmbH
Schreiben vom 9.2.2017

Wir danken lhnen fur lhre Stellungnah-
me vom 2.Februar beziglich der Re-
genentwasserung im B-Plan-Gebiet Mit-
telweg-Sudwest.

Wir sind nach wie vor davon Uberzeugt,
dass die Formulierung, ,Es wird den-
noch empfohlen, die Tiefgaragen bau-

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis ge-
nommen. Auf das vorgenannte wird ver-
wiesen.
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lich gegen eindringendes Regenwasser
bei gréReren Regenereignissen zu
schitzen.”, nicht ausreicht.

Es muss lauten: Es ist zwingend erfor-
derlich, die Tiefgaragen baulich gegen
eindringendes Regenwasser bei gro3e-
ren Regenereignissen zu schutzen.

Dieser Sachverhalt muss unbedingt in
den Bebauungsplan so aufgenommen
werden.

Vorschlag der Verwaltung:

Die Anregung wird bertcksichtigt. Die
Formulierung des Hinweises wird konkreti-
siert.




	Vorlage
	Beschlusskompetenz
	Aufstellungsbeschluss und Planungsziel
	Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 (2) BauGB, und sonstiger Stellen
	Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 (2) BauGB
	Planänderungen nach der Beteiligung der Öffentlichkeit
	Beschleunigtes Verfahren
	Empfehlung

	Anlage 1: HA113_Anl1_Übersichtskarte-neu
	Anlage 2: HA113_Anl2_Nutzungsbeispiel-neu
	Anlage 3: HA113_Anl3-1_Zeichnerische-Festsetzungen-neu-R
	Anlage 4: HA113_Anl3-2_Planzeichenerklärungen
	Anlage 5: HA113_Anl4_TextlicheFestsetzungen-neu
	Anlage 6: HA113_Anl5_Begründung-neu
	Anlage 7: HA113_Anl6_Behandlung-Stellungnahmen_3-2
	Anlage 8: HA113_Anl7_Behandlung-Stellungnahmen_4-2

